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Vorwort 


„Die britische Entscheidung für den EU-Austritt”, erklärt das Europäische Attac-Netzwerk (EAN), 

“sollte ein Weckruf für die führenden Politiker/-innen Europas sein. (...) Wir respektieren den Ärger der britischen 
Bevölkerung und ihre Entscheidung. Wir sind jedoch sehr besorgt, weil die Kampagne für den Austritt von 
Angstmache, Rassismus und Gewalt durchzogen war. Dies spiegelt den Aufstieg der extremen Rechten in Europa und 
die zunehmende Gewalt gegen Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten an den Grenzen wider. 

Wir befürchten, dass die extreme Rechte jetzt durch den Brexit weiteren Auftrieb erhält.” 

Walter Baier (“Die reaktionäre Rebellion”) analysiert die bedrohlichen Erfolge der Rechtsextremen und -radikalen, 
ProAsyl kritisiert das “Flüchtlingsbekämpfungsprogramm der EU-Kommission”. 

“Es ist dringend notwendig”, betont das EAN, “dass wir, die wir andere Vorstellungen von Internationalismus, 
Demokratie und Gleichheit haben, jetzt handeln. (...) Wir werden weiterhin gemeinsam mit demokratischen und 
offenen Basisbewegungen in ganz Europa dafür kämpfen, die Kontrolle über unsere Wirtschaften, unsere 
Gesellschaften und unser Leben zurückzuerobern. (...) Wir unterstützen alle in Großbritannien, die für ein besseres 
Land kämpfen, in ihrem Kampf gegen Rassismus und die extreme Rechte. (...) Ein anderes Europa ist möglich.” 


Das andere Europa, das sind die Menschen, die “vor allem in den Randstaaten sich gegen die Sparmaßnahmen zu 
wehren versuchen, die sich extrem destruktiv auf das Leben, das Überleben und die Demokratie auswirken.” 
(Chomsky in einem Videobeitrag von Januar 2016 ). Wir berichten über Griechenland, Portugal, Spanien. 

Das andere Europa, das sind auch die Streikenden und Demonstrierenden gegen die „Reform“ des Arbeitsgesetzes in 
Frankreich und auch in Belgien. „Behält die französische Regierung die Oberhand gegenüber der Gewerkschaft, ist 
dem Front National Tür und Tor geöffnet. Siegt aber der Front National in Frankreich, hat die extreme Rechte den 
europäischen Durchbruch erzielt.“ Walter Baier schreibt weiter: “Die französischen Gewerkschaften verteidigen daher 
heute nicht nur ihre in Jahrzehnten errungenen sozialen und politischen Rechte, sondern die Demokratie in Europa. Es 
wird höchste Zeit, dass die europäischen Gewerkschaften Solidarität entwickeln." (Marxistische Linke, 15.6.2016). 
AlterSummit — ein europaweiter Zusammenschluss von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen - ruft zu 
Solidaritätsaktionen ‚Rote Karte für das Loi Travail!“ auf. 


Dieses andere Europa lehnt sich gegen die Abschottungs- und Kriegspolitik der EU und der NATO auflehnen, gegen 
die Umweltzerstörungen auf. „Die Umweltkatastrophe und der Atomkrieg sind die zwei Hauptgefahren der 
Menschheit.“ (Chomsky) Zur Umweltkatastrophe hebt er hervor, dass die fossilen Brennstoffe nicht mehr entnommen 
werden dürfen, jedoch tun die Konzerne das Gegenteil. „Denn Teil der Logik eines kapitalistischen Marktes ist 
kurzfristig die Profite zu maximieren ohne auf die Konsequenzen für andere oder die Zukunft zu achten.“ Zur zweiten 
Hauptgefahr merkt er an: „Wir sind einem Atomkrieg wiederholt nahe gekommen. Das wäre die endgültige 
Katastrophe. Aber trotzdem werden die Nuklearprogramme ausgebaut.“ 


Viele weitere Probleme sind zu lösen: „Es findet gerade ein weltweiter Terrorfeldzug statt: Obamas 
Drohnenkampagne zielt formal offiziell explizit auf Menschen ab, die von der Regierung verdächtigt werden, vielleicht 
eines Tages Schaden zufügen zu wollen. Sie müssen getötet werden zusammen mit allen andren, die gerade in ihrer 
unmittelbaren Umgebung sind. Würde Al Qaida dies tun, wären wir sehr empört und wir würden sie wahrscheinlich 
dem Erdboden gleich machen. Aber das ist eine offizielle Politik, die von den westlichen Ländern unterstützt wird.“ 


In den USA funktioniert die Demokratie kaum noch. Heute haben wir eine Plutokratie, meint Chomsky. 

Ein weiteres Problem sei der neoliberaler Angriff auf die Bevölkerung weltweit, mit fast immer sehr großen Schäden. 
„Einige Länder waren in der Lage, sich langsam davon zu befreien, einige der wichtigsten sind in Südamerika. 
Erstmals in 500 Jahre hat Südamerika damit begonnen, sich aus der imperialistischen Kontrolle des Westens zu 

befreien und das bedeutete im vorigen Jahrhundert die Kontrolle seitens der USA. Die Länder vereinigten sich, um 
interne Organisationen zu entwickeln und so die enormen Herausforderungen im eigenen Land zu lösen, ohne 

westliche Dominanz. Die USA wurden aus nahezu der gesamten Hemisphäre vertrieben, was ein bemerkenswerter 

Umbruch im Weltgeschehen gleichkommt. “ - Im nächsten SiG-Heft werden wir uns mit dem reaktionären Roll-Back 
befassen, der die politischen Fehler von Bewegungen und Regierungen in Süd- und Zentralamerika ausnutzt. 


Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium für Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung 
- verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ott. 
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung. 
Wir bedanken uns für die Artikelvorschläge und für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von 
coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstützung! _www.coorditrad.attac.org 
szarhii li (gelrieh fü Gedruckte Exemplare von ”Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail 
an sig-abo@gmx.de. Rechnungsbetrag (inkl. Porto) einer Lieferung: 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 €, 


ab 10 Hefte: 1,50 € pro Heft Bis zur Nr. 112: pro Heft 1€ + Porto; portofrei ab 5 Heften Abonnement: 15 € für 6 Ausgaben. 


Redaktion: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland) - An dieser Nummer haben mitgewirkt: Werner Horch (Attac 
Deutschland), aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Tips, Anregungen gegeben haben. 
Danke an Mathias Mittergeber und Barbara Waschmann (Attac Österreich) für die online-Fassung. ViSPR: Peter Strotmann 
In eigener Sache: Seit Anfang 2015 gibt es unsere „SiG-Werkstatt“: SiG-Werkstatt für Nr.120 
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Europäisches Attac Netzwerk 
Brexit muss Weckruf für Europa sein 


Die britische Entscheidung für den EU-Austritt sollte ein 
Weckruf für die führenden Politiker/-innen Europas sein. 
Wir haben genug davon, von nicht gewählten Institutionen 
regiert zu werden, die im Interesse von Konzernen statt der 
Allgemeinheit handeln. Wir sind es leid, dass das Leben der 
Menschen in Europa vom Willen der Finanzmärkte diktiert 
wird. 


Das Versäumnis der EU-Institutionen, den demokratischen 
Forderungen der Menschen in Europa nachzukommen, hat eine 
in der Geschichte der EU beispiellose Krise ausgelöst. Wenn 
sich die EU nicht grundlegend und schnell ändert, wird sie 
zerfallen. 


Wir respektieren den Ärger der britischen Bevölkerung und ihre 
Entscheidung. Wir sind jedoch sehr besorgt, weil die Kampagne 
für den Austritt von Angstmache, Rassismus und Gewalt 
durchzogen war. Dies spiegelt den Aufstieg der extremen 
Rechten in Europa und die zunehmende Gewalt gegen 
Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten an den Grenzen 
wider. Wir befürchten, dass die extreme Rechte jetzt durch den 
Brexit weiteren Auftrieb erhält. 


Daher ist es dringend notwendig, dass wir, die wir andere 
Vorstellungen von Internationalismus, Demokratie und 
Gleichheit haben, jetzt handeln. Wir teilen die Wut der 
Menschen in Europa. Die Verwüstungen der Austeritätspolitik, 
die Erosion der Demokratie und die Zerstörung des Öffentlichen 
Dienstes haben unseren Kontinent in eine Spielwiese für ein 
Prozent der Bevölkerung verwandelt. Dies ist nicht die Schuld 
von Migrantinnen und Migranten, sondern der europäischen 
Eliten. 


Wir werden weiterhin gemeinsam mit demokratischen und 
offenen Basisbewegungen in ganz Europa dafür kämpfen, die 
Kontrolle über unsere Wirtschaften, unsere Gesellschaften und 
unser Leben zurückzuerobern. Wir verlangen von der EU, ihr 
System zur Repräsentation der Bevölkerungen radikal zu 
demokratisieren und so zu gestalten, dass es der Schaffung 
eines von mehr Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit geprägten 
Kontinents dienen kann. Wir fordern darüber hinaus, die 
Verhandlungen über TTIP und andere undemokratische 
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Handelsabkommen zu beenden, die Kontrolle über das 
Finanzsystem zu übernehmen und die Macht der Konzerne 
zurückzudrängen, Migrantinnen und Migranten mit Respekt 
und Würde zu behandeln, die Schaffung eines demokratisch 
kontrollierten öffentlichen Dienstes zu unterstützen, auf das 
Erreichen einer Nullemissionenwirtschaft innerhalb eines 
Jahrzehnts hinzuarbeiten und die Austeritätspolitik zu beenden. 
Nur Maßnahmen dieser Größenordnung, nur ein grundlegender 
Wandel, können die EU retten. 


Wir unterstützen alle in Großbritannien, die für ein besseres 
Land kämpfen, in ihrem Kampf gegen Rassismus und die 
extreme Rechte. Ein besseres Großbritannien kann Inspiration 
für die Schaffung eines besseren Europas sein. 


Ein anderes Europa ist möglich. 
Wenn die EU nicht Teil dieses besseren Europas sein kann, 
wird sie hinweggefegt werden. 


Stimmen aus Großbritannien zum Brexit (24.Juni 2016) 
Global Justice Now (= Attac UK): Brexit: our movement is 
more important than ever: „Our work starts today to steer the 
UK in a new and positive direction. We must prove to the world 
that Britain will not become a byword for intolerance, narrow- 
mindedness and despair.“ (s. auch in SiG 119 :Nick Dearden: In 
der EU bleiben, um Europa zu ändern) 

Left Leave! If you don’t want the racists to be the face of 
today’s result, then don’t let them. There is a significant 
proportion of those who voted Leave that did so on the basis of 
opposing the austerity and the neoliberal order that has directly 
impacted their lives and is part and parcel of the EU. Many on 
the left voted Remain for understandable reasons in a very 
divisive referendum. It is now time to unite around the most 
elementary demands that millions of working people will 
readily support. 

Another Europe is possible: It is better to light a candle than 
curse the darkness. In the months ahead we will try to ensure 
that we lay the foundations for a better country. We must prove 
to the world that Britain will not become a byword for 
intolerance, insularity and despair. Another Europe is possible. 
Another Britain is necessary. 


Left vnlty 





16. April 2016: über. 100 000 Menschen onen 


in London gegen die Austeritätspolitik 
March for Health Homes Jobs and Education 


Video (2 Min.) im Standard, Bericht und Videos im Guardian, 
Fotos, Bericht von „The people's Assembly“ 


ST 1 2 We MOEENIEEN TE SRHEITEERND REIFE NEFENDESERSERBRER 


Frankreich steht auf 


Seit Monaten finden in Frankreich Streiks, Demonstrationen und Platzbesetzungen gegen das neue Arbeitsgesetz, „Loi 
Travail“ oder „Loi El Khomri“ nach dem Namen der Arbeitsministerin, statt. (Text des Gesetzentwurfs hier ). 
Worum geht es? Welche Perspektiven könnte dieser Kampf gegen ein französisches „Agenda 2010“ haben? 


Welche Solidarität entfaltet sich weltweit? 


Gemeinsames Kommunique der Gewerkschaften 
CGT, FO, FSU, Solidaires, UNEF, UNL und FIDL 


Alles bröckelt, aber nichts bewegt sich! 


Paris, der 8. Juni 2016 - 

Die gewerkschaftlichen Organisationen, die 
sich im Kampf gegen das Arbeitsgesetz be- 
finden, bekräftigen nachdrücklich ihre Ent- 
schlossenheit, sich für die Interessen aller 
jetzigen und zukünftigen Lohnabhängigen 
einzusetzen. Sie verfolgen mit großer Auf- 
merksamkeit die Entwicklung der gewerk- 
schaftlichen Organisationen, die sich an den 
Aktionen nicht beteiligen, die aber ihre 
Missbilligung über das Gesetzesvorhaben 
zum Ausdruck bringen. 





Die Gewerkschafts- und Jugendorganisatio- 
nen sind sich ihrer Verantwortung bewusst 
und appellieren nochmals an die Regierung 
und die Abgeordneten, dass sie ihre Pflich- 
ten erfüllen, was den Schutz der Arbeitneh- 
mer betrifft. Sie weisen darauf hin, dass 
dieser Gesetzestext nicht akzeptabel ist 
vor allem hinsichtlich 

- der Umkehrung der Hierarchie der Nor- 
men, 

- der Vereinbarungen über die Entwicklung 
und den Erhalt der Arbeitsplätze, 

- der Lockerung der betriebsbedingten Kün- 
digungen, 

- der neuen Regelungen für die Mitarbeiter- 
abstimmungen und die Arbeitsmedizin, 
alles Faktoren, die die Arbeitnehmerrech- 
te zerstören und das Prekariat fördern. 


Daher sind sie der Auffassung, dass es für 
eine Regierung, die den sozialen Dialog be- 
fürwortet, unverständlich und inakzeptabel 
ist, dass der Präsident der Republik immer 


ALTER 


noch nicht auf das Schreiben der sieben Or- 
ganisationen reagiert hat, die darum bitten, 
von ihm empfangen zu werden, um ihre 
Vorschläge zu unterbreiten. 


Durch Drohungen und durch die Diskredi- 
tierung der sozialen Bewegung und durch 
den vergeblichen Versuch, die Gewerk- 
schafts- und Jugendorganisationen gegen 
einander auszuspielen, wird der Konflikt 
über den Entwurf eines neuen Arbeitsgeset- 
zes nicht geregelt werden. Sie bleiben ver- 
bündet und entschlossen zu gewinnen. 


Die Mobilisierung bleibt wichtig und die 
selbstorganisierte Abstimmung 
http://votationtravail.fr/ ist sehr erfolg- 
reich. Die Organisationen unterstützen den 
Kampf der Arbeitnehmer/-innen und aller, 
die sich ihnen anschließen, und sie rufen 
dazu auf, Streiks und Aktionen zu ver- 
stärken. 


Wenn die Regierung uneinsichtig bleibt, 
werden die Gewerkschafts- und Jugendor- 
ganisationen die Gesamtheit der Arbeitneh- 
mer/-innen, der Erwerbslosen und der Rent- 
ner, der Studenten und der Schüler aufru- 
fen, die Aktionen gegen das Gesetz fort- 
setzen, so wie sie auf lokaler Ebene festge- 
legt wurden, nämlich: 

am 23. Juni 2016: Tag der Abstimmung im 
Senat (Streiks, Konfrontation der Abgeord- 
neten mit unseren Forderungen, Versamm- 
lungen, Demonstrationen, Pressekonferen- 
zen ...) 

am 28. Juni 2016: Übergabe der Ergebnisse 


der selbstorganisierten Abstimmung an die 
regionalen Regierungsvertreter (Präfekten) 
und der Ergebnisse der Pariser Region an 
das Büro des Präsidenten der Republik, be- 
gleitet mit Streiks und Demonstrationen 


Schon jetzt kündigt sich der 14. Juni als ein 
Tag einer starken Mobilisierung an, an dem 
wir mit der Teilnahme und der Unterstüt- 
zung von Abordnungen europäischer und 
internationaler Gewerkschaften rechnen 
können, die jeden Tag ihre Solidarität aus- 
drücken. 


Lassen wir uns nicht einschüchtern und 
leisten wir Widerstand. 

Wir, die gewerkschaftlichen Organisatio- 
nen, rufen dazu auf, für eine Rücknahme 
des Arbeitsgesetzentwurfs und die Erweite- 
rung der Arbeitnehmerrechte abzustimmen. 
Wir rufen dazu auf, zahlreich an dem Streik 
und der Demonstration am 14. Juni in Pa- 
ris teilzunehmen. 


CGT : Confederation generale du travail — 
FO: Force Ouvriere 

FSU: Federation Syndicale Unitaire 
Solidaires: Union syndicale Solidaires — 
UNEF: Union Nationales des Etudiants de 
France — UNL: Union Nationale Lyceenne 
— FIDL: Federation Independante et Demo- 
cratique Lyceenne 


Text des Kommuniques hier: 
www.solidaires.org . Übersetzung aus dem 
Französischen von Claude und Uta Berny, 
Mainz — 11.06.2016 / SiG-Redaktion 


SU M M |TAm 28. Juni 2016 steht ganz Europa hinter Frankreich 


Die französische — wie auch die belgische — Regierung 
will unter dem Druck der EU und von der Religion der 
Wettbewerbsfähigkeit angetrieben eine „Reform des 
Arbeitsrechts“ durchsetzen, wie es bereits in Italien, 
Spanien, Griechenland, Bulgarien, Rumänien, im Ver- 
einigten Königreich und in Deutschland seit 2004 ge- 
schehen ist. 

Hinter dieser „modern“ klingenden Bezeichnung ver- 
birgt sich aber in Wirklichkeit das Vorhaben, die Geset- 
ze zum Schutz der abhängig Beschäftigten durch neue 
Regeln zum Vorteil der Unternehmer zu ersetzen: 
Abschaffung der für die Arbeitnehmer/-innen günstige- 
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ren Bestimmungen, Verschärfung der Flexibilität, Ver- 
längerung der Arbeitszeit und Kürzung der Reallöhne 
und der Freizeit; außerdem sollen die Gewerkschaften 
durch innerbetriebliche Abstimmungen umgangen wer- 
den, wodurch die Arbeitnehmer/-innen mit der Drohung 
des Abbaus von Arbeitsplätzen erpresst werden kön- 
nen. 

In ganz Europa stehen die Menschen denjenigen 
zur Seite, die in Frankreich für ein NEIN zu den so 
genannten Reformen kämpfen und die Rücknahme 
des „Loi Travail“ fordern. 


Zeigen auch Sie dem „Loi Travail“ die Rote Karte! 
Mails, Infos über Solidaritätsaktionen an info@altersummit.eu 


Sa 2 >07 RONERESHSENEERINRIRENEEENEREN EIERN SER CHI SEIEHERSENBRRERR 


Guillaume Paoli 


Arbeitnehmer/-innen, prekär Beschäftigte, Erwerbslose 
und Studierende gegen das französische „Agenda 2010“ 


Ver.di Publik - Seit Februar mehren sich die Proteste von Arbeitnehmer/innen, prekär Beschäftigten, Erwerbslosen und 
Studierenden gegen das neue Arbeitsgesetz (Code du travail) in Frankreich, gegen die Beschneidung ihrer Rechte. "Wir sind 
mehr wert als das", skandieren sie auf allen medialen Kanälen und den Plätzen der Republik. Die Kraftprobe spitzt sich zu. 


"Es gibt keine linke Alternative", betonte 
Staatspräsident Hollande eines Abends im 
Fernsehen, nachdem gerade erneut gegen 
das geplante Arbeitsgesetz demonstriert 
worden war. Damit ist alles gesagt. Um die- 
se Behauptung dreht sich die dramatische 
Freignisfolge, die Frankreich seit Februar 
erschüttert. Zur Amputation der Arbeitneh- 
merrechte gebe es kein Gegenmodell, allen- 
falls ein "rechtes", also dasselbe, nur eine 
Nummer größer. Es gehe nicht um gegen- 
sätzliche Auffassungen oder Interessen, 
sondern einzig um wirtschaftliche Vernunft. 
Als Zeuge wird die Agenda 2010 zitiert, ob- 
wohl die Mär längst widerlegt ist, sie habe 
zur Gesundung Deutschlands beigetragen. 








POUR: 
«le retrait du Projet de loi 
«travail» ; 
° conquerir un Code du 
travail du 21° siecle ! A 
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 www.cgt.fr 


Wochenarbeitszeiten von bis zu 60 
Stunden 


Das französische Pendant der Agenda 2010 
wird stückweise geliefert. Dem neuen Ar- 
beitsgesetz waren ein "Wettbewerbspakt" 
und ein "Verantwortungspakt" vorausge- 
gangen, die den Unternehmen riesige Steu- 
erentlastungen einbrachten. 


Es folgte das Macron-Gesetz, das Nacht- 
und Sonntagsarbeit ausweitete, Zugangsbe- 
schränkungen für bestimmte Berufe ab- 
schaffte und auch bereits den Kündigungs- 
schutz lockerte. 


Und nach dem jüngsten Gesetzestext dürf- 
ten Unternehmen schon entlassen, wenn sie 
vier Quartale hintereinander rote Zahlen 
schreiben. Die Wochenarbeitszeit könnte 
bis auf 60 Stunden erhöht werden, dabei 
würden die Überstunden geringer bezahlt. 


Bei der Festlegung der Höhen von Abfin- 
dungen und Entschädigungen werden die 
Arbeitsgerichte geschwächt. 


Besonders umstritten ist der Artikel 2, wo- 


nach Arbeitszeit und Löhne innerbetrieblich 
vereinbart werden dürfen und nicht mehr 
auf Branchenebene. Im Klartext: In Betrie- 
ben, in denen die Arbeitnehmervertretung 
schwach ist, kann der Unternehmer ent- 
scheiden, wie er will. Darin liegt, so Pre- 
mierminister Manuel Valls, "die ganze Phi- 
losophie des Textes". 


Kaum war der Gesetzentwurf bekannt gege- 
ben worden, unterschrieben weit über eine 
Million Menschen eine Petition dagegen, 
die von einer feministischen Autorin online 
gestellt worden war. Auf Twitter hieß der 
beliebteste Hashtag: "Wir sind mehr wert 
als das" (http://www.onvautmieux.fr/9 . 
Es war bereits abzusehen, dass der Protest 
gegen das neue Arbeitsgesetz das gewöhnli- 
che Maß übersteigen würde. Am 9. März 
fand die erste gewerkschaftlich organi- 
sierte Demonstration statt. Aufgerufen 
hatten die CGT, FO und SUD.(1) 


Anders als 2010 beim Protest gegen Sarko- 
zys Rentenreform schloss sich die CFDT 
nicht an. Frankreichs zweitgrößte Gewerk- 
schaft hat schon lange ihre "liberale Wen- 
de" hinter sich und ist mit Hollandes Parti 
Socialiste personell und strukturell verwo- 
ben. Die CFDT beschränkte sich in diesem 
Frühjahr darauf, Einzelpunkte im Gesetzes- 
text anzufechten, die dann sofort zurückge- 
nommen wurden - womöglich waren sie in 
erster Linie genau zu diesem Zweck auch 
geschrieben worden. Denn so konnte der 
Schein des sozialen Dialogs gewahrt wer- 
den. 


Ein zweiter nationaler Protesttag sollte erst 
drei Wochen später folgen, doch in der Zwi- 
schenzeit mobilisierten sich Schüler/innen 
und Studierende. Sie besetzten zahlreiche 
Gymnasien und Universitäten, organisierten 
eigene Demonstrationen. Um diese unvor- 
hergesehene Entwicklung im Keim zu ersti- 
cken, ging die Polizei gegen die Jugendli- 
chen besonders brutal vor, mit dem Gegen- 
effekt, dass die Empörung erst recht an- 
stieg. 

Am 31. März demonstrierten in mehre- 
ren Städten über eine Million Menschen. 
Nach der Kundgebung in Paris beschlossen 
einige tausend Teilnehmer/innen, anstatt 
auseinanderzugehen, den Platz der Repu- 
blik dauerhaft zu besetzen. Die "Nuit De- 
bout' ("Die Aufrechten der Nacht") war 
geboren. Rasch säte sich die Initiative im 
ganzen Land aus. In weit über hundert 
Städten und Vorstädten versammelten sich 
Bürger und Bürgerinnen Abend für Abend 
zum gegenseitigen Austausch. 
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Die neoliberale Katastrophe stoppen 


Oft konstruieren Medien einen Gegensatz 
zwischen der bürgerbewegten, modernen 
Nuit Debout und "altlinken" Arbeitskämp- 
fen, doch diese Behauptung hält nicht 
stand. Die Plätze werden von Arbeitneh- 
mer/innen, prekär Beschäftigten, Erwerbs- 
losen und Studierenden besetzt, die alle von 
der Demontage des Arbeitsrechts direkt be- 
troffen sind. Die Bewegung Nuit Debout ist 
vor allem eine Gelegenheit, sich mit Leuten 
in Verbindung zu setzen, die beruflich wie 
sozial aus anderen Zusammenhängen kom- 
men. Sie entstammt der Notwendigkeit, ef- 
fektive Wege zu finden, um die neoliberale 
Katastrophe zu stoppen. 


Dass dafür vereinzelte Demonstrationen 
und Streiktage nicht reichen würden, ver- 
deutlichte die Sturheit der Regierung so- 
fort. Allerorts wurde nach einer "Zusam- 
menführung der Kämpfe" gerufen, und die 
Nuit Debout begnügte sich nicht damit, 
stundenlang über eine bessere Welt zu sin- 
nieren. Von hier aus wurden viele vereinzel- 
te Arbeitskonflikte unterstützt, bei McDo- 
nalds-Beschäftigten etwa, Eisenbahnern 
oder Supermarktverkäuferinnen. Auch 
Flüchtlingen wurde gegen Zwangsräumun- 
gen beigestanden. 


Beim Nationalkongress der CGT Ende 
April riefen mehrere Sektionen nach einem 
weitflächigen unbefristeten Streik. Entge- 
gen der Behauptungen der Medien ist der 
CGT-Vorsitzende Philippe Martinez keines- 
wegs der kompromisslose Drahtzieher der 
Bewegung. Eher zaghaft ging Martinez in 
diesen Kampf. Es war die Basis, die sich 
für eine Verschärfung entschied. Über alle 
Streiks und Blockaden stimmen und stimm- 
ten die Belegschaften mehrheitlich ab. Am 
folgenden Protesttag, dem 28. April, wurde 
in vielen Betrieben die Arbeit niederlegt. 
Außerdem kam es auch erstmalig zu Blo- 
ckaden von Häfen, Ölraffinerien und Auto- 
bahnen. 


Der Sinn eines politischen Arbeitskampfs 
ist es, eine Regierung durch die Lahmle- 
gung der Wirtschaft zum Einlenken zu brin- 
gen. In Zeiten der Deindustrialisierung, der 
Massenerwerbslosigkeit und der zerbrö- 
ckelten Arbeitsteilung wird aber der Gene- 
ralstreik (Alle Räder stehen still!) zuneh- 
mend ineffektiv. Zusätzlich wird also ver- 
sucht, die Warenflüsse zu unterbrechen, die 
Lieferketten, den Personenverkehr, die 
Energieversorgung. Es kam zu Blockaden, 
und die haben einen Vorteil: Alle können 
sich beteiligen, auch Arbeitslose oder Leih- 
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arbeiter, für die sonst Widerstand schwer 
möglich ist. Sie haben aber auch einen 
Nachteil: Da sie meist am Rande der Lega- 
lität agieren, werden sie mit Gewalt aufge- 
löst. 
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Sie dürfen nicht unsere Zukunft 
niederknüppeln! Streiken wir alle! 


Christian Pilichowski 
„Loi Travail“: 
Enttäuschung, Zorn, 
Gegenvorschläge 


17. März 2016 

Seit drei Jahrzehnten sind alle Regierungen, 
gleich welcher Couleur, der Meinung, dass 
das Problem der Massenarbeitslosigkeit nur 
zu lösen ist, wenn die Arbeit flexibilisiert 
und prekarisiert wird und die kollektiven 
Rechte und Garantien der Arbeiterinnen 
und Arbeiter beschnitten werden. 

Die Sprache der Arbeitgeber ist seit Jahr- 
hunderten gleich geblieben. Schutzvor- 
schriften für Lohnabhängige seien ein Hin- 
dernis für Einstellungen, höhere Löhne und 
bessere Arbeitsbedingungen würden die 
wirtschaftliche Kraft des Landes schwä- 
chen, kurz, den „Geschäften“ schaden. 

Aus ideologischen Gründen, aus geistiger 
Trägheit oder aus Zynismus sind die ver- 
schiedenen Regierungen der letzten Zeit nur 
den Wünschen der Arbeitgeber gefolgt. 
Aber die Arbeitslosigkeit steigt weiter und 
Frauen leiden unter Prekarisierung und aty- 
pischen Arbeitszeiten härter als Männer, 
wodurch die Geschlechterdiskriminierung 
weiter verstärkt wird; Jugendliche, auch die 
mit besten Diplomen, erfahren Prekarität 
und schuften über Jahre hinweg in befriste- 
ten Arbeitsverhältnissen, bevor sie einen 
festen Arbeitsplatz finden. All das ist in der 


Ausnahmezustand verlängert 


Ohnehin findet keine Demonstration ohne 
Ausschreitungen statt, und diese werden 
von der Polizei offenbar auch gewollt: Un- 
zählige Videoaufnahmen sowie die Profile 
der zahlreichen Verletzten und Festgenom- 
menen widerlegen die Mär von "Black 
Blocks", die friedliche Proteste angeblich 
eskalieren ließen. Selbst während der tradi- 
tionellen Gewerkschaftsdemonstration am 
1. Mai ist mit Tränengas, Gummigeschos- 
sen und Blendgranaten gegen die Menge 
geschossen worden. Offensichtlich will die 
Regierung ihre Opponenten von weiteren 
Demonstrationen abschrecken. Dazu nutzt 
sie den bis Ende Juli verlängerten Ausnah- 
mezustand, um menschenrechtswidrige 
Maßnahmen wie Hausarreste oder Demons- 
trationsverbote zu erteilen. 


Noch deutlicher zeigte sich die Verachtung 
des Mehrheitswillens, als am 10. Mai das 
neue Arbeitsgesetz ohne Abstimmung der 
Nationalversammlung durchgesetzt wurde. 
Selbst im Parlament war dafür keine Mehr- 
heit zu finden. Den Notparagraf 49.3 der 
Verfassung, der diesen Griff erlaubt, hatte 
Hollande eine "Demokratieverweigerung" 
genannt, als er noch in der Opposition war. 
Allerdings soll der Gesetzestext noch vom 


einen oder anderen Form in allen Ländern 
Europas anzutreffen. 


Während der fünfjährigen Amtszeit Sarko- 
zys haben die Angriffe auf die Arbeitswelt 
jedoch zugenommen, was zu heftigen 
Kämpfen führte. Im Gegensatz zu früheren 
Auseinandersetzungen wie bei dem Ver- 
such, einen speziellen Arbeitsvertrag für 
junge Menschen durchzusetzen (Ersteinstel- 
lungsvertrag 1996), ist es in diesen Kämp- 
fen aber nicht gelungen, die neoliberalen 
Reformen zu blockieren, wie die, mit denen 
das Renteneintrittsalter erhöht wurde und 
die Renten gleichzeitig gekürzt wurden. (1) 


Ordoliberalismus der Hollande- 
Regierung 


Hollande, der nur mangels Alternativen 
zum Präsidenten gewählt wurde, um Sarko- 
zy davonzujagen, aber keine wirkliche Zu- 
stimmung fand, hat sich schnell mit den 
stärksten Befürwortern des Ordoliberalis- 
mus unter seinen sozialdemokratischen 
Freunden umgeben. (2) 

Minister Macron, einem Investmentban- 
ker, der sein Vermögen mit Fusionen und 
Übernahmen im Bankensektor gemacht hat, 
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konservativ dominierten Senat abgeändert 
werden, dann wieder vor die Nationalver- 
sammlung kommen, bis er (wahrscheinlich 
wieder durch Paragraf 49.3) Ende Juli defi- 
nitiv verabschiedet wird. Eine Frist gibt es 
also noch, deshalb geht der Protest weiter. 


Seit der dritten Maiwoche spitzt sich die 
Kraftprobe zu. Alle Ölraffinerien des Lan- 
des werden bestreikt, Öltanker werden in 
den Häfen blockiert, die AKW-Arbeiter 
verringern die Stromproduktion, Eisenbah- 
ner rufen zum unbefristeten Streik auf. Ar- 
beitgeberverband, bürgerliche Opposition 
und CFDT flehen die Regierung an, jetzt 
unnachgiebig zu bleiben, ein Rückzieher 
würde eine tiefe institutionelle Krise verur- 
sachen. Andererseits wissen die revoltieren- 
den Gewerkschaften, dass sie um ihr Über- 
leben kämpfen. Vor allem wird sich die all- 
gemeine Empörung im Lande nicht so 
leicht besänftigen lassen. Es steht eine 
Stunde der Entscheidung bevor. 


Verdi Publik 4/2016 


(1) Anm. der SiG-Redaktion: Aufgerufen 
hatten am 3. März 2016 ein Bündnis von 4 
Gewerkschaften und 3 Verbände von Schü- 
lern und Studenten. In diesem Bündnis sind 
seitdem alle zentrale Aktionen und De- 
monstrationen vereinbart worden. 





wurde ein Schlüsselministerium anvertraut, 
von wo aus er die Wirtschafts- und Finanz- 
politik des Landes steuert. 
Premierminister Valls hat niemals seine 
rechten Ideen verborgen, was dazu führte, 
dass er im Vorfeld der Präsidentschaftswahl 
2012 weniger als 5% der Stimmen bei den 
Vorwahlen der Sozialisten erhielt. 


Die Enttäuschung und der Zorn der Ju- 
gendlichen und fortschrittlichen Kräfte, die 
in großem Umfang für Hollande gestimmt 
hatten, sind weiter angewachsen nach den 
autoritären und repressiven Maßnahmen, 
die nach den furchtbaren Anschlägen von 
Anfang und Ende 2015 ergriffen wurden. 


3) 


Die Auswirkungen der Einschränkung der 
verfassungsrechtlichen Freiheiten ließen 
nicht lange auf sich warten. Tausende unge- 
rechtfertigter Personenüberprüfungen bzw. 
vorläufiger Festnahmen wurden von Poli- 
zeikräften vorgenommen, deren Handeln 
nicht von der Justiz kontrolliert wird. Kund- 
gebungen für die verfassungsrechtlichen 
Freiheiten wurden verboten oder brutal un- 
terdrückt. Straßen und Öffentliche Orte sind 
voller Soldaten wie in irgendeiner Diktatur. 
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Und doch war es bislang nicht möglich, in 
einer breiten und gut wahrnehmbaren Weise 
dafür zu mobilisieren, dass schlimme Maß- 
nahmen verhindern werden. Die Gesetze 
„Macron“ und „Rebsamen“ von 2015 
wurden trotz einiger Demonstrationen der 
Gewerkschaften, die mehr gespalten als 
vereint sind, verabschiedet. Sie schwächen 
die Vertretung der Belegschaft in den Be- 
trieben, verringern die Anzahl der Delegier- 
ten sowie die Stundenzahl, die ihnen für die 
Arbeit als Delegierte und Vertreter der Be- 
legschaft zur Verfügung steht, verändern die 
Rechte der Gremien zur Vertretung der In- 
teressen der Belegschaft (Betriebsrat ...), er- 
lauben Nacht- und Sonntagsarbeit, heben 
praktisch alle Beschränkungen für betriebs- 
bedingte Kündigungen auf, führen den Cre- 
dit Impöt Competivite Emploi (CICE) (4) 
ein, was ein Geschenk von mehr als 40 Mil- 
liarden Euro pro Jahr für die Arbeitgeber 
bedeutet, usw. 


Das alles findet statt im Namen des 
„Wachstums und der wirtschaftlichen 
Aktivität“, die angeblich durch die Rech- 
te der Lohnabhängigen behindert wird 
und die „freigesetzt“ werden müsse. 
Natürlich trat dann alles Vorhersehbare ein: 
weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit, 
weiterhin Einstellungen mit befristeten 
Verträgen (80 % der Einstellungen), Zu- 
nahme der Prekarität unter den Jugendli- 
chen. 


Obwohl das alles nicht funktionieren kann 
— worauf sogar die eines fortschrittlichen 
Standpunkts unverdächtige OECD gerade 
hingewiesen und worüber sie sich besorgt 
gezeigt hat —, haben Hollande, Valls und 
Macron entschieden, so weiterzumachen. 
Sie verfallen sogar noch in eine härtere 
Gangart und präsentieren unter Verzicht auf 
jegliche Abstimmung mit den Gewerk- 
schaften, was eine Missachtung der franzö- 
sischen Verfassung bedeutet, einen Gesetz- 
entwurf namens „Arbeit“, der nur darauf 
abzielt, die Gesamtheit der kollektiven 
Rechte und Garantien abzuschaffen, die im 
Code du Travail (Arbeitsgesetzbuch) ent- 
halten sind. 


Arbeitsgesetze — Code du travail 


Der Code du Travail ist die Sammlung al- 
ler Gesetze, die seit seinem Inkrafttreten im 
Jahr 1910 verabschiedet wurden, er wurde 
fortwährend durch neue soziale Errungen- 
schaften und die erkämpften Rechte der Ar- 
beiterbewegung in Frankreich ergänzt. 

Er ist zunächst einmal das Ergebnis der 
Kämpfe, die geführt wurden, um jener Seite 
Macht und Durchsetzungsmittel zu geben, 
die den Arbeitgebern untergeordnet ist. 

Er stellt die allen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern gemeinsame rechtliche 
Grundlage dar, unabhängig von der Region, 
der Unternehmensgröße und des Berufsfel- 
des, in dem sie tätig sind. Er ist der Garant 
für die Gleichbehandlung aller. 


Durch die Kämpfe wurde erreicht, dass 
Branchenvereinbarungen diese gemeinsame 
Basis verbessern und dass Betriebsverein- 
barungen wiederum Erstere verbessern. 
Dies wird als Hierarchie der Normen be- 
zeichnet. Ebenso wurde in den Kämpfen er- 
reicht, dass stets die günstigste Variante für 
die Beschäftigten zur Anwendung kommt, 
wenn Texte Spielraum für Interpretationen 
geben. Dies ist das Günstigkeitsprinzip. 


Unter den seit Mitte des 19. Jahrhunderts in 
Frankreich existierenden Schutzinstrumen- 
ten ist es die Arbeitsgerichtsbarkeit, an 
der die Beschäftigten am meisten hängen. 
Tatsächlich wird die Arbeitsgerichtsbarkeit 
von einer aus Laienrichtern bestehenden 
Kammer ausgeübt, die zur einen Hälfte von 
der Arbeiterschaft gewählt werden und zur 
anderen Hälfte von den Unternehmern und 
leitenden Angestellten der Betriebe. Ihre 
Entscheidungen werden selten angefochten 
und in 80% der Fälle obsiegt der/die Be- 
schäftigte und erhält, in Fällen von Entlas- 
sungen ohne ernsthafte Gründe oder ande- 
ren unrechtmäßig vorgeworfenen Verfeh- 
lungen, eine dem Schaden angemessene 
Abfindung. 


Die Arbeitszeit wird, ebenso wie der Min- 
destlohn, gesetzlich festgesetzt. 
Verhandlungen sind ausschließliches Vor- 
recht der Gewerkschaften und sobald eine 
(oder mehrere) von ihnen mehr als 30% der 
Beschäftigten bei der Wahl des Betriebsrats 
repräsentiert, kann sie eine für alle geltende 
Abmachung unterzeichnen, sofern nicht 
eine Gewerkschaft (oder mehrere Gewerk- 
schaften), die mehr als 50% repräsentiert, 
deren Gültigkeit vor einem Richter bestrei- 
tet. 


Die „Reform“ 


Das von Hollande, Valls, Macron und El 
Khomri verfochtene Projekt besteht dar- 
in, die Hierarchie der Normen umzukeh- 
ren, und sieht vor, dass eine Betriebsverein- 
barung Vorrang vor allen anderen Vereinba- 
rungen hat. So kämen für jedes Unterneh- 
men eigene Regeln zur Anwendung, die 
dem Unternehmer erlauben würden, die Be- 
schäftigten in gegenseitige Konkurrenz zu 
bringen, anstatt sie zu schützen. Es wird auf 
den Sinn des Arbeitsrechts gezielt, Werk- 
zeug zum Schutz des Schwachen gegenüber 
dem Starken. 


Die Arbeitszeit könnte bis auf 60 Stunden 
in der Woche steigen. 

Die obligatorische Ruhepause von elf 
Stunden zwischen zwei Arbeitsschichten, 
die übrigens in einer europäischen Richtli- 
nie vorgeschrieben wird, könnte aufgespal- 
tet werden, genau wie der Abzug der Be- 
reitschaftsdienstzeiten, die nun als Ruhezeit 
und nicht mehr wie zuvor als Arbeitszeit 
gelten. 

35 Stunden sind nicht mehr die gesetzliche 
Arbeitszeit, sondern die normale! Der Aus- 


Sand im Getriebe - Juni 2016 - Nr. 120 


gleichszeitraum für die Arbeitszeit kann 
drei Jahre statt ein Jahr betragen, so dass 
keine Überstunden mehr bezahlt werden 
müssen. Überstundenzuschläge würden 
nicht mehr anhand eines national gültigen 
Tarifs berechnet, sondern anhand einer Be- 
triebsvereinbarung, mit dem Risiko der Er- 
pressung der Arbeiter zur Festsetzung mög- 
lichst niedriger Zuschläge. 

Die Löhne und Gehälter würden alle drei 
Jahre neu verhandelt und nicht mehr wie 
bisher jährlich. 

Die Freistellungen bei familiären Ereignis- 
sen (Sterbefälle, Heirat, Geburt) wären 
nicht mehr gesetzlich geregelt, sondern 
durch Betriebsvereinbarungen. 

Damit schamlos weiter entlassen werden 
kann, ohne das Risiko einer Verurteilung 
einzugehen, wenn die Entlassung unrecht- 
mäßig war, gibt es als Sahnehäubchen Fol- 
gendes: Die Regierung gibt den seit 100 
Jahren vorgetragenen Forderungen der Un- 
ternehmer nach und verhängt der Arbeits- 
gerichtsbarkeit einen Maulkorb, indem ge- 
setzlich ein Entschädigungstarif festgesetzt 
wird, der nur die Dauer der Betriebszugehö- 
rigkeit berücksichtigt und den Richtern die 
Gesamtwürdigung des entstandenen Scha- 
dens entzieht. Das ist verfassungswidrig, 
denn die Strafe muss dem Vergehen ent- 
sprechen und die Entschädigung bemisst 
sich nach dem entstandenen Schaden, aber 
das ficht die Regierung nicht an. (5) 


Die ersten Proteste 


Angesichts dieses in der Tat schwersten 
Angriffs auf die Arbeitswelt haben alle 
Gewerkschaften ihre Ablehnung erklärt. 
Auch wenn es Nuancen und Unterschiede 
in der Bewertung gibt, sagen alle, dass sie 
es so nicht wollen. Manche (insbesondere 
die CFDT) halten das Projekt für abänder- 
bar und erheben Forderungen wie die Strei- 
chung des festen Entschädigungstarifs im 
Falle eines Arbeitsgerichtsverfahrens oder 
der vollständigen Liberalisierung der Kün- 
digungsgründe, andere dagegen (CGT, FO, 
FSU, Union Syndicale Solidaire sowie alle 
Jugendorganisationen) sind der Auffassung, 
dass dieses Gesetzesvorhaben zurückge- 
nommen werden muss. 

Neu ist in diesen Zeiten der ideologischen 
Verwirrungen die Beteiligung der Jugend 
am Protest. Sehr schnell hat die Jugend 
verstanden, dass eine Schwächung des Ar- 
beitsrechts sie zur lebenslangen Prekari- 
tät verurteilen, ihr das Mittel der Tarifver- 
handlungen entziehen und sie den Arbeitge- 
bern ausliefern würde, und zwar ohne Mit- 
tel und Rechte, sich Gehör und Respekt zu 
verschaffen. 

Sie hat die Gewerkschaften angetrieben, die 
hinsichtlich der zu ergreifenden Aktionsfor- 
men eher zurückhaltend waren. Sie hat zu 
einer bislang in Frankreich noch nicht da 
gewesenen Mobilisation 2.0 beigetragen, 
bei der 1,2 Millionen Unterschriften unter 
der Parole #onvautmieuxqueca (6) gesam- 
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melt wurden. Sie hat es geschafft, von der 
Mobilisierung 2.0 zu seit dem 9. März 
stattfindenden Straßendemonstrationen 
überzugehen, und die Regierung zu einem 
ersten Einlenken und der Entscheidung ge- 
zwungen, die Beratung des Gesetzentwurfs 
um 15 Tage zu verlängern, um alle betroffe- 
nen Seiten zu Wort kommen zu lassen. 
Doch anscheinend ist es nicht das Ziel der 
Regierung, die Kritiker anzuhören, sondern 
Zeit zu gewinnen und zu versuchen, einer- 
seits die Gewerkschaftsbewegung zu spal- 
ten und andererseits eine Spaltung zwischen 
den Gewerkschaften und der Jugend herbei- 
zuführen.(7) 


Darüber hinaus haben alle aus dem Schei- 
tern der Mobilisierung von 2010 gegen 
Sarkozys Rentenreform gelernt. Die 
Schwierigkeit bestand darin, die breite Öf- 
fentlichkeit für Alternativen zu den Vor- 
schlägen der damaligen Regierung zu inter- 
essieren, und daran sind wir gescheitert, 
trotz drei Millionen Menschen auf der Stra- 
ße. Dagegen zu sein reicht nicht mehr aus, 
der Sieg hängt auch von offensiven, neu- 
en und fortschrittlichen Lösungsvor- 
schlägen ab sowie der Fähigkeit der Ar- 
beitswelt, sie in die öffentliche Debatte 
einzubringen. Es war notwendig, von einer 
defensiven zu einer offensiven Haltung 
überzugehen. 


Gegenvorschläge 


Aufgrund dieser Tatsache entstanden sehr 
bald nach den ersten Ankündigungen der 
Regierung mehrere Initiativen. Die Stiftung 
Copernic, eine Gruppe auf das Arbeitsrecht 
spezialisierter Juristen, aber auch die Ge- 
werkschaften selbst haben Arbeitsgruppen 
eingerichtet und schaffen Kapitel für Ka- 
pitel „das Arbeitsgesetzbuch, das wir 
brauchen“. 

Es muss Antworten geben auf die tief grei- 
fenden Veränderungen der Arbeitswelt, die 
Globalisierung in ihrer jetzigen Form und 
die Zersplitterung der Wertschöpfungskette, 
die stark vorangetriebene Digitalisierung 
und Automatisierung der Arbeitsabläufe, 
die ökologische Umgestaltung und die da- 


mit einhergehende Veränderung der Pro- 
duktionsprozesse. 


Für die Schaffung dieses Werks gelten fol- 
gende Leitlinien: 

° Die Entwicklung des Arbeitsgesetzbu- 
ches, das wir uns wünschen, muss die 
Rechte der Beschäftigten voranbringen. 

° Das Arbeitsrecht muss die Herausforde- 
rungen berücksichtigen, die sich aus dem 
Wandel der Berufstätigkeit und aus den 
neuen Informations- und Kommunikations- 
techniken ergeben. 

° Notwendig ist ein höheres Niveau der 
Rechte und Garantien für alle Berufstäti- 
gen, die einer rechtlichen Unterordnung 
bzw. ökonomischen Abhängigkeit unterlie- 
gen (beispielsweise Ich-AGs und Schein- 
selbständige). 

° Die Rechte der Beschäftigten dürfen 
nicht mehr von deren Arbeitsvertrag abhän- 
gen, sondern müssen an die Person gebun- 
den, progressiv, kumulierbar, übertragbar 
und gegen jeden Arbeitgeber durchsetzbar 
sein. 

° Die Hierarchie der Normen muss wieder- 
hergestellt, das Günstigkeitsprinzip in der 
Verfassung verankert werden. 

° Tarifverhandlungen müssen Träger des 
sozialen Fortschritts sein, und zwar in der 
jeweiligen Branche sowie berufsübergrei- 
fend und im Betrieb. 

+ Tarifverhandlungen müssen auf eine Ver- 
besserung der im Arbeitsgesetzbuch garan- 
tierten grundlegenden Kollektivrechte hin- 
zielen. 

+ Tarifverhandlungen müssen fair sein und 
sich an den Bedürfnissen der Beschäftigten 
orientieren. 

° Innerhalb der Branchen gilt es, neue Ver- 
handlungsregeln zu definieren: neutraler 
Ort, gleiche Möglichkeiten, Diskussion der 
Gewerkschaftsvorlagen ... 

° Auf Betriebsebene gilt: Stärkung der ge- 
werkschaftlichen Rechte, Recht auf Zeit für 
gewerkschaftliche Informationen, Recht 
auf Gutachten für gewerkschaftliche Orga- 
nisationen, deren Kosten von den Arbeitge- 
bern zu tragen sind, und Einführung des 
Mehrheitsprinzips bei Vereinbarungen. 
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Und schließlich: 

° eine rechtsverbindliche Herabsetzung der 
Arbeitszeit auf 32 Stunden 

° die Stärkung der Beschäftigtenvertretun- 

gen 

° mehr Mittel zur Verteidigung der Rechte 

der Beschäftigten. 


Eine noch nie da gewesene Kampagne 
wurde gestartet mit dem Ziel, den Arbeitge- 
bern und der Regierung eine Niederlage 
beizubringen. Es geht darum, der Öffent- 
lichkeit und zuerst in den Betrieben Vor- 
schläge für ein Arbeitsgesetzbuch vorzule- 
gen, das modern ist, dem Schutzgedanken 
verpflichtet ist, den sozialen Fortschritt vor- 
anbringt und die Beseitigung der Arbeitslo- 
sigkeit sowie der prekären Verhältnisse zum 
Ziel hat. 

Der Kampf beginnt. Wird man in Frank- 
reich einen sozialen Frühling erleben? Die 
Dinge stehen gut. Die Zukunft hängt nur 
davon ab, was wir daraus machen. (8) 


Anmerkungen der SiG-Redaktion 
(1) „Unsere Renten verteitigen“, Nov 2010, 


SiG 86 ; Jean-Marie Harribey: Die Rentenfra- 
ge: Das ganze Knäuel aufwickeln 

(2) Die düstere Bilanz der neoliberalen Politik 
in Frankreich, Nov 2012, SiG 98 

(3) Es geht um die Definition der Bruchlinien 
innerhalb der französischen Gesellschaft, Le 
Monde Diplomatique France, 8.1.2015 

Attac Frankreich: Nach den Massakern von 
Paris: Entsetzen, Empörung, Handeln!; 

CGT am 18.11.12015 

(4) Steuervorteil für Unternehmen mit Lohn- 
abhängigen, gleichbedeutend mit einer Sen- 
kung der Sozialkosten. 

(5) Web-Seite der franz. Regierung 

(6) 1 350 000 Menschen haben inzwischen die 
Petition gegen unterschrieben 

(7) Die Regierung hat der Jugend einige Zuge- 
ständnisse gemacht, die Studentenvereinigung 
UNEFF rief im Mai zur Fortführung des Kamp- 
fes zur Rücknahme des Gesetzes. 

(8) Diese Fotoreihen dokumentieren die 
Wucht der Bewegung. 

Quelle: transform! 

Übersetzung: Jürgen Janz und Hans-Her- 
mann Bohrer (Coorditrad) / SiG-Redaktion 
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„Gazette Debout“, Online-Zeitung 


NUIT DEBOUT - Die Aufrechten der Nacht 


Die sozialwissenschaftliche Kommission von „Nuit Debout“ in Paris „Sciences Sociales Debout“ hat eine 
soziologische Untersuchung durchgeführt - die bislang ausführlichste -, die die Besetzer der Place de la Republique 


und ihre Motivation vorstellt. 400 Personen W 





Alter : Es wird deutlich, dass die Altersver- 
teilung der „Aufrechten der Nacht“ vom 
Platz der Republik sehr breit gestreut ist 
und vor allem erheblich von Stunde zu 
Stunde schwankt (und selbst von einem Tag 
zum anderen). Somit kann das Medianalter 
von einer Stunde zur anderen um zehn Jah- 
re variieren. Eine Feststellung des Alters 
der Platz-Besetzer zu einem bestimmten 
Zeitpunkt ist somit nicht aussagefähig. An- 
zumerken ist, dass das Medianalter aller 
Teilnehmenden 31 Jahre beträgt. 


Wohnsitz: Anhand der Studie lässt sich zu- 
dem das Vorurteil entkräften, die Besetzer 
vom Platz der Republik stammten haupt- 
sächlich aus der Pariser Innenstadt. Zum 
einen kommen 10 % von ihnen gar nicht 
aus der Region um Paris; zum anderen 
stammen von denen, die aus der Pariser Re- 
gion kommen, mehr als ein Drittel aus den 
Vororten jenseits der Ringautobahn Peri- 
pherique. Von den Teilnehmern, die in der 
Pariser Innenstadt leben, wohnen die meis- 
ten in den östlichen Stadtteilen, v.a. im 11., 
18. und 19. Arrondissement. Die Gründe 
hierfür könnten praktischer Natur sein (Me- 
trolinie und Verkehrsader in Richtung des 
Platzes), eine andere Erklärung wäre aber 
auch die linke Orientierung dieser Viertel. 


Gesellschaftliche Position: Die Teilnehmer 
an der Nuit-Debout-Bewegung sind gestör- 
te Teenager? „Gehirnlos“? Tatsächlich? 
60% verfügen über einen Hochschulab- 
schluss (gegenüber 25 % der französischen 
Bevölkerung), vor allem in Geisteswissen- 
schaften. Dieser Bildungsstand geht mit ei- 
ner bestimmten sozialen Herkunft einher, 
wodurch das Klischee erhärtet wird, die 
Teilnehmer verkörperten das „Kleinbürger- 
tum“. Wenn man jedoch ihre Berufstätigkeit 
betrachtet, so stellt man fest, dass 40 % zu 
Sektoren gehören, die seit 20 Jahren von 
Krisen geschüttelt werden (Künstler, Jour- 
nalisten, Studenten), dass 20 % arbeitslos 
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sind (das Doppelte der nationalen Arbeits- 
losenquote) oder auch dass 24 % Arbeiter 
und Angestellte sind. 


Motivation: In der Untersuchung wurden 
auch die Motivationen der Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen (zwei Drittel der Anwe- 
senden sind Männer) beleuchtet. Sind die 
Besetzer vom Platz der Republik dort auf- 
grund des Niedergangs der traditionellen 
politischen Parteien? Nicht unbedingt, denn 
nur 17% sind ehemalige Mitglieder einer 
Partei (zugegebenermaßen ein hoher An- 
teil, verglichen mit dem nationalen Durch- 
schnitt). Haben sie in der Vergangenheit an 
den großen sozialen Bewegungen teilge- 
nommen? Nur ein kleiner Teil von ihnen. 
Ebenso unzutreffend ist die Annahme, es 
handle sich hauptsächlich um junge Hoch- 
schulabsolventen, die arbeitslos und auf- 
ständisch sind (wie in Tunesien oder Spa- 
nien): das betrifft nicht mehr als 6%. Na- 
türlich scheint der Kampf gegen das Ar- 
beitsgesetz im Zentrum der Bewegung zu 
stehen, denn ein Drittel der Besetzer vom 
Platz der Republik hat an den Demonstra- 
tionen teilgenommen. 22% von ihnen ge- 
hören einer Gewerkschaft an, und etwa 
die Hälfte engagiert sich in einem Verein 
(jeglicher Art). In der Studie wird vermutet, 
dass die Teilnehmer sich auch einfach des- 
halb zum Platz der Republik begeben, weil 
sie wissen, dass sie dort jemanden Be- 
kannten treffen werden (freundschaftliche 
oder berufliche Beziehungen). Oder um 
über die Geschehnisse auf dem Laufenden 
zu bleiben. Oder um einen angenehmen 
Abend zu verbringen. Im übrigen zeigen die 
Ergebnisse, dass 20% der befragten Per- 
sonen an einer der Kommissionen auf 
dem Platz teilnehmen. 


Was schließlich die regelmäßige Anwesen- 
heit die Nächte hindurch betrifft, so werden 
zwei Profile ersichtlich: das eines ‚„Auf- 
rechten der Nacht“, der eine einzige und 
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urden zwischen dem 8. und 28. April befragt. Hier eine Kurzfassung. 


ganze Nacht dabei ist, und das eines täglich 
Anwesenden (13%). Die Studie zeigt auch, 
dass der Anteil an neu Hinzugekommenen 
steigt. 


Diese Untersuchung setzt Maßstäbe, und 
dank ihr wird es vielleicht möglich sein, die 
von den Gegnern der Nuit-Debout-Bewe- 
gung vermittelten Unwahrheiten zu begren- 
zen. Die Kommission, die die Studie durch- 
geführt hat, verfolgt keinen bestimmten An- 
spruch, sondern möchte vor allem Denkan- 
stöße liefern. Ein Folgeprojekt soll in Vor- 
bereitung sein und wir sind schon sehr ge- 
spannt darauf! 


Autor: Urbain in „Gazette Debout“ 
Übersetzung Daniela Weber, coorditrad / SiG- 
Red. 

"Nuit debout' -Versammlungen in vielen 
Städten; 

In Paris hat Nuit Debout www.nuitdebout.fr 
ein unfangreiches Agenda (Themen- 
Versammlungen, Kommissionen 
Vorbereitung von Aktionen usw...) 





Peter Wahl über Nuit Debout 


Nuit debout, la democratie revee ? - 
Analyse von Benjamin Sourice, 25. 6.16 





Nuit debout: 

Auch die Musiker stehen auf 
Nuit debout 20 April 2016, 
1 Mai: Gefangenenchor von Nabuco 
(Verdi ) und Ode an die Freude von 
Beethoven. 15. Mai: Bella Ciao 
23.Mai: Konzert von HK und Les 
Saltimbanks bei Nuit debout, u.a. mit 
dem Lied On läche rien! (wir geben 
nicht nach) , hier eine Aufnahme von 
2010 bei den großen Demonstrationen 
gegen die Rentenreform von Sarkozy 
Reportage von Politis 
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Mark Weisbrot 


Die Troika nach Paris bringen 


22. Juni 2016 - Seit Jahren argumentiere 
ich, dass ein großer Teil der Entwicklung, 
die wir in den letzten acht Jahren in Europa 
beobachtet haben, ein Ergebnis von einer 
umfassenden Offensive der europäischen 
Eliten, die die Wirtschaftskrise nutzen, um 
Europa in eine andere Form von Gesell- 
schaft zu transformieren, mit dem Resultat 


reduzierter sozialer Sicherungsnetze, niedri- 


gerer Löhne und — ob beabsichtigt oder 
nicht — einer zunehmenden Ungleichheit. 


Mit den Auseinandersetzungen über ein 
umfassendes neues Arbeitsrecht in Frank- 
reich ist es dort in den letzten Wochen zu 
Streiks und Protesten gekommen. Unter an- 
derem soll das Gesetz den Schutz der Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer hin- 
sichtlich der Bezahlung von Überstunden, 
der Wochenarbeitszeit und der Arbeitsplatz- 
sicherheit reduzieren. Am schädlichsten 
sind Maßnahmen, die strukturell die Ge- 
werkschaften schwächen und deren Ver- 
handlungsmacht untergraben würden. Tarif- 


verhandlungen sollen von der Branchenebe- 


ne auf die Unternehmensebene verschoben 
werden, sodass es den Gewerkschaften 
schwerer fällt, allgemeine Standards hin- 
sichtlich der Löhne, der Arbeitszeit und der 
Arbeitsbedingungen festzulegen. 


Solche „Strukturreformen“ werden von den 
europäischen Institutionen (einschließlich 
des Internationalen Währungsfonds) seit 
Jahren gefordert, und das vorgebliche Ziel 
ist der Abbau der Arbeitslosigkeit. 


Der Wirtschaftswissenschaftler Thomas Pi- 
ketty fasst den Denkfehler in dieser Argu- 
mentation wie folgt zusammen: 

Wenn in Frankreich die Arbeitslosigkeit seit 
2008 nicht mehr zuzunehmen aufgehört 
hat, mit zusätzlichen 1,5 Millionen Arbeits- 
losen (und 2,1 Millionen Arbeitssuchenden 
der Kategorie A Mitte 2008, 2,8 Millionen 
Mitte 2012 und 3,5 Millionen Mitte 2016), 
dann liegt das nicht daran, dass das derzei- 
tige Arbeitsrecht schlagartig rigider und 
unflexibler geworden wäre. Es liegt viel- 


SiG-Redaktion, 26. 
1. Die Regierungskrise ist bei der Anwen- 
dung des Art. 49.3. der Verfassung durch die 
Regierung deutlich zu Tage getreten. Das Ver- 
bot der Demonstration in Paris am 23.6., das 
viele - und ca. 20 Abgeordneten der PS - mit 
einem „wir demonstrieren trotzdem“ beant- 
worteten, dann die partielle Rücknahme, hat 
sie vertieft. Die Verbote, das Vorgehen der 
Polizei läßt manche fragen, ob Frankreich 
nicht in eine „Demokratur“ abgleitet. Le Pen 
(Front National) stachelt die Regierung in die- 
se Richtung (Marine Le Pen forderte am 14.6. 
das Verbot von „faschistischen linksradikalen 
Milizen“). 
2. Loi travail: Der Senat hat seine Beratungen 
über den Gesetzentwurf am 24. Juni abge- 


mehr daran, dass Frankreich und die Euro- 
zone durch exzessive Austeritätspolitik zwi- 
schen 2011 und 2013 die wirtschaftliche 
Aktivität abgewürgt haben - anders als die 
USA und der Rest der Welt. Frankreich und 
die Eurozone haben dadurch die Finanzkri- 
se, die von der anderen Seite des Atlantiks 
gekommen war, in eine endlose europäische 
Rezession verwandelt. 


In einer jüngeren Diskussion (im Video ab 
Minute 46) hat der Wirtschaftswissen- 
schaftler Yanis Varoufakis, der bis letzten 
Juli Finanzminister in Griechenland war, 
von einer Unterhaltung berichtet, die er mit 
seinem deutschen Gegenpart Wolfgang 
Schäuble (CDU) hatte. Das Gespräch fand 
letzten Sommer auf dem Höhepunkt des 
Konflikts zwischen Griechenland und den 
europäischen Behörden statt: 

„Ich hatte viele interessante Gespräche mit 
dem Finanzminister Deutschlands, Dr. 
Wolfgang Schäuble. An einem gewissen 
Punkt zeigte ich ihm dieses Ultimatum [der 
Europäer] und fragte ihn: „Würden Sie das 
unterzeichnen? Lassen wir unsere Ämter 
als Finanzminister für einen Moment bei- 
seite. Ich bin seit fünf Monaten in der 
Politik. Sie sind seit 40 Jahren in der 
Politik. Sie bellen mir ununterbrochen ins 
Ohr, ich solle es unterschreiben. Hören Sie 
damit auf. Als Mensch wissen Sie, dass 
mein Volk eine große Depression durch- 
macht. Bei uns fallen Kinder in den Schulen 
in Ohnmacht als Folge von Mangelernäh- 
rung. Können Sie mir einen Gefallen tun 
und mir raten, was ich tun soll? Als jemand 
mit 40 Jahren Politikerfahrung, als Euro- 
päer, als jemand aus einem demokratischen 
Land, einfach von Wolfgang zu Yanis, nicht 
von Finanzminister zu Finanzminister.“ Er 
sah eine Weile aus dem Fenster. Dann dreh- 
te er sich um und sagte: „Als Patriot würde 
ich das nicht.“ Natürlich war die nächste 
Frage: „Warum also zwingen Sie mich 
dazu?“ Er antwortete: „Verstehen Sie das 
nicht? Ich machte das im Baltikum, in Por- 


schlossen (Übersicht hier ). Die wenigen Zu- 
geständnisse der Regierung an die Protestbe- 
wegungen wurden gestrichen und weitere un- 
ternehmensfreundliche Bestimmungen einge- 
führt (Zeitung _Le Parisien 24.6.2016). Der Se- 
nat wird am 28.6. darüber abstimmen, eine 
gemeinsame Kommission Senat-Nationalver- 
sammlung sucht nach einem Kompromiß, die 
Nationalversammlung wird zwischen dem 5. 
und dem 8. Juli beraten. Ob ein Teil der Re- 
gierungsmehrheit sich weigert, ob die Regie- 
rung erneut den Art 49.3. einsetzt — und mit 
welchen Konsequenzen - das wird sich zei- 
gen. 

3. Für den 28. Juni wird der nächste Akti- 
onstag vorbereitet: Demonstration in Paris 
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tugal, in Irland; wir müssen auf die Diszi- 
plin achten. Und ich möchte die Troika 
nach Paris bringen. “ 


Die Troika ist angekommen. 





Schäuble, April 2015: Als Vorbild für 
Frankreich nannte Schäuble Spanien, das 
unter der Aufsicht der Troika (EZB, IWF 
und EU) grundlegende Reformen durchge- 
setzt habe. „Frankreich könnte froh sein, 
wenn jemand das Parlament zwingen wür- 
de, aber das ist schwierig, so ist die Demo- 
kratie“, sagte Schäuble auf Englisch. Er 
fügte hinzu: „Wenn Sie mit meinen franzö- 
sischen Freunden, ob mit Michel Sapin 
oder mit Emmanuel Macron sprechen, 
dann haben sie lange Geschichten zu er- 
zählen über ihre Schwierigkeiten, die Öf- 
fentliche Meinung und das Parlament von 
der Notwendigkeit der Arbeitsmarktreform 
zu überzeugen.“ FAZ 17.4.2015 


Aus der EMPFEHLUNG des Rates 
der EU zum nationalen Reformpro- 
gramm Frankreichs 2015, 14. Juli 2015 


(...) Es wurden politische Maßnahmen ge- 
troffen, um die Arbeitskosten zu senken 
und die Gewinnspannen der Unternehmen 
zu erhöhen. (...) Die Arbeitskosten auf der 
Ebene des Mindestlohns sind im Vergleich 
zu anderen Mitgliedstaaten nach wie vor 
hoch. (...) 

Die jüngsten Reformen haben den Arbeit- 
gebern lediglich begrenzten Spielraum da- 
für verschafft, durch Betriebsvereinbarun- 
gen von Branchenvereinbarungen abzu- 
weichen. Damit werden die Unternehmen 
in ihren Möglichkeiten beschnitten, ihre 
Belegschaften an den jeweiligen Bedarf 
anzupassen. (...) Die Regelung sollte über- 
prüft werden mit dem Ziel, den Unterneh- 
men einen größeren Spielraum einzuräu- 
men, der es ihnen ermöglicht, Löhne und 
Arbeitszeiten an der wirtschaftlichen Lage 
des Unternehmens auszurichten. 


S. auch Empfehlungen von 2014 











Juni 2016: Wie geht es weiter? - Einige Notizen - 


aber auch vielen Aktionen in der '"Pro- 
vinz", hier und hier. "Am 28. Juni 2016 
steht ganz Europa hinter Frankreich" . 
Aufruf (PDF in 7 Sprachen) 
Terminkalender von weiteren Aktionen. 


Lokale Streiks werden fortgesetzt — Die soli- 
darische Unterstützung der Streikkassen ist 
wichtig, denn die Gewerkschaften zahlen kei- 
ne Streikgelder wie in Deutschland aus: Ihre 
Streikasse reicht dafür nicht aus: in Frank- 
reich wird 9 mal mehr gestreikt als in 
Deutschland, s. die Graphik und manche 
Menschen, die keiner Gewerkschaft angehö- 
ren, nehmen an den Streiks teil . Spende-Kon- 
ten, z.B.: GEW-Nordhessen, CGT 
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Solidarität 


mit den Protesten gegen die Arbeitsrechts- „Reform“ in Frankreich 
Eine Initiative von Mitgliedern des wissenschaftlichen Beirats von Attac Deutschland 


13.Juni 2016 - Wir, Menschen aus Wissenschaft Publizistik und 
Gewerkschaften aus Deutschland, erklären unsere Solidarität 
mit den Menschen in Frankreich, die gegen die Arbeitsrechts- 
„Reform“ weiter protestieren und streiken. Diese Streiks und 
Proteste sind berechtigt, notwendig und ein Vorbild für die ge- 
samte Europäische Union. 


Wir protestieren gegen das Gesetz, das per Notverordnung am 
Parlament vorbei diktiert wird. Es stimmt weitgehend mit den 
Forderungen des Arbeitgeberverbandes MEDEF überein 
und richtet sich gegen die Meinung und Interessen der Mehr- 
heitsbevölkerung. Diese Demokratur verschärft die Rechtsent- 
wicklung in der Europäischen Union. 


Wir protestieren ebenfalls gegen die massive Polizeigewalt und 
Verurteilungen, mit denen die Versammlungs- und Meinungs- 


freiheit der Streikenden und Protestierenden eingeschränkt wird. 


Präsident Francois Hollande und Premierminister Manuel Valls 
haben auf angebliche Erfolge gleichartiger Gesetze in anderen 
EU-Staaten verwiesen. Doch diese Erfolge gibt es nicht, im Ge- 
genteil. 


Die Bundesrepublik Deutschland, die unter Bundeskanzler 
Gerhard Schröder (SPD) mit der Agenda 2010 am frühesten 
mit solchen „Reformen“ begann, wurde dadurch zum größten 
Niedriglohnstaat in Europa. Das schädigt nicht nur die 
Beschäftigten, die Arbeitslosen und vor allem die Jüngeren in 
Deutschland selbst, sondern auch die Volkswirtschaften der 
anderen EU-Mitgliedsstaaten, nicht zuletzt Frankreichs. Diese 
Reformen sind eine Ursache für die wachsende Arbeitslosigkeit 
in der ganzen EU. 


Durch die Agenda 2010 und weitere Maßnahmen der Folgere- 
gierungen wurden in Deutschland kollektive, transparent entwi- 
ckelte Tarifverträge zurückgedrängt. Die Gewerkschaften wer- 
den geschwächt. Einzelbetriebliche Vereinbarungen führen un- 
ter dem internen Druck der Arbeitgeber - sie drohen mit der 
Schließung oder Verlagerung des Betriebs oder mit Entlassun- 
gen — zur noch weiteren Entgrenzung der Arbeitszeiten, zu 
Lohnsenkungen, zu unbezahlten Überstunden, zu noch mehr 
Teilzeit- und Minijobs, zu noch mehr befristeten oder sogar un- 
bezahlten Arbeitsplätzen (Praktika). 


Selbst die deutsche Regierung muss mittlerweile zugeben: 
wegen der Niedriglöhne und begleitende Rentenkürzungen 
bildet sich bereits jetzt eine gewaltige Altersarmut. Rentner 
sind in wachsender Zahl zu Nebenarbeit gezwungen. 
Hunderttausende Niedriglöhne müssen staatlich subventioniert 
werden. Mithilfe von etwa tausend Tafeln muss der Hunger der 
Verarmten notdürftig gestillt werden. 

Die wachsende Unsicherheit und der unkontrollierte 
Leistungsdruck haben zu mehr Stress und einem Anstieg der 
psychischen Krankenzeiten und Depressionen geführt. 


Die nach deutschem Vorbild durchgezogenen Arbeitsrechts- 
„Reformen“ sind Teil eines zerstörerischen Standort-Wettbe- 
werbs und haben zu Ungleichheiten geführt, die auch den de- 
mokratischen und sozialen Zusammenhalt in der EU schon jetzt 
schwer schädigen. 


Wir stimmen mit den Streikenden und Protestierenden in Frank- 
reich überein: Die abhängige Arbeit muss aufgewertet, deren fi- 
nanzielle und moralische Herabwürdigung muss beendet wer- 
den! Auch Flüchtlinge dürfen nicht für Lohn-Dumping 
missbraucht werden! 
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Wir schließen uns der Forderung von Attac Frankreich an: 
° Lohnerhöhungen insbesondere für die unteren Einkommens- 
gruppen! 
° Investitionen müssen in arbeitsplatzschaffende Produkte flie- 
ßen, etwa in den ökologischen Umbau der Systeme für Trans- 
port und Energie! 


° Investitionen in Bildung und Ausbildung für alle! 
° Arbeitszeitverkürzung für alle! 


° Beendigung des zerstörerischen Lohndumping-Wettbewerbs 
zwischen den EU-Mitgliedsstaaten! 


Zur Gegenwehr und zur Entwicklung von Alternativen sind 
auch demokratische Aufstände notwendig. 


Diese Erklärung wurde vom Wissenschaftlichen Beirat attac 
Deutschland initiiert. 


Einzelunterschriften: Prof. Dr. Rudolph Bauer, PD Dr. Josef Berghold, 
Prof. Dr. Armin Bernhard, Prof. Dr. Stefan Bestman, Prof. Dr. 
Christoph Butterwegge, Prof. Dr. Alex Demirovic, Prof. Dr. Ulrich 
Duchrow, Prof. Dr. Heide Gerstenberger, Prof. Dr. Michael Hartmann, 
Prof. Dr. Frigga Haug, Prof. Dr. Peter Herrmann, Prof. Dr. Rudolf 
Hickel, Prof. Dr. Uwe Hirschfeld, Ass. Prof. Dr. Stefanie Hürtgen, Dr. 
Harald Klimenta, Dr. Reinhart Kößler, Dr. Lydia Krüger, Prof. 
Dr.Ingrid Kurz-Scherf, Prof. Dr. Mohssen Massarrat, Dr. Wolfgang 
Neef, Dr.Silke Oetsch, Dr. Norman Paech, Alexis Passadakis, PD Dr. 
Ralf Ptak, Katharina Pühl, Dr. Oliver Pye, Dr. Werner Rügemer, Dr. 
Thomas Sablowski, Prof. Dr. Michael Schneider, Prof. Dr.Jürgen 
Schutte, Dr. Manuela Troschke, Prof. Dr. Michael Vester, Hon.-Prof. 
Dr. Frieder Otto Wolf 


Weitere Unterzeichner: Aktion ./. Arbeitsunrecht (Jessica Reisner ), 
https://aktion.arbeitsunrecht.de/, Attac Deutschland, www.attac.de 
Labour Net Germany (Mag Wompel), www.labournet.de , 
Lunapark21 (Dr. Winfried Wolf), http://www.lunapark21.net/ , 
Makroskop Mediengesellschaft (Prof. Dr. Heiner Flassbeck, Dr. Paul 
Steinhardt), https://makroskop.eu/ , Naturfreunde Deutschlands (Uwe 
Hiksch), http://www.naturfreunde.de/, Sand im Getriebe (Marie- 
Dominique Vernhes), http://www.attac.de/bildungsangebot/sig , 
Welt der Arbeit (Franz Kersjes), http://www.weltderarbeit.de 
Einzelunterschrift: Heinrich Bleicher-Nagelsmann (Geschäftsführer 
Verband der deutschen SchriftstellerInnen) 


Kontakt: Dr. Werner Rügemer 0049-163-8689945 
Die SiG-Redaktion ruft dazu auf, 
diese Erklärung online zu unterzeichnen: Arbeitsunrecht.de 
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Solidaritätskundg 


Solidaritätsaktionen in Düsseldorf, München, Wuppertal, 
Hamburg, Leipzig, ... mehr bei Labournet 


Ole dl | se ee en ee 


Solidaritätsbekundungen von Gewerkschaften rund um die Welt 


Es sind nicht nur symbolische Schreiben, die von „anständigen“ Gewerkschaften 5 
rund um die Welt nach Frankreich gesandt werden. Es sind Aktivitäten: | 
Kundgebungen vor französischen Botschaften, Konsulaten oder sonstigen 
Einrichtungen, Versammlungen, in denen Ursachen und Verlauf der 
Auseinandersetzung vorgestellt und diskutiert werden. Und dieser Kampf stößt auf 
Interesse: Wenn in einer brasilianischen Großstadt der alternative 
Gewerkschaftsbund Intersindical eine Veranstaltung zur Solidarität mit Frankreich 
organisiert, kommen dort über 300 Menschen. In Indien und Bangladesch kommen 


zu Veranstaltungsreihen Tausende. 
Übersicht bei Labournet 


Hans-Gerd Öfinger 
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Der Streik und die Solidarität 


20. Juni 2016 - 

Die Vorstände hiesiger Gewerkschaften tun 
sich mit der Unterstützung der Streiks in 
Frankreich noch schwer. Dabei wären Pres- 
semeldungen — von manchen Zynikern als 
die »stärkste Waffe der Arbeiterbewegung« 
belächelt — immerhin ein erster, wenn auch 
symbolischer Schritt. Schließlich lässt die 
Berichterstattung in Mainstreammedien 
über die Klassenkämpfe in Frankreich zu 
wünschen übrig. 

(...) Immer mehr gewerkschaftliche Unter- 
gliederungen und linke Aktivisten organi- 
sieren auf eigene Faust Solidaritätsaktio- 
nen und Informationsveranstaltungen 
und pflegen und bauen direkte Kontakte 
nach Frankreich aus. 

An der Grenze und somit nah am Gesche- 
hen sitzt der DGB-Kreisverband Saar- 
brücken. Er(...) »verurteilt entschieden 
die Versuche, gewerkschaftliche Aktivisten 
einzuschüchtern oder zu kriminalisieren«. 
Auf dem Dach einer Werkshalle bei Daim- 
ler in Bremen brachten Arbeiter ein Trans- 
parent an. Es trägt die Aufschrift »Wir grü- 
ßen die französischen Arbeiter im Streik 
gegen deutsche Verhältnisse.« 

Für Donnerstagabend hatten örtliche Glie- 
derungen von DGB, IG Metall und ver.di 
zusammen mit Attac und Arbeitslosentreff 
in Tübingen zu einer Solidaritätskundge- 
bung aufgerufen, bei der auch Raymond 
Ruck von der französischen Gewerkschaft 
CGT im Elsass als Redner angekündigt war. 
In der hessischen Opelstadt Rüsselsheim 
hatten DGB, ver.di, Naturfreunde und Attac 
dieser Tage CGT-Aktivisten aus der nord- 
französischen Partnerstadt Evreux bei einer 
Informationsveranstaltung zu Gast und be- 
schlossen eine Solidaritätsresolution. 
Durch Vermittlung der linken Basisgewerk- 
schaft SUD Rail besuchten Aktivisten der 
Basisinitiative Bahn von unten in der ver- 
gangenen Woche streikende Eisenbahner in 
Nancy (Lothringen) und fanden mit einem 
Grußwort bei der täglichen Streikvollver- 
sammlung beteiligten Gewerkschaften ein 
großes Echo. 

In die Pariser Massendemonstration am 
14. Juni reihten sich etliche aus Deutsch- 
land angereiste Gewerkschafter und Mit- 


glieder linker Organisationen ein, darunter 
der frühere NGG Bundesstreikbeauftragte 
Jürgen Hinzer, der in der Vergangenheit 
zahlreiche Solidaritätsbesuche bei bestreik- 
ten Betrieben der Lebensmittelbranche in 
Frankreich organisiert hatte. (...) 


Bezirks-Delegiertenversammlung der 
GEW-Nordhessen vom 7.6.2016: 


Rücknahme des geplanten 
Arbeitsgesetzes Loi El Khomri! 
Spendet für die Bewegung in Frankreich! 


(...) Was in Frankreich gerade stattfindet, 
ist nicht einfach das Nachholen der Hartz 
IV-Gesetze, sondern ein schwerwiegender 
Angriff auch auf die Kernbelegschaften, 
den es so auch in Deutschland noch nicht 
gibt. Es liegt also auch in unserem Interes- 
se, die überwältigende Mehrheit der 
französischen Bevölkerung in ihrem Ab- 
wehrkampf zu unterstützen. Das Mindes- 
te, was wir dabei tun können, ist die strei- 
kenden französischen Kolleginnen und Kol- 
legen finanziell zu unterstützen. In Frank- 
reich gibt es bisher keine Streikkassen. Die 
Familien der Streikenden müssen also die 
wirtschaftlichen Folgen der Streiks voll tra- 
gen. Um hier ein Zeichen der Solidarität 
zu setzen, fordern wir auf zu spenden: 
IBAN: DE 53 5009 0500 0115 3536 02 
Bernd Landsiedel Stichwort: Frankreich 


Das gesammelte Geld wird schnellstmög- 
lich an das frankreichweite Solidaritäts- 
konto der Info'Com-CGT „Le Pot 
commun“ weitergeleitet. Zu dem Konto 
siehe auch „Le Monde“ vom 6.6.2016 


DGB Südhessen ‚ 03.05.2016 

Der DGB unterstützt den Widerstand ge- 
gen die Arbeitsrechtsreform der französi- 
schen Regierung in Frankreich. (...) Es 
hat sich gezeigt, dass die im Rahmen der 
Agenda 2010 Politik in Deutschland durch- 
geführten Reformen verheerende Folgen für 
die Gesellschaft und Demokratie in Europa 
hatten. Europa steht auf Grund des deut- 
schen Lohndumpings bzw. der Lohnzu- 
rückhaltung vor einer historischen Zerreiß- 
probe. (...) 
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Um es klar und in aller Deutlichkeit zu sa- 
gen: Die damit verbundenen dauerhaft ho- 
hen Leistungsbilanzüberschüsse bedeuten, 
dass Deutschland einen Teil seiner Arbeits- 
losigkeit exportiert hat (...). Grotesk ist, 
dass jetzt in diesen Ländern die gleichen 
Reformen zur Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit gefordert werden, was 
letztlich bedeutet, dass mit dieser Politik 
eine Abwärtsspirale in Europa in Gang ge- 
setzt wird, zum Schaden für die europäische 
Solidargemeinschaft und Demokratie. Ein 
Rechtsruck ist in ganz Europa augenschein- 
lich. Die Logik lässt uns erkennen, dass 
nicht alle Länder ihre Wettbewerbsfähigkeit 
verbessern können, diese Annahme ist ein 
Trugschluss einer deutschen Wirtschafts- 
politik, den es endlich zu durchbrechen gilt. 
Deshalb müssen die Protestbewegungen 
mit Unterstützung der deutschen Ge- 
werkschaften auf Deutschland ausgewei- 
tet werden, in das Ursprungsland, das 
für die wirtschaftliche Misere in Europa 
nachweislich die Verantwortung trägt. 
Der Vorstand 


Unsere Solidarität und unsere Hoffnun- 
gen sind bei euch - Erklärung des 
Arbeitskreis Internationalismus der IG 
Metall Berlin 

Unsere Organisation, die IG Metall, hat in 
den 80er Jahren noch eine führende Rolle 
beim Kampf um die Arbeitszeitverkürzung 
in Europa gespielt. Doch wo bleibt ihre 
Stimme jetzt? Wir erwarten, dass sie ihr 
Gewicht in die Waagschale wirft und Euch 
mit öffentlichen Solidaritätserklärungen 
und Unterstützungsaktionen zur Seite steht. 
Und wir erwarten, dass sie ihre Organisati- 
onskraft nutzt, um Verelendungsprogramme 
wie Rente mit 67 offen und grundsätzlich 
zu bekämpfen statt nur zu versuchen sie ab- 
zumildern. 

Wir stehen fest an eurer Seite und wün- 
schen euch durchschlagenen Erfolg. Dies 
wäre ein Sieg für die gesamte europäische 
Arbeiterbewegung. 


Internationaler Aufruf für das Demons- 


trationsrecht und gegen Polizeigewalt in 
Frankreich, Petition 
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Thomas Coutrot, Caroline De Haas, Michel Husson, Dominique Voynet, .. 


Rücken wir gemeinsam die Arbeitszeitverkurzung 
wieder ins Zentrum der öffentlichen Debatte 


Während das Gesetz zur Änderung des Arbeitsrechts, mit dem sich die französische Nationalversammlung seit dem 3. 
Mai beschäftigt, die Verlängerung der Arbeitszeit vorsieht, veröffentlicht die Zeitschrift Alternatives Economiques 
einen Appell zur Arbeitszeitverkürzung, damit wir alle arbeiten und besser arbeiten können. 






ee 


CGT: „Löhne, Vollbeschäftigung — 32-Stundenwoche: 


Der Appell wurde von 150 Persönlichkeiten unterzeichnet. 


B BD 





weniger arbeiten, besser zu arbeiten, damit alle arbeiten. 


4. Mai 2016 


Bei der französischen Arbeitsagentur sind 
derzeit 6,5 Millionen Menschen arbeitslos 
gemeldet, das sind 2,8 Millionen Arbeitslo- 
se mehr als im Jahr 2008. Schon seit vielen 
Jahren zermürbt die Massenarbeitslosigkeit 
die französische Gesellschaft, aber der An- 
stieg in den letzten Jahren ist beispiellos. 
Es besteht dringender Handlungsbedarf. 


Die Beschäftigung hat seit 2015 zwar wie- 
der angezogen und könnte auch noch weiter 
leicht steigen, sofern die Wirtschaftspolitik 
in Europa an Dynamik zulegt. Aber ange- 
sichts der weiteren Verschärfung der ökolo- 
gischen Krise sind und bleiben die Wachs- 
tumsaussichten bescheiden. Darüber hinaus 
könnten Digitalisierung und Automatisie- 
rung viele weitere Arbeitsplätze kosten. Die 
Aussichten auf eine spontane Belebung der 
Wirtschaft sind praktisch gleich null. Damit 
besteht auch keine Chance auf einen spür- 
baren Rückgang der Arbeitslosigkeit, die 
die Risse in der französischen Gesellschaft 
reduzieren könnte. 


Um der Verarmung der Arbeiter entgegen- 
zuwirken und die Arbeitslosigkeit rasch zu 
senken, müssen wir „weniger arbeiten, da- 
mit wir alle arbeiten und besser arbeiten 
können“. 


In anderen Ländern ist die Arbeitslosenquo- 
te niedriger als in Frankreich. Oft stützt sich 
die niedrige Arbeitslosenquote auf einen 
hohen Anteil der „working poor“. Dazu ge- 
hören vor allem Frauen, die immer mehr in 
Teilzeit arbeiten, und Personen, die in die 
Selbständigkeit gedrängt werden. Diese 
Personen haben zwar Arbeit, können aber 
dennoch kaum für ihre Miete, Krankheits- 
kosten oder die Schulkosten für ihre Kinder 
aufkommen ... Kurz, sie können kein Le- 
ben in Würde führen. Diese Politik ver- 
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schärft das Ungleichgewicht zwischen Arm 
und Reich und vertieft die Gräben zwischen 
Frauen und Männern. 


Um solche Klippen zu vermeiden und 
gleichzeitig die Arbeitslosigkeit rasch zu 
senken, müssen wir „weniger arbeiten, da- 
mit wir alle arbeiten und besser arbeiten 
können“. Die Einführung der 35-Stunden- 
Woche Anfang der 2000er-Jahre hatte sehr 
positive Effekte auf den Arbeitsmarkt und 
die wirtschaftliche Entwicklung, obwohl es 
in der Anfangsphase einige Schwierigkeiten 
gab, besonders auf dem Gebiet der Intensi- 
vierung der Arbeit. Auf diesen Weg müssen 
wir dringend zurück, auch wenn man die 
Sache vielleicht anders angehen muss; unter 
anderem sollte man sich nicht nur auf die 
Wochenarbeitszeit konzentrieren. 


Wir wissen um die Schwierigkeit dieses 
Vorhabens, sowohl was die Finanzierung 
als auch was die innerbetriebliche Organi- 
sation betrifft. Aber diese Frage muss wie- 
der ins Zentrum der öffentlichen Debatte 
gerückt werden. 


Dabei geht es nicht nur darum, die Arbeits- 
losigkeit zu senken. Wir müssen wieder den 
Weg hin zu sozialem und gesellschaftli- 
chem Fortschritt einschlagen und die ausge- 
wogene Verbindung von Beruf und Privat- 
leben fördern, ohne dabei den Umwelt- 
schutz außer Acht zu lassen. 


Wir bitten Sie, uns dabei zu unterstützen. 
Diskutieren Sie das Thema an Ihrem Ar- 
beitsplatz, in der Gemeinde, der Gewerk- 
schaft, Ihrer politischen Partei, Ihrem Ver- 
ein ... Es geht um die Zukunft unserer De- 
mokratie und unserer Gesellschaft. 


Einige der 150 Unterzeichner: 

Danielle Auroi (EELV-Abgeordnete, Puy-de- 
Döme), Clementine Autain (Sprecherin von 
Ensemble), Guillaume Balas (PS- 


ENSEMBLE! 





Travailler moins, mi 


toutes et t 


a salair 
mainten 


WWW.ENSEMBLE-FDG.ORG 


Ensemble: „Alle weniger und besser arbeiten bei 


vollem Lohnausgleich“ 


Europaabgeordneter), Philippe Ballot 
(Erzbischof von Chambery), Andreas Botsch 
(Gewerkschafter, Berater des DGB- 
Vorsitzenden), Yves Cochet (ehemaliger 
Umweltminister), Thomas Coutrot 
(Wirtschaftswissenschaftler), Caroline De 
Haas (Frauenrechtlerin, Unternehmerin), 
Marie Desplechin (Schriftstellerin), Francois 
Desriaux (Chefredakteur von Sante et 
Travail), Josepha Dirringer (Jurist, Mitglied 
der Forschungsgruppe für ein anderes 
Arbeitsgesetz), Marc Dufumier (emeritierter 
Professor des Instituts AgroParisTech), 
Guillaume Etievant (nationaler Sekretär des 
Parti de Gauche für Wirtschaft und Arbeit), 
Jean Gadrey (Wirtschaftswissenschaftler, 
emeritierter Professor der Universität Lille 1), 
Alain Godard (Unternehmer und 
Aufsichtsratsmitglied), Bernadette Groison 
(Generalsekretärin der FSU), Michel Husson 
(Wirtschaftswissenschaftler, Forscher am 
IRES), Pierre Khalfa (Kopräsident der 
Fondation Copernic), Bruno Lamour 
(Präsident des Collectif Roosevelt), Pierre 
Larrouturou (Wirtschaftswissenschaftler, 
Kopräsident von Nouvelle Donne), Pierre 
Laurent (nationaler Sekretär des PCF), 
William Martinet (Präsident der UNEF), 
Philippe Martinez (Generalsekretär der CGT'), 
Christiane Marty (Forscherin, Mitglied des 
Wissenschaftsrats von Attac und der 
Fondation Copernic), Laure Pascarel 
(Sprecher der Utopia-Bewegung), Michel 
Rocard (ehemaliger Premierminister), 
Dominique Voynet (ehemalige Ministerin), 
Muttiah Yogananthan (Unternehmer) 


Gesamte Liste: Alternatives Economiques 
Übersetzung: Eveline Haselsteiner (Coor- 
ditrad) /SiG-Redaktion 
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Stephan Krull 


Von Zeit zu Zeit: Lang lebe Ministerpräsident Li 


Nachdem in China, der „Werkbank der 
Welt“, die Wachstumsraten nicht mehr 
zweistellig sind, rückt scheinbar unvorstell- 
bares näher: die chinesische Regierung und 
lokale Verwaltungen kürzen deutlich die 
Arbeitszeit. Das soll den Konsum stärken 
und die Beschäftigung hochhalten! 

„Lang lebe Ministerpräsident Li. Das sollte 
umgehend eingeführt werden“, schrieb ein 
User auf der chinesischen Twitter-Variante. 
Jinzhong ist mit knapp vier Millionen Ein- 
wohnern eine der kleineren chinesischen 
Großstädte, und eine von zwei Städten, die 
zum 1. April das Unvorstellbare eingeführt 
haben: die zweitgrößte Wirtschaft der Welt 
führt eine politisch und ökonomisch be- 
gründete Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
ein. In Jinzhong sowie in der südwestlich 
von Schanghai gelegenen Stadt Jian in der 
Provinz Jiangxi sollen und dürfen zunächst 
die Regierungsangestellten fortan ihr Wo- 
chenende bei vollem Lohnausgleich um 
einen halben Arbeitstag verlängern. Damit 
haben diese Städte als erste in China einen 
Vorschlag der Regierung vom August ver- 
gangenen Jahres in die Tat umgesetzt. 


Der Staatsrat hat an die Lokalregierungen 
diesen Beschluss geschickt, in dem ein ver- 
längertes Wochenende als gut für den inner- 
chinesischen Tourismus und den Konsum 
im Land ganz allgemein beschrieben wur- 
de. Das Dokument mit dem Titel „Mehrere 
Beschlüsse zur weiteren Förderung von In- 
vestitionen in den Tourismus und den Ver- 
brauch“ ist vom den 4. August 2015. Das 


Ziel der Maßnahme ist es, den Angestellten 
mehr Freizeit und weniger Belastung durch 
die Arbeit zu verschaffen, die diese dann in 
Besuche der lokalen Sehenswürdigkeiten 
umsetzen, was wiederum den Tourismus 
und den Dienstleistungssektor stärkt. Das 
entspricht dem Vorhaben der Regierung, die 
Schwerindustrie vieler Provinzen zu ergän- 
zen und teilweise zu ersetzen mit einem 
Wirtschaftsmodell, das auf höheren Binnen- 
konsum zielt. Produktivitätssteigerungen 
machen es möglich. 

Bis heute sind acht der 31 chinesischen Pro- 
vinzen dem Ruf gefolgt und haben ähnliche 
Vorschläge erarbeitet, drei weitere Städte 
haben bereits einen konkreten Termin im 
laufenden Jahr genannt, an dem die Arbeits- 
zeitverkürzung eingeführt werden wird. 
Chongging, das Umland eingerechnet mit 
über 30 Millionen Einwohnern größte Stadt 
der Welt, hat bereits im Dezember auch pri- 
vate Unternehmen ermutigt, die Arbeitswo- 
che um einen halben Tag zu kürzen. 


In den deutschen Massenmedien ist von 
dieser Entwicklung in China fast nichts zu 
sehen, ebenso wenig über den Kampf 
großer Teile der französischen Bevölkerung 
gegen die Angriffe auf die gesetzliche 35- 
Stunden-Woche. Berichtet wird auch nicht 
über Produktivitätssteigerungen und 
Wachstumsschwächen in Europa, nicht über 
Stress und Burnout durch die Arbeit. Be- 
richtet wird auf allen Kanälen über einen 
angeblichen „Facharbeitermangel“ und über 
die „demografische Katastrophe“, die uns 





Kampagne für eine 30-Stunden-Woche 


in Deutschland: 


Offener Brief, 2013 an die Vorstände der Gewerkschaf- 
ten, Parteien, Sozial- und Umweltverbände und Kir- 





chenleitungen in Deutschland 


Bundesweite AG von Attac Deutschland 
ArbeitFAIRteilen 
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Peeters“ - eine „Reform des 
Arbeitsrechts durchgesetzt 


Wochenarbeitszeit, eine 
Zunahme der befristeten 
Arbeitsverträge, eine 


u.a.m. vorsieht. 
Infos 


So wie in Frankreich soll auch 
in Belgien - hier mit dem „Loi 


werden, die eine Erhöhung der 


„Flexibilisierung“ der Arbeit 


in den nächsten Jahren heimsuchen wird. 
Tatsache ist aber: Durch die zunehmende 
Produktivität wird eine wie auch immer ge- 
artete demografische Entwicklung über- 
kompensiert — so wie in den letzten 70 Jah- 
ren. Und klar ist auch: Würde mehr in Aus- 
und Weiterbildung investiert, würden fami- 
lienfreundlichere Arbeitszeiten angeboten, 
würde besser entlohnt werden, gäbe es auch 
heute keinen Facharbeitermangel. Ange- 
sichts von vier Millionen Erwerbslosen und 
sechs Millionen Menschen in unfreiwilliger 
Teilzeit, darunter jeweils viele hochqualifi- 
zierte Frauen und Männer, kann ohnehin 
nicht von Facharbeitermangel gesprochen 
werden. Er ist eine Schimäre, eine Täu- 
schung, um Arbeitskräfte zum Beispiel aus 
Spanien und Griechenland anzulocken, um 
das Arbeitskräftereservoir und damit die 
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu erhö- 
hen. 

Bei stagnierendem Wachstum und steigen- 
der Produktivität können Erwerbslosigkeit 
und Hartz IV nur überwunden, die Geflüch- 
teten nur in den Arbeitsmarkt integriert 
werden, wenn die Arbeitszeit deutlich redu- 
ziert wird! Dies ist eine gesellschaftliche, 
eine politische und eine gewerkschaftliche 
Aufgabe und Herausforderung. In China ist 
diese Botschaft offensichtlich angekom- 
men, bei Parteien und Regierungen in 
Deutschland und Europa bedauerlicherwei- 
se noch nicht: Lang lebe Ministerpräsident 
Li! 
http://www.sopos.org/aufsaetze/57220b81e 
603d/1.phtml 





Belgien, 24.Juni 2016: 
Streik gegen die Reform des Arbeitsrechts 
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Zu dem Streiktag am 24. Juni 
hatte der Gewerkschaftsbund 
FGTB aufgerufen. Er fand vor 
allem in Wallonien statt. 
Ein nationales Bündnis ruft zu 
einem Generalstreik am 
7.Oktober auf 





Nicht mehr mit zweierlei Maß messen! 
Generalstreik am 24.Juni 


Slle 1A ee ee 


Griechenland 
Stephan Kaufmann 
EU-Zahlungen - 15 wichtige Fakten zur Griechenland-Hilfe 


216 Milliarden Euro haben die EU und der IWF Griechenland 
in den ersten beiden Hilfspaketen geliehen — 32 Milliarden ka- 
men vom IWF, 184 Milliarden von der EU. 

Von diesen Krediten flossen knapp fünf Prozent in reguläre 
Ausgaben Athens. 87 Milliarden gingen in Schuldenrückzahlun- 
gen, 52 Milliarden in Zinszahlungen. 37 Milliarden Euro koste- 
te die Rekapitalisierung der Banken, knapp 30 Milliarden wur- 
den an private Gläubiger gezahlt, damit sie dem Schuldenschnitt 
2012 zustimmten. 

Das laufende dritte Hilfsprogramm ist mit 86 Milliarden budge- 
tiert. Nur acht Prozent davon sind für reguläre Ausgaben vorge- 
sehen, der Rest fließt in die Schuldenbedienung und Banken- 
stützung. 


140 Milliarden Euro an Krediten hatten ausländische Banken — 
vor allem aus Frankreich und Deutschland - im März 2010 an 
Griechenland verliehen. Dann war das Land zahlungsunfähig 
und erhielt Gelder von den EU-Staaten und dem IWF, mit denen 
die Bankkredite bedient wurden. 

Dies ermöglichte den ausländischen Banken, ihr Griechenland- 
Engagement bis Anfang 2012 auf etwa 50 Milliarden Euro zu 
reduzieren. Griechenlands Hauptgläubiger waren damit nicht 
mehr private Geldhäuser, sondern andere Staaten. 


120 Branchentarifverträge wurden im Jahr 2009 in Griechen- 
land abgeschlossen. Doch unter dem Sparregime der Gläubiger 
wurde der Arbeitsmarkt drastisch flexibilisiert, die Gewerk- 
schaften verloren ihre Macht. Die Zahl der neuen Branchentarif- 
verträge fiel bis 2015 auf 19. 


Vintages of IMF Greek GDP forecasts 


Nominal GDP, € brıs 
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Die Irrtümer des IWF (IWF-Prognosen zur griechischen Wirt- 
schaftsleistung November 2010 bis Juni 2015); Foto: IWF 


42 Prozent seiner Wirtschaftsleistung hat Griechenland seit 
2008 verloren, wenn man Werte in US-Dollar zu Grunde legt. 
Das hat es laut IWF fast noch nie gegeben. In einer Auswertung 
von 137 schweren Finanzkrisen fand der Fonds nur fünf Fälle, 
in denen das Bruttoinlandsprodukt stärker fiel. Gründe waren 
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entweder ein drastischer Rohstoffverfall wie in Ghana oder Bür- 
gerkriege wie in Kongo und Guinea-Bissau in den Neunzigern. 


20 Prozent der griechischen Haushalte waren Ende 2015 mit 
ihren Steuerzahlungen im Rückstand. 29 Prozent glaubten, im 
laufenden Jahr ihre Steuern nicht bezahlen zu können. 34 Pro- 
zent erwarteten, sie könnten ihre Schulden nicht bedienen. Ein 
Viertel der Haushalte fürchtet, ihr Heim zu verlieren. 


3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung — so hoch liegt der Haus- 
haltsüberschuss — ohne Zinszahlungen - den die griechische Re- 
gierung laut Gläubigervorgaben ab 2018 bis 2030 erzielen 
muss. Mit diesem Überschuss soll das Land seine Schulden be- 
dienen. 3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung - solch einen Pri- 
märüberschuss hat auf Dauer bislang kaum ein Land erreichen 
können. Der Internationale Währungsfonds kam bei einer Be- 
rechnung für alle Industrieländer in den vergangenen 30 Jahren 
zu dem Schluss: Nur zwei hochverschuldeten Ländern gelang 
ein Plus, wie es von Griechenland verlangt wird: Belgien zwi- 
schen 1987 bis 2008 und Italien zwischen 1994 und 2000. 

Der IWF hielt zuletzt einen Primärüberschuss von 1,5 Prozent 
für realistisch — ein Wert, den der frühere griechische Finanzmi- 
nister Gianis Varoufakis bereits vor einem Jahr gefordert hatte. 


244.172 Unternehmen in Griechenland sind zwischen 2008 
und 2015 untergegangen. Das entspricht einem Minus von 28 
Prozent. Dies zog den Verlust von 843.670 Jobs nach sich. 


24,4 Prozent beträgt die offizielle Arbeitslosenrate in Griechen- 
land. Dass sie nicht noch höher ist, dürfte auch daran liegen, 
dass viele arbeitsfähige Griechen das Land verlassen haben. 
Unterstützung für Arbeitslose gibt es in Griechenland für maxi- 
mal ein Jahr, dann existiert keinerlei staatliche Absicherung 
mehr. Etwa drei Viertel der griechischen Arbeitslosen sind 
Langzeitarbeitslose, also länger als ein Jahr ohne Job. 

Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei 52 Prozent. Etwa 40 Prozent 
aller Kinder leben in armen Haushalten, so die Organisation 
SOS Kinderdörfer. 


70 Milliarden Euro hat der griechische Staat in den vergange- 
nen Jahren eingespart — das entspricht 30 Prozent seiner Wirt- 
schaftsleistung. 

Etwa zur Hälfte waren dies Ausgabenkürzungen, die andere 
Hälfte bestand aus Mehr-Einnahmen durch höhere Steuern, Ab- 
gaben. 

Die Zahl der öffentlich Bediensteten ging um mehr als 200.000 
zurück, also um mehr als 30 Prozent. Zum Vergleich: Ein derar- 
tiger Job-Abbau hätte Deutschland etwa 1,3 Millionen Stellen 
gekostet. Die regulären Ausgaben des griechischen Staates be- 
stehen heute zu 83 Prozent aus Gehältern und Sozialleistungen. 


57 Prozent der Griechen hatten vergangenes Jahr — also vor den 
jüngsten Sparmaßnahmen über fünf Milliarden Euro - laut einer 
Umfrage des IME-Instituts für kleine Unternehmen Probleme, 
die Wohnung ausreichend zu heizen oder die Familie adäquat zu 
ernähren. 


Ge I a ra es 


Mehr als die Hälfte der Haushalte gab an, eine zusätzliche Aus- 
gabe von 500 Euro gar nicht oder nur schwer schultern zu kön- 
nen. Das durchschnittliche Vermögen der Griechen ist zwischen 
2008 und 2015 um 29 Prozent gesunken. Die Lohn- und Ren- 
ten-Einkommen schrumpften um 31 Prozent, durchschnittlich 
erhält ein Lohnabhängiger oder Rentner noch netto 10.600 Euro 
pro Jahr. 30 Prozent der Lohnbezieher erhalten weniger als 
5000 Euro jährlich. 


960 Euro brutto hat der durchschnittliche griechische Rentner 
laut Arbeitsministerium. Elf Rentenkürzungsrunden hat es seit 
2010 gegeben, mehr als ein Fünftel der Rentner gilt als armuts- 
gefährdet. 22,7 Prozent seines regulären Budgets gab Athen ver- 
gangenes Jahr für die Rentner aus. 

Allerdings hängen viele Griechen angesichts fehlender Sozial- 
leistungen und Jobs von der Rente ab. Mehr als die Hälfte aller 
Haushalte gab in einer Umfrage 2015 die Rente als Hauptein- 
kommensquelle an. Laut den neuen Sparmaßnahmen sinken die 
künftigen Rentenansprüche um durchschnittlich weitere 15 Pro- 
zent. 


780.000 Flüchtlinge erreichten Griechenland im vergangenen 
Jahr. 2014 waren es nur knapp 44.000. Derzeit sitzen etwa 
55.000 Flüchtlinge in den griechischen Lagern fest. Laut Pla- 
nungen der EU-Kommission sollen 6000 von ihnen jeden Mo- 
nat auf andere Länder verteilt werden. Bis zum 13. Mai nahmen 
andere Länder jedoch nur 909 Flüchtlinge auf. „Die überwälti- 
gende Mehrzahl der EU-Staaten hat Griechenland allein gelas- 
sen“, klagte UN-Vertreter Francois Crepeau vergangene Woche. 


0,2 Prozent soll die griechische Wirtschaftsleistung dieses Jahr 
schrumpfen, prognostiziert die EU-Kommission, 2017 weitere 
0,3 Prozent. 

Die zusätzlichen Sparpakete — Rentenkürzungen, höhere Steu- 
ern, Lohnsenkungen im öffentlichen Dienst - wiegen schwer auf 
dem privaten und staatlichen Konsum. 

Ab 2017 soll es aber wieder Wachstum geben. Grund ist ein 
starker Tourismus, die Rücknahme der Kapitalverkehrskontrol- 
len, EU-Beihilfen sowie ein stärkeres Vertrauen der Wirtschafts- 
subjekte, sollte Griechenland die Auflagen der Gläubiger erfül- 
len. 

Nächstes Jahr soll das Haushaltsdefizit Athens auch wieder un- 
ter die Maastricht-Grenze von 3,0 Prozent fallen. Die Staats- 
schulden liegen laut Prognosen dann bei 179 Prozent der Wirt- 
schaftsleistung. 2009, also vor den Sparpaketen, lag der Wert 
bei rund 130 Prozent. 


2,7 Milliarden Euro an Zinsen und Schuldenrückzahlungen an 
den IWF und die Euro-Zentralbank muss Athen im Juli leisten — 
das Geld hat es nicht. Um eine Pleite abzuwenden, braucht es 
die Kredite der EU. 


2040 - erst ab diesem Jahr sollte Griechenland beginnen, die 
Hilfskredite zurückzuzahlen oder die Zinsen zu begleichen. Das 
empfiehlt der IWF. 

Die letzte Tranche aus den Krediten sollte erst im Jahr 2080 
überwiesen werden - real, also abzüglich Inflation — dürfte ein 
heutiger Euro 2080 nur noch 15 Cents wert sein. 

Zudem schlägt der IWF vor, die Schuldzinsen auf 40 Jahre auf 
das niedrige, aktuelle Niveau von 1,5 Prozent festzuschreiben. 
Dies käme einem Schuldenerlass für das Land gleich, den der 
Fonds für unerlässlich hält. 


Berliner Zeitung 





OXI-Blog 
Athen: Wachstum mit EU-Hilfe - bei 
Obdachlosen 


Aus einer von der EU und der norwegischen Regierung 
finanzierte Studie des Athener Obdachlosenasyl (KYADA): 

71 Prozent der über 9000 Athener Obdachlosen haben ihre 
Wohnung in den letzten fünf Jahren verloren. 62 Prozent der 
Wohnungslosen auf Athens Straßen sind GriechInnen (38 
Prozent sind demnach keine griechischen StaatsbürgerInnen, 
unter ihnen dürften sich viele geflüchtete Menschen befinden), 
mehr als 85 Prozent sind Männer. 

Von den 451 Wohnungslosen, die KYADA zwischen März 
2015 und März 2016 befragte, sagten knapp die Hälfte, sie sei- 
en in Folge von Arbeitsplatzverlust obdachlos geworden. Viele 
GriechInnen haben ihre Jobs in Folge der Krise und der drasti- 
schen Sparpolitik der letzten Jahre verloren. 

Ein Drittel der GriechInnen hat keinen Zugang mehr zu medi- 
zinischer Versorgung, weil das Öffentliche Gesundheitssystem 
darnieder liegt. Die Kinderarmut hat sich, wie das Hilfswerk 
SOS Kinderdörfer mitteilte, seit 2008 auf 40 Prozent verdop- 
pelt. Das neue Sparpaket, das Athen gerade auf Druck der EU 
beschlossen hat, wird die Situation der Familien nach Einschät- 
zung der Hilfsorganisation weiter verschlimmern. 
https://oxiblog.de/athen-wohnungslosigkeit-gestiegen/ 














SiG 116: Griechenland nach dem OXI! 
und dem Coup der Troika, Juli 2015 














Initiativen in Deutschland, damit die die in Griechenland 
estrandeten Geflüchteten ihrem Wunsch entsprechen in 
Deutschland aufgenommen werden 
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Am 14. Juni hat der Rat der Stadt Osnabrück mit großer 
Mehrheit beschlossen, den Plan „50 Menschen aus 
griechischen Lagern nach Osnabrück zu holen“, zu 
unterstützen. „Wir, eine Initiative von Osnabrücker 
Organisationen, wollen ein Zeichen setzen und fünfzig von 
ihnen nach Osnabrück holen. Das ist nicht viel und doch mehr 
als nichts. „ 


Ende Mai 2016 im Wendland fand eine Aktion zur 
bedingungslosen Aufnahme aller Geflüchteten aus Idomeni in 
die Bundesrepublik 

Bericht Ein Koffer voller Postkarten reist zur Kanzlerin 


„Züge der Hoffnung“ http://faktencheckhellas.org/appell/ 


Aus dem Koalitionsvertrag für die Legislaturperiode 2016 bis 
2021 im Kreistag des Landkreises Gross-Gerau zwischen 
Sozialdemokratischer Partei Deutschlands/ Bündnis 90/Die 
Grünen / Die Linke.Offene Liste / Piratenpartei: (S. 11) "Die 
Koalition begrüßt Initiativen wie "Züge der Hoffnung", die 
vorschlägt, Flüchtlinge mit der Bahn aus Griechenland nach 
Deutschland zu holen." 


weitere Infos in der SiG-Werkstatt „Flüchtlinge aufnehmen“ 
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Yanis Varoufakis 


Die Euro-Gruppe und Griechenlands Verschuldung 


24. Mai 2016 

Die Euro-Gruppe akzeptiert eine Um- 
strukturierung der Verschuldung Grie- 
chenlands nur unter Bedingungen, die 
den Status der Schulden-Leibeigenschaft 
des Landes ausweiten. 


Bei der ereignisreichen gemeinsamen Pres- 
sekonferenz (30/01/2015) mit Jeroen Dijs- 
selbloem auf dem Syntagma-Platz nur drei 
Tage, nachdem ich (Yanis Varoufakis) das 
Finanzministeriums übernahm, fragte ihn 
ein Journalist nach seinem Vorschlag be- 
züglich der Einberufung einer Europäischen 
Schuldenkonferenz. Damals antwortete der 
Präsident der Euro-Gruppe scherzend, Eu- 
ropa verfüge über ein solches Organ: näm- 
lich die ... Euro-Gruppe! 

Elf Tage später ergriff ich bei meiner ersten 
Euro-Gruppe die Gelegenheit, Dijssel- 
bloems Statement zu „begrüßen“ und sagte, 
brennend darauf zu warten, dass wir inner- 
halb der Euro-Gruppe die Diskussion über 
die erforderliche Umstrukturierung der öf- 
fentlichen Verschuldung Griechenlands auf- 
nehmen. 


Akzeptiert das Memorandum oder wir 
schließen eure Banken 


Herr Dijsselbloems Gesicht erblasste. Mit 
dem Blick auf einen Schäuble gerichtet, der 
ihn zornig anschaute, stammelte der Präsi- 
dent der Euro-Gruppe, es habe sich um 
einen Scherz gehandelt und eine solche 
Diskussion könne in der Euro-Gruppe nicht 
erfolgen, und er käute die „Linie“ Samaras 
— Venizelos — Regling wieder, die griechi- 
sche Verschuldung sei mit dem 2. Memo- 
randum des Jahres 2012 tragfähig gewor- 
den. 

Das bei meiner ersten Euro-Gruppe. Es 
folgten rund zehn weitere Euro-Gruppen 
und vier Monate, während derer die Troika 
sich zu verhandeln weigerte und der Taktik 
widmete, so lange abzuwarten, bis unsere 
Regierung, unser Volk unter der Last der fi- 
nanziellen Strangulation nachgibt, und mit 
der Operation „teile und herrsche“ als gege- 
ben, die schließlich die Spaltung unseres 
Verhandlungsteams herbeiführte. 

So gelangten wir zu der fatalen Euro-Grup- 
pe des 25 Juni 2015, wo mir von Herrn Di- 
jsselbloem das Ultimatum — Memorandum 
der Troika überreicht wurde. Mein Auftrag 
seitens des Premierministers und meines 
Gewissens war, zu versuchen, die Erpres- 
sung „akzeptiert das Paket so wie es ist 
oder wir schließen Euch am kommenden 
Montag die Banken“ zu kippen. 

Meine Bemühung konzentrierte sich darauf, 
Charakteristika des Ultimatums / Memoran- 
dums zu enthüllen, die ein Problem nicht 
nur für die griechische, sondern auch für 


die deutsche Regierung darstellten, und be- 
folge dabei den Ratschlag von Adam Smith, 
wenn man sich an die Mächtigen wendet, 
nicht über seine eigenen Bedürfnisse, son- 
dern deren Interessen und Schwächen zu re- 
den. 


Auch der IWE hielt Griechenlands Ver- 
schuldung für nicht tragfähig 


In dem Rahmen jener Bemühung (die ich 
an anderer Stelle kontinuierlich beschreiben 
werde) demontierte ich die — das Ultimatum 
/ Memorandum begleitende — Analyse be- 
züglich der Tragfähigkeit der griechischen 
Verschuldung und argumentierte dabei, sie 
sei hinsichtlich des mathematischen Parts 
nicht haltbar. Um die Troika sogar in eine 
schwierige Position zu bringen, richtete ich 
die Fragestellung direkt an IWF-Chefin 
Christine Lagarde: 

„Als Vertreterin des IWF, der nicht berech- 
tigt ist, Programme mit zu unterzeichnen, 
wenn die Verschuldung des in Rede stehen- 
den Landes von dem Personal des IWF 
nicht als tragfähig beurteilt wird, bitte ich 
Sie, mir die beiden folgenden Fragen zu be- 
antworten: 


1.Stimmt das Personal des IWF der Ana- 
lyse, die den mir gerade von dem Präsi- 
denten der Eurogruppe überreichten 
Schriftsatz begleitet, bezüglich der Trag- 
fähigkeit der griechischen Verschuldung 
zu? Oder schließt es sich meiner Analyse 
an, laut der die griechische öffentliche 
Verschuldung — wenn wir sie akzeptieren 
— noch vor 2020 auf über 200% hoch- 
schnellen wird? 


2.Ist als Voraussetzung dafür, dass die 
Verschuldung tragfähig wird, eine die di- 
rekte Senkung bei den Zielvorgaben für 
einen primären Überschuss auf unter 
1,5% des BIP gestattende Umschuldung 
notwendig oder nicht? ,, 

Frau Lagarde begann ihre Antwort offen- 
sichtlich verlegen und versuchte, die Dis- 
kussion abzuwiegeln. Nach einer weiteren 
Frage von mir war sie jedoch gezwungen, 
bezüglich der Essenz zu antworten: Hin- 
sichtlich der Frage 1 gestand sie ein, nein, 
das Personal des IWF stimmt der Analyse 
über die Tragfähigkeit der griechischen Ver- 
schuldung, die das Ultimatum — Memoran- 
dum des Herrn Dijsselbloen begleitete, 
nicht zu. Hinsichtlich der Frage 2 äußerte 
sie, ihre Worte abwägend, „es ist notwen- 
dig, dass wir das Thema der griechischen 
Verschuldung erneut betrachten,,. 

Sie schaffte jedoch nicht, ihren Satz zu be- 
enden, weil Jeroen Dijsselbloem — mich an- 
schauend und Frau Lagarde ignorierend — 
sie unterbrach und in heftigem Ton zu mir 
sagte: „Wenn Du ein Thema der Umstruktu- 
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rierung der griechischen Verschuldung 
stellst, stoppen wir die Diskussion sofort — 
mit allem, was dies impliziert (wobei er ein- 
deutig die Schließung der Banken einige 
Tage später meinte). ,, 

Etwa so gelangten wir nach Dijsselbloems 
„Anekdötchen“ vom 30 Januar 2015, die 
Euro-Gruppe sei die etablierte Konferenz 
für die Umstrukturierung der Verschuldung 
Mitglieder der Eurozone, einerseits bei dem 
Eingeständnis der Frau Lagarde in der Eu- 
rogruppe des 25 Juni 2015, unsere Ver- 
schuldung sei nicht tragfähig, im selben 
Moment bei der selben Euro-Gruppe aber 
auch der Drohung ihres Vorsitzenden an, 
uns die Banken zu schließen, wenn ich die 
Umschuldung anzuführen wage. 


Wie erklärt sich der Zorn Dijsselbloems, 
der sogar Lagarde abwürgte? 


Hat sich ein Jahr später etwas geändert? Die 
Regierung glaubt, „ja, es hat sich etwas ge- 
ändert,,, da die Euro-Gruppe jetzt die Um- 
schuldung diskutiert. Dem ist jedoch nicht 
so. Leider. Es hat sich nichts geändert. Es 
ist nicht das erste Mal, dass die Euro-Grup- 
pe die Umschuldung erörtert — und be- 
schlossen - hat. Im Jahr 2012 diskutierte 
und beschloss sie eine große Umstrukturie- 
rung der griechischen Verschuldung - die 
größte in der Wirtschaftsgeschichte (mit ei- 
ner Reduzierung, die 100 Mrd. Euro er- 
reichte) -, die jedoch natürlich trotz ihrer 
Größe ein totaler Misserfolg war, die Ver- 
schuldung tragfähig zu machen. 

Wie erklärt sich Angesichts der Tatsache, 
dass es innerhalb der Eurogruppe schon 
vorher eine Diskussion über eine Umschul- 
dung gab, die Wut des Vorsitzenden der 
Euro-Gruppe, als ich auch nur die geringste 
Bezugnahme auf eine Umschuldung äußer- 
te? Wie erklärt es sich, dass Herr Dijssel- 
bloem am 25 Juni 2015 nicht davor zurück- 
schreckte, sogar auch Frau Lagarde in dem 
Moment zum Schweigen zu bringen, als sie 
auf meine Fragen bezüglich der Verschul- 
dung zu antworten begann? 

Die Antwort ist sonnenklar: Die Euro-Grup- 
pe akzeptiert die Umstrukturierung der Ver- 
schuldung nur unter Bedingungen zuneh- 
mender Austerität, die wiederum die ver- 
bleibende Verschuldung nicht tragfähig ma- 
chen, und so den Status der Schulden-Leib- 
eigenschaft des Landes ausweitend. Eine 
für das Land erlösende Umschuldung dis- 
kutieren sie nicht mit Regierungen, die 
nicht beabsichtigen, mit der Troika zu kolli- 
dieren. Wie 2012. Und wie - leider, leider — 
auch nach dem 06 Juli 2015 ... 


(Quelle: Zeitung der Redakteure / FfSyn, 
Autor: Yanis Varoufakis) 


Glen ha es 


Griechische Staatsschulden sollen gestrichen 
werden! 


Attac Finnland, Attac Irland, Both Ends, Bretton Woods Project, 
Centre national de cooperation au developpement CNCD-11.11.11, 
Debt and Development Coalition Ireland, Ecologistas en Accion, 


der Schulden der Dritten Welt, 


Erlassjahr.de -— Entwicklung braucht Entschuldung, 


CADTM - Komitee für die Streichung 


Ekumenicka Akademie, Enabanda, 


Eurodad - European Network on Debt and Development, 
European Information Human Rights Centre, 
Jubilee Debt Campaign UK, Spolecenstvi Präce a Solidarity, 


Greece Solidarity Campaign (UK), 
War on Want, Zukunftskonvent 


19. Mai 2016 An die Mitglieder der Euro-Gruppe und der Arbeitsgruppe „Euro-Gruppe“ 


Im Herbst letzten Jahres wurde von einigen der obengenann- 
ten Organisationen eine Petition überreicht, die von 53 wei- 
teren Organisationen aus 15 europäischen Ländern unter- 
stützt und von mehr als 100.000 Personen unterzeichnet 
wurde und in der die Streichung der griechischen Schulden 
gefordert wurde. Außerdem wurden die Beendigung der er- 
zwungenen Austeritätspolitik und neue globale Regeln für 
eine rasche, gerechte und menschenrechtskonforme Lösung 
von Schuldenkrisen gefordert. (1) 

Wir stellen erfreut fest, dass die Bewältigung des griechi- 
schen Schuldenproblems nun auf der Tagesordnung steht. 
Allerdings sind wir beunruhigt über die bei der Sitzung der 
Euro-Gruppe am 9. Mai 2016 unterbreiteten Vorschläge. 

Die skizzierten Maßnahmen zur Umstrukturierung der 
Schulden gehen nicht so weit, wie es für eine rasche und 
tragbare Lösung des griechischen Schuldenproblems nötig 
wäre. Der sogenannte Notfallmechanismus umgeht demokra- 
tische Verfahren zur Entscheidungsfindung und würde im 
Fall von Konjunktureinbrüchen einen gefährlichen Abwärts- 
trend bewirken. 


Überdies wird der Dreistufenplan, der verschiedene Um- 
strukturierungsmöglichkeiten, einschließlich Zahlungsauf- 
schub, umfasst, die endgültige Bewältigung der griechischen 
Schuldenkrise in ferne Zukunft verschieben. Unserer Ansicht 
nach liegt diese Verzögerung nicht im besten Interesse ir- 
gendeiner der beteiligten Parteien. Im Gegenteil, diese Vor- 
gehensweise droht zu weiteren politisch motivierten Verzö- 
gerungen und zu einer völlig unzureichenden Umschuldung 
zu führen. Solche Verzögerungen haben in Griechenland 
und auch in anderen von Schuldenkrisen geplagten Ländern 
der Welt bereits großen Schaden angerichtet. 


Die seit den 1980er Jahren von Entwicklungsländern ge- 
machten Erfahrungen mit Schuldenkrisen belegen, dass 
der Versuch, Überschuldungen mit Umschuldungen zu be- 
gegnen, den Ländern untragbare Schulden aufgebürdet und 
die Entwicklung um Jahrzehnte verzögert hat. Nur reale 
Schuldenschnitte ermöglichten es, Überschuldungen ab- 
zubauen und das Wachstum neu zu beleben. 





Mit Recht lässt sich feststellen, dass Griechenland sich in ei- 
ner ähnlichen Lage befindet. Deshalb wiederholen wir un- 
sere Forderung nach einer Streichung des größten Teils 
der griechischen Schulden. 


Leider könnte diese Maßnahme zulasten der europäischen 
Steuerzahler/-innen gehen. Zweifellos ist das eine Folge frü- 
herer Entscheidungen, durch die vormals private Schulden in 
öffentliche Schulden verwandelt und Privatbanken mit öf- 
fentlichen Geldern gerettet wurden. Verschiedene Studien, 
zuletzt eine Studie der European School of Management and 
Technology in Berlin, ergaben, dass 95 Prozent der Kredite 
der Troika für die Tilgung alter Kredite und die Rettung von 
Banken in Europa und sogar außerhalb Europas verwendet 
wurden. (2) Unter diesen Umständen ist es illegitim zu ver- 
langen, dass die Tilgung der griechischen Bevölkerung auf- 
gebürdet wird. 


Wir teilen die Meinung mehrerer Finanzminister, dass die 
griechische Schuldenkrise unter minimaler finanzieller Be- 
lastung der europäischen Steuerzahler/-innen und Staats- 
haushalte bewältigt werden sollte. Deshalb wiederholen wir 
unsere Forderung, dass von den Banken, denen die Rettungs- 
aktionen zugute kamen, Geld eingetrieben wird zum Aus- 
gleich für die Bereitstellung europäischer Finanzinstrumente 
und zur Finanzierung der Schuldenstreichung. Die Arbeits- 
gruppe „Euro-Gruppe“ sollte unverzüglich damit beginnen, 
einen Vorschlag für die Durchführung dieser Rückerstat- 
tungsaktion auszuarbeiten. 


Wir erwarten, dass die Arbeitsgruppe „Euro-Gruppe“ einen 
Plan für die Lösung der griechischen Schuldenkrise entwi- 
ckelt, der die grundlegenden Werte der Europäischen Union 
widerspiegelt, demokratische Prinzipien respektiert, Konver- 
genz und Zusammenhalt fördert sowie die Menschenrechte 
aller gewährleistet, und dass dieser Plan von der Euro-Grup- 
pe gebilligt wird. 

Mit freundlichen Grüßen 


(1) http: an org/de/ 
2)h 
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Griechenland: 


Der Beschluss der Eurofinanzminister fuhrt weiter in die Sackgasse 


27.05.2016 


Elf Stunden haben die Euro-Finanzminister in der Nacht zum Mittwoch (25.5.) 
über Griechenland verhandelt. Das Ergebnis: Auf dem Weg in die Sackgasse 
wird noch ein Gang hoch geschaltet. Es geht erst einmal weiter wie bisher. 


Griechenland bekommt einen weiteren Anteil der bereits im letzten Sommer 
ausgehandelten Hilfskredite ausgezahlt: Eine „zweite Tranche“ in Höhe von 
10,3 Milliarden Euro wurde jetzt zugesagt, davon werden 7,5 Milliarden Euro 
noch im Juni ausgezahlt. 

Rund die Hälfte wird die griechische Regierung bereits einige Wochen später 





an die Geldgeber zurücküberweisen. Denn im Juli wird die Rückzahlung von 
früheren Schulden in Höhe von knapp 3,7 Milliarden Euro fällig. Griechenland 
bekommt wieder neue Kredite, um alte Forderungen bedienen zu können. 
Längst ist klar, dass die griechische Bevölkerung nicht von diesem Spiel profi- 
tiert. Eine aktuelle Studie zeigt, dass die Kredite aus den ersten zwei Hilfspake- 
ten zu 64 Prozent in Zinszahlungen und Tilgungen bestehender Kredite flossen, 
während weniger als 5 Prozent dem griechischen Staatshaushalt zugutekamen. 


Verwendung der Hilfskredite für Griechenland 


(1.und 2. Notprogramm; in Milliarden Euro) 
215,9 


Beinhaltet z.B. die Rückzahlung von 9,1 
hd, Eurs arı den IWF 





Hilfs, Schufeten ins... Mile Anreiz Sriech, c,. 
ech Reck. u Me fi, ; für ech 5 
insg, Üchzap fun, ngen für Banpgn PÜV Sch, Idonschyy, sh ü 
Nur ein Bruchteil der Hilfszahlungen für Griechenland floss in den Staatshaushalt. 
Rund zwei Drittel des Geldes wurden für Schuldentilgung und Zinsen ausgegeben. 
Grafik: DGB; Daten: Europäische Kommission; EFSF; ELSTAT; IMF; Studie von Euro- 
pean School of Management and Technology, www.esmt.org 


Kürzungsauflagen würgen das Wachstum erneut ab 
Um diesem Schulden-Teufelskreis zu entkommen, bräuchte Griechenland 
Wirtschaftswachstum und direkte Erleichterungen bei der Schuldenlast. 


Notweı disk eit, Gemeingüter und 


Beides liefert auch der neue Beschluss nicht: 
Das Wachstum wird durch Kürzungsauflagen 
abgewürgt, die die Iroika aus Internationalem 
Währungsfonds (IWF), EU-Kommission und 
Europäischer Zentralbank (EZB) im Gegenzug 
zu Hilfskrediten verlangt. Um die Gelder zu be- 
kommen, die jetzt ausgezahlt werden, musste 
das griechische Parlament beispielsweise An- 
fang Mai die griechischen Renten um weitere 
1,8 Milliarden Euro kürzen. Am vergangenen 
Sonntag beschloss es dann ein weiteres, mehr 
als 7.000 Seiten dickes Sparpaket. Darin enthal- 
ten: Eine weitere Erhöhung der Mehrwertsteuer 
auf jetzt 24 Prozent und eine Erhöhung anderer 
Verbrauchssteuern. Höhere Verbrauchssteuern 
und Rentenkürzungen senken die Kaufkraft der 
Bevölkerung. Der Wirtschaft wird weiter Nach- 
frage entzogen, das Wachstum wird abgewürgt. 


Der IWF glaubt nicht an die 
Nachhaltigkeit des Sparprogramms 
Das neue Sparpaket geht selbst über das hinaus, 

was die Troika im vergangenen Sommer mit 
Griechenland vereinbart hatte. Denn der jetzige 
Beschluss enthält einen automatischen Kür- 
zungsmechanismus: Wenn das angestrebte Ziel 
eines Haushaltsüberschusses von 3,5 Prozent 
vor Zinszahlungen bis 2018 nicht erreicht wird, 
werden automatisch Ausgaben gekürzt. Diese 
Wachstumsbremse wird sicher zum Einsatz 
kommen. Denn die vereinbarten Kürzungen 
werden nicht zum angepeilten Haushaltsüber- 
schuss von 3,5 Prozent führen. Der IWF weiß 
das schon lange. Er glaubt nicht an die Nachhal- 
tigkeit des Programms und hatte deshalb seinen 
Rückzug aus der Iroika angekündigt, falls es 
keinen Schuldenerlass für Griechenland gibt. 
Noch am Montag hatte der Fonds sofortige, 
deutliche Schuldenerleichterungen ohne neue 
Auflagen gefordert. 

Doch solche sinnvollen Maßnahmen wurden am 
Mittwoch erstmal auf die lange Bank gescho- 
ben: Im Wesentlichen sollen sie erst 2018 — nach 
der Bundestagswahl — angedacht werden. Bis 
dahin wird Griechenlands Krise noch oft in den 
Medien sein. Denn auch die neuen Beschlüsse 
führen weiter in die Sackgasse. 

Klartext 21/2016 


den auch darüber disk en, wie wir aus unseren nationalen und örtlic 





Walter Baier 


Die reaktionäre Rebellion 


Am Sonntag, den 22. Mai 2016, wählte Österreich in der zweiten Runde einen neuen Präsidenten. Das Ergebnis der 
Stichwahl war so knapp, dass erst die am Folgetag ausgezählten Wahlkarten die Entscheidung brachten. Der neoliberale, 
grüne, bürgerlich-demokratische Kandidat Alexander var der Bellen gewann haarscharf mit 50,3 Prozent die Stichwahl 

gegen Norbert Hofer, den Kandidaten der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ). Die Wahlbeteiligung lag bei 73 Prozent. 
Die FPÖ hat die Wahl wegen Unregelmäßigkeiten angefochten. Doch auch die Rechtsberater der Grünen sprechen von einer 
„unfassbaren Schlamperei“. Wahrscheinlich muss die Wahl des Bundespräsidenten im Herbst wiederholt werden (die 
Entscheidung fällt der österreichische Verfassungsgerichtshof Anfang Juli dieses Jahres). 


„Österreich ist eine kleine Welt, in der die große ihre Probe 
hält.“ Marie Ebner-Eschenbach (1830 — 1916) 


Der Sieg des Kandidaten der radikal rechten FPÖ, Norbert Ho- 
fer, in der ersten Runde der Präsidentenwahl in Österreich und 
seine sehr knappe Wahlniederlage in der zweiten Runde haben 
im In- und Ausland für Irritation gesorgt. Innenpolitisch steht er 
für den Bankrott der aus konservativen Christdemokraten und 
Sozialdemokraten gebildeten Koalition, die das Land ein drei- 
viertel Jahrhundert regiert haben. 

Als Bundespräsident würde Norbert Hofer den Schlüssel in der 
Hand halten, über eine von ihm selbst herbeigeführte Krise der 
Institutionen den Weg zu Neuwahlen frei zu sprengen[1], um, 
wie der Chefkommentator der Wiener Tageszeitung Der Stan- 
dard warnt, die „Orbänisierung Österreichs“ einzuleiten. 

Den Kandidaten der Grünen, Alexander Van der Bellen be- 
schreibt man am treffendsten als moderat und liberal. Mit gutem 
Grund hat sich die österreichische Linke, einschließlich der 
KPÖ, entschlossen, für dessen Wahl aufzurufen. 


Von Viktor Orbän unterscheidet sich die FPÖ in einem wesent- 
lichen Detail. Ihr Nationalismus bezieht sich nicht auf die eige- 
ne Nation. Als Repräsentantin der deutschnationalen Tendenz 
der österreichischen Rechten erachtet sie die deutsch sprechen- 
den Österreicher_innen als Teil einer deutschen „Volks-, 
Sprach- und Kulturgemeinschaft“.[3] Ein Sieg Norbert Hofers 
bei Neuwahlen würde so eine Bresche in den bislang die Repu- 
blik Österreich tragenden Konsens der nationalen Eigenständig- 
keit schlagen. Dies muss sich nicht kurzfristig auswirken, aber 
im Szenario der Krise der EU und angesichts des Aufstiegs der 
radikalen Rechten in Deutschland wäre dies eine neue und ver- 
störende europäische Tatsache. 

Der Deutschnationalismus bildet indessen nicht nur den harten 
Kern des deutschgeprägten Österreich-Bewusstseins der FPÖ; 
er erlaubt ihr auch den Schulterschluss mit der einflussreichen 
Subkultur Deutscher Burschenschaften (in Österreich), neurech- 
ter Zeitschriften, der Kameradschaft der ehemaligen SS-Ange- 
hörigen, dem Kärntner Abwehrkämpferbund und dem Österrei- 
chischen Turnerbund, die ihrerseits den Resonanzboden der 
rechtsradikalen und neonazistischen Agitation im Lande bilden. 
Die regelmäßigen so genannten „Tabubrüche“ [4] — gemeint 
sind positive Bezugnahmen von Parteigrößen auf das Dritte 
Reich - stellen trotz der meist eilfertig nachgereichten Entschul- 
digungen und Richtigstellungen auch keine Entgleisungen dar, 
sondern bedienen exakt dieses Milieu, in dem die Partei Nach- 
wuchs und Intellektuelle[5] rekrutiert. 

Der Deutschnationalismus und die Affinität zum Nationalsozia- 
lismus sind ideologischer Kernbestand der FPÖ, aber das erklärt 
nicht ihren Erfolgslauf, der 1986 mit der Übernahme des Partei- 
vorsitzes durch Jörg Haider einsetzte. Damals stand die Partei — 
übrigens in einer Koalitionsregierung mit der SPÖ - bei knapp 
5 Prozent. Heute sehen sie die Umfragen bei 30 Prozent. 
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Ein Blitzlicht auf die komplexen Ursachen dieser Entwicklung 
liefert eine Wähler_innenbefragung, die im Nachklang auf die 
Wiener Gemeinderatswahl im Herbst 2015 publiziert wurde. 
Bei dieser Nachwahl kam die FPÖ auf knapp ein Drittel der 
Stimmen, wobei ihre Stimmengewinne am stärksten in den ehe- 
maligen Hochburgen der Sozialdemokratie ausfielen. Wien 
zeigte sich hier zweigeteilt. Die Wähler_innen aller Parteien, 
mit Ausnahme der FPÖ, schienen sich in ihrer Stadt wohl zu 
fühlen. Umgekehrt werden die Wähler_innen, die mit der Quali- 
tät ihres Lebens in der Stadt nicht zufrieden sind, zu 70 Prozent 
von der FPÖ repräsentiert. Damit war die FPÖ auch jene Partei, 
die von der insgesamt gestiegenen Wahlbeteiligung am meisten 
profitieren konnte. 


Tab. 1: Der Aussage „Wien ist sehr lebenswert“ stimmten zu (in 


Prozent)[6]: 
SPÖ-Wähler innen 89 
ÖVP-Wäher innen 71 


GRÜNE-Wähler innen 94 
NEOS-Wähler innen 81 
FPÖ-Wähler_innen 30 


Das sich manifestierende Monopol einer rechtsradikal-populis- 
tischen Partei bei der Vertretung der Unzufriedenen hätte in 
Zeiten steigender Arbeitslosigkeit, wachsender Angst vor sozia- 
lem Abstieg und allgemein prekärer werdenden Lebensumstän- 
den bereits voriges Jahr die SPÖ als Wetterleuchten des über sie 
hereinbrechenden Unwetters alarmieren müssen. 

Der drei Jahrzehnte kontinuierlich andauernde Aufstieg der 
FPÖ bedeutet andererseits auch das Scheitern aller gegen sie 
angewandten Gegenstrategien. Von der Verharmlosung bis zur 
schrittweisen Übernahme der ausländerfeindlichen Agenda 
durch die Sozialdemokratie, von der Dämonisierung in der libe- 
ralen Presse und dem Versuch, einen Cordon sanitaire politi- 
scher Korrektheit zu errichten, bis zum Aktivismus der linksra- 
dikalen Gruppen, für die der antifaschistische Straßenkampf 
gleichbedeutend mit dem Kampf gegen den kapitalistischen 
Staat ist. 

Als besonders kontraproduktiv allerdings erwies sich, dass Teile 
der SPÖ die gegen die FPÖ wirkenden antifaschistische Refle- 
xe in Wahlkämpfen instrumentalisierten, um sie dann regelmä- 
ßig durch die von ihr in Regierung und Parlament betriebene 
Politik zu enttäuschen.|7] 


Faschistisch, populistisch, rechtsradikal oder 
rechtsextrem? 


Wie überall neigt man auch in Österreich dazu, die Besonder- 
heit der eigenen politischen Erfahrung zu übertreiben. Der Blick 
auf die Ergebnisse der Europaparlamentswahlen (Tab. 2) relati- 
viert diese Sicht, zeigt sich doch ein europaweiter Prozess. 
Das Spektrum der Rechtsaußenparteien ist vielfältig. Sinnvoll 
ist, zwischen Rechtsextremismus und Rechtsradikalismus zu un- 
terscheiden. 
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Als rechtsextrem werden Parteien und Gruppen bezeichnet, die 
Gewalt anwenden und sich in den meisten Fällen ostentativ in 
die Tradition des Nationalsozialismus stellen, das heißt, an des- 
sen Symbolik und Rhetorik anknüpfen. In dieses Kapitel gehö- 
ren die griechische Goldene Morgenröte, der ungarische Jobbik 
und die British National Party. Den speziellen Fall eines moder- 
nisierten Rechtsextremismus bilden die „identitären Bewegun- 
gen“, die ideologisch nicht am Nationalsozialismus anknüpfen, 
sondern ihre aggressiven Aktionen mit der von der Neuen Rech- 
ten entwickelten Idee des Ethnopluralismus legitimieren. 

Im Unterschied zu rechtsextrem werden als rechtsradikal oder 
rechtspopulistisch Parteien bezeichnet, die sich vom Rechtsex- 
tremismus distanzieren und behaupten, sich im Rahmen der par- 
lamentarischen Demokratie zu bewegen. Zu diesen modernisier- 
ten Rechtsaußenparteien zählen beispielsweise UKIP (Unabhän- 
gigkeitspartei des Vereinigten Königreichs), der französische 
Front National, die Dänische Volkspartei, die Schwedendemo- 
kraten, die niederländische Partei für die Freiheit, Polens Partei 
Recht und Gerechtigkeit, die [Wahren] Finnen und die FPÖ. 


Tab. 2: Rechtsaußenparteien im Europaparlament[8] 


Legislaturperiode Anteil der Sitze Rechtsaußenparteien 
2014-2019 22,9% 

2009-2014 15% 

2004-2009 12,5 % 

1999-2004 11% 


Die Grenzen zwischen Rechtradikalismus und Rechtsextremis- 
mus sind porös und beweglich. Nach den letzten Wahlen sind in 
Polen eine rechtsradikale und eine rechtsextreme Partei im Sejm 
vertreten, in Ungarn leben FIDESZ und Jobbik trotz politischer 
Konkurrenz eine partielle Symbiose, und in Österreich bietet die 
FPÖ, die weithin als Teil des politischen Mainstreams akzeptiert 
ist, der neonazistischen Subkultur einen sicheren Hafen. 

Das Spektrum der rechtsradikalen Parteien ist in sich selbst 
fragmentiert. Allerdings rechtfertigen die gemeinsamen charak- 
teristischen Eigenschaften, die in unterschiedlicher Kombinati- 
on in allen Fällen existieren, von einer Parteienfamilie zu spre- 
chen. Diese Eigenschaften sind:[9] 

- Populistischer Politikstil („Volk gegen Eliten“; „Anti-Sys- 
tem“) 

- Autoritäres Gesellschaftsbild 

- Völkischer Nationalismus (Fremdenfeindlichkeit, Rassismus 
und Anti-Europäismus) 

- Sozialer Chauvinismus (Sozialstaat ausschließlich für Inlän- 
der_innen) 

Sieben Wochen nach den Wahlen in Polen, die der Partei „PiS — 
Recht und Gerechtigkeit“ die absolute Mehrheit im Parlament 
brachten, las man in der Zeit folgendes: „Wie ein neuer Staat 
entsteht: Schritt für Schritt baut die neue Regierung Polen zu 
einem rechtsnationalen Staat um.“ Hervorgehoben wurden Ein- 
führung von Zensurmaßnahmen, politisch motivierte Kündigun- 
gen von Journalist_innen im Öffentlich-rechtlichen Fernsehen 
und der Angriff auf das Höchstgericht. Ähnliches ist auch in 
Ungarn zu beobachten, wo FIDESZ die 2010 gewonnene 
Zweidrittelmehrheit nutzte, um ein neues Grundgesetz zu verab- 
schieden. In dessen Präambel wird Ungarn als eine ethnisch be- 
gründete Kulturnation definiert, womit ein neuer rechtlich bin- 
dender Maßstab für Gesetzgebung, Judikatur und Verwaltung 
geschaffen wurde. Die Auswirkungen sind inzwischen im ge- 
samten gesellschaftlichen Leben einschließlich der Kultur- und 
Bildungspolitik zu spüren.[10] 
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Die modernisierten Rechtsparteien sind eine Gefahr 
für die Demokratie 


Die Rebellion der Populist_innen ist ein Fake. Wenn überhaupt, 
handelt es sich dabei um eine konservative Rebellion, die die 
bestehenden Eigentums- und Machtverhältnisse unangetastet 
lässt.[11] 

Ihre Anti-System-Rhetorik zielt auf die Bewahrung und Stabi- 
lisierung der sozio-ökonomischen Ungleichheit, allerdings in 
Zeiten der Krise und politischen Risiken für die Herrschaft 
durch Anwendung autoritärer, repressiver Mittel. Dazu will sie 
die geeignete Ideologie und das entsprechend rücksichtslose 
politische Personal bereitstellen. 

Rechtsradikale Parteien, die die Führung von Regierungen über- 
nehmen, wollen die Macht mit niemandem - und schon gar 
nicht mit dem Volk - teilen. Ihr Ziel ist es, es auf eine neue Wei- 
se zu repräsentieren. Daher ist logisch, dass der Front National 
unter dem Titel „Eine Verfassungsreform für die Wiedererrich- 
tung der Demokratie“ als erstes die Verlängerung der Amtszeit 
des im politischen Systems Frankreich mit enormer Machtfülle 
ausgestatteten Präsidenten fordert.[12] 

Die direkte Demokratie, von der sie reden, zielt darauf, eine di- 
rekte und exklusive Beziehung zwischen Geführten und charis- 
matischem Führer herzustellen. Auch wenn es so nicht ausge- 
sprochen wird: Zu Ende gedacht ist die dafür adäquate Staats- 
form nicht die Demokratie, sondern die Diktatur, in der nach 
dem Prinzip regiert werden kann, „Wer gegen den Führer ist, ist 
gegen das Volk.“[13] 


Die Frage lautet, ob man den modernisierten Rechtsradikalis- 
mus als faschistisch bezeichnen soll. Meine Antwort ist ambiva- 
lent. Zu berücksichtigen ist einerseits, dass, wenn wir heute von 
Faschismus sprechen, wir aus der Retrospektive, d.h. in Kennt- 
nis der einzigartigen Monstrosität des Nationalsozialismus spre- 
chen. Doch Geschichte wiederholt sich nicht einfach. Außerdem 
kann es aus politischer Sicht keinen Sinn machen, Elektorate 
von einem Drittel der Bevölkerung als potentielle Komplizen 
eines Massenmordes anzusprechen, umso mehr als die so adres- 
sierten Parteien nicht müde werden, das Gegenteil zu beteuern. 
Doch die zeitgenössische Perspektive war eine andere. Verstört 
stellt man bei Lektüre zeitgenössischer Autoren (Arthur Rosen- 
berg, Antonio Gramsci, Walter Benjamin, Otto Bauer, Karl 
Polanyi u.a.) fest, dass der von ihnen beobachtete, sich zur 
politischen Massenbewegung formierende Faschismus jenes 
Bündel von Merkmalen aufweist, die man in der heutigen 
Politikwissenschaft als rechtspopulistisch bezeichnet. 


Die europäische Perspektive 


Die Parteienfamilie der radikalen Rechten stellt sich als zerstrit- 
ten dar, sodass ihre Mandatare im Europaparlament unter ver- 
schiedenen Dächern eine Heimstatt gefunden haben. In folgen- 
den Fraktionen des Europaparlaments sind rechtsradikale Par- 
teien maßgeblich beteiligt: 





44 ALDE:70 
WED VertsiaLe: 50 \) PPE:217 
SE: 100 ® ECR: 74 
= EFDD: 45 
@P SUENGL:52 ENFENF: 38 
NI NI: 14 
120 Seite 21 ----------------------244 


- EKR (Europa der Konservativen und Reformer). Hier fanden 
sich unter anderem die britischen Konservativen, die polnische 
Partei „PiS - Recht und Gerechtigkeit“ die „Alternative für 
Deutschland“, die „Dänische Volkspartei“, die „Wahren Finnen“ 
und die „Neue Flämische Allianz“ zusammen. 

- EFDD (Europa der Freiheit und der direkten Demokratie). Ge- 
bildet wird diese Fraktion zum großen Teil aus Mandataren der 
UKIP (Großbritannien) und der Fünf-Sterne-Bewegung von 
Beppe Grillo (Italien). 

- ENF (Europe der Nationen und Freiheit). In dieser 2015 gebil- 
deten Fraktion sammeln sich „Front National“, FPÖ, PVV (Nie- 
derlande), „Lega Nord“ (Italien) und „Vlaams Belang“ (Belgi- 
en). 

Keine dieser Fraktionen, die vor allem durch ihre Gegnerschaft 
zur Europäischen Union zusammengehalten werden, findet es 
anstößig, dass sich über sie ein warmer Regen europäischer 
Fraktions- und Parteienförderung ergießt. So erhielten die 
Rechtsaußenfraktionen im Europaparlament in der Periode 2009 
bis 2014 20 Millionen Euro und ihre Europaparteien weitere 
10,2 Millionen.| 14] 

Die Mandatare der explizit neofaschistischen „Goldenen Mor- 
genröte“ (Griechenland) und „Jobbik“ (Ungarn) konnten an kei- 
ne der drei Rechtsaußenfraktionen andocken und firmieren un- 
ter „Fraktionslose“. Die ungarische FIDESZ, die man als eine 
rechtsradikale Partei bezeichnen kann, hat ihren Platz in der Eu- 
ropäischen Volkspartei (EVP) an der Seite von Christdemokra- 
ten gefunden. 

Die Unterschiede und Gegensätze zwischen den rechtsradikalen 
Parteien sind real. Doch sollte man ihre Spaltung nicht nur als 
Fragmentierung interpretieren. Sie ermöglicht — unbeabsichtigt, 
aber deswegen nicht unwirksam - eine Dispersion rechtsradika- 
len Einflusses in einem Spektrum, das bis ins Zentrum der Eu- 
ropapolitik reicht. 


Tab. 3: Stimmenanteile rechtsradikaler Parteien bei den Euro- 
paparlamentswahlen 2014 (in Prozent) 


Austria FPÖ 19.7% 112.7%) Unaffiliated (now ENL] 
Belgium New Flamish Alllance (NVA) 16.4 % (6.1 %) EER 
\iaams Belang [natiönalist) 4,1% (9,9%) EFDD 
Bulgaria Bulgaria Uncensored 10,7%) ECH 
ATAKA HR] * 
Denmark Danish People's Party 26,6% [15.3 %) GER 
Finland Finns 12:9% (9.8 %) ECR 
France Front National IFN) 235% 16.3 %) Unaffilioted {now ENL] 
Germany Alternative für Deutschland [AfD) Pl] EER 
United Kingdom Independence 
Great Britain Party (UKIP) 26,8% (16,5 %) EFDD 


British National Party. [BNP] 1,1% (6,0%) * 
Greece Golden Dawn 94%) unaffiliated * 

Laos 2,7% [7,2%] 

European People's Party 

Hungary FIDESZ 515% (56,4%) [EPP) 

Jobbik 14,7% (14,8%) unaffillated® 
Italy Lega Nord 62% 110.2 %) Unaffilated {now ENL) 
Latvia National Alllance 14,3% -) ECR 
Netherlands PYV, Party for Freadom 14.2% [16:9 %) Unaffiliated [now EN) 
Poland PIS: Lawand Justice 31,8% (27,4%) EER 
Sweden Sweden Democrats 9,7433 %) EFOD 


* EFD: „Fraktion Europa der Freiheit und Demokratie“, nicht 
mehr existent. 


Die Erfolge rechtsradikaler Parteien sind nicht auf die europäi- 
sche Ebene beschränkt. Tabelle 4 zeigt, dass die sechs rechtsra- 
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dikalen Bestperformer aus Ungarn, Polen, Frankreich, Däne- 
mark und der Schweiz kommen, das heißt aus allen Teilen Eu- 
ropas. Es zeigt sich, dass wir es nicht nur mit einer parallelen 
Entwicklung in zahlreichen europäischen Staaten zu tun haben, 
sondern mit einem europäischen Phänomen, das Element und 
Ausdruck einer allgemeinen, europäischen Krise ist (Abb.1). 


Tab. 4: Aktuelle Wahlergebnisse rechtsradikaler Parteien — 


Parlamentswahlen (in Prozent) 





ulistische/ rachtsradikale Partei 

Österreich Freiheitliche Partei Österreichs [FPÜ) 013 20,51% 
Belgien Neue Flimische Allianz INVA) IE AR 

Ylaams Belang IV]* 3.67% 

Bulgarlan Bulgarien Unzensuriert (BU) 3014 

ATAKA® 152% 

Dänemark Dänische Volkspartei (DF) 3015 1.14 
Finnland Wahre Finnen 3015 165% 
Frankreich Front Nation [EN] 7015 22.93% 

Deutschland Alternatlve für Deutschland (AD) 2013 a7 

Griechenland Goldene Morgenräte* 3015 5.98% 
Ungarn FIDES2 2014 154 
Jobbik' 20,50% 

Itllen Legra Nord (LN] 2013 a0 
Lettland Nationale Alllanz [NA] 2014 I6:61% 

Niederlande Partei für die Freiheit [PV} 2013 10,1% 
Polen Recht und Gerechtigkeit (PS) 2015 37 580% 
Kukieib 331% 

Slowaksl Slowikische Matlonalparteißtrty [SNS) 2 ass 

Slowenlen Stöwenische National ParteilSt5) 3014 220% 
Schweden Schweden Demokraten [5D) 3014 12.865 

Vereinigtes Königreich United Kingdom Independence Party [Ukip) 015 12.53 


Datenbasis von Barbara Steiner; *Extremistische, Neo-Nazi- 
Parteien (fraktionslos). 


Krise und Nationalismus 


Die europäische Integration ist nicht nur eine Wirtschafts- und 
Währungsunion. Durch sie wurde auf kapitalistischer Grund- 
lage die im Gefolge des Zweiten Weltkriegs entstandene Ord- 
nung staatlicher und nationaler Beziehungen institutionalisiert. 
Gegen diese Institutionalisierung wendet sich der Anti-Europä- 
ismus der radikalen Rechten, mit dessen Hilfe der Nationalis- 
mus neuerlich die Beziehungen zwischen den europäischen 
Völkern vergiftet. 

Was in den Staaten gilt, nämlich dass der rechte Populismus die 
Krise der Demokratie anzeigt, gilt auch im europäischen Maß- 
stab. Das Anwachsen des Nationalismus ist Indikator einer 
durch die neoliberale Austerität ausgelösten Krise der nationa- 
len Beziehungen. Er ist der reale „Plan B“ eines maßgebli- 
chen Teils der herrschenden Klasse für den Fall der weiteren 
Verschärfung der europäischen Krise. 

Der Aufstieg des Rechtsradikalismus hat den Sozialwissen- 
schaften ein Deja-vu mit Schubumkehr beschert. Waren sich 
viele Autor_innen bis vor kurzem noch darin einig, dass die Ar- 
beiterschaft ihre Rolle in der Politik ausgespielt und die von ihr 
gezogene sozialökonomische Konfliktlinie ihre Bedeutung für 
die Politik verloren habe, so lautet das neue Mantra, dass eine 
von Modernisierung und Globalisierung bedrohte Arbeiterklas- 
se an den Erfolgen der rechtsradikalen Parteien schuld sei. 


GOOD nr ae us 


Für das Vorstoßen rechtsradikaler Parteien in die proletarischen, 
traditionell sozialdemokratischen Wählerschaften gibt es zahl- 
reiche Belege, zuletzt wieder in Österreich. Eine Nachwahlbe- 
fragung zur ersten Runde der Bundespräsidentenwahl ergab, 
dass 72 Prozent der Arbeiter für den Kandidaten der FPÖ ge- 
stimmt haben.[15] Dieser Befund bleibt aber einseitig, solange 
den veröffentlichten Untersuchungen nicht die Stimmenanteile 
entnommen werden können, die von der FPÖ in anderen Wäh- 
lersegmenten erreicht wurden. Die Ergebnisse in landwirtschaft- 
lich und touristisch geprägten Gemeinden Tirols und Salzburgs 
lassen vermuten, dass es der FPÖ dort gelungen ist, mit ihrer 
antiislamischen Kampagne in ein traditionell katholisch konser- 
vatives Segment der Gesellschaft vorzudringen. Die konservati- 
ve Wiener Tageszeitung Die Presse weiß wiederum unter dem 
bezeichnenden Titel „Höret die Signale“ von einer wachsenden 
Unterstützung der FPÖ unter den Mitgliedern der exklusiven 
Vereinigung Österreichischer Industrieller[16] zu berichten. 

Ein ähnliches Bild zeichnet Richard Seymour für England, 
wenn er die Ukip als eine genuin klassenübergreifende Partei 
beschreibt, die wie ein Keil die nationale Politik nach rechts 
schiebt. Für die Wahlen 2014 konstatiert er eine einigermaßen 
gleichmäßige Verteilung des Einflusses über breite gesellschaft- 
liche Segmente, indem die Partei jeweils von einem Viertel 
klassischer Arbeiter, Kleinunternehmer, hoher Manager und 
großen Unternehmern unterstützt worden sei.[17] 


Nicht nur aus empirischer Sicht erweist sich die These von den 
Rechtsradikalen als den neuen Arbeiterparteien als problema- 
tisch und vorurteilsbeladen. Vor allem aus theoretischer Sicht 
gibt es wichtige Einwände, ihre Wahlergebnisse als den Reflex 
einer bestimmten sozialen Lage zu interpretieren. Die Ursachen 
für den Aufstieg der rechtsradikalen Parteien sind vielmehr 
komplex und schließen zahlreiche politische und kulturelle 
Faktoren ein: Neben Krise, Prekarität und Abstiegsangst der 
Mittelschichten sind es der Verfall der Sozialdemokratie, der, 
wenn er auf der Linken nicht durch eine glaubwürdige radikale 
Alternative kompensiert wird, die Enttäuschung über das politi- 
sche System nur allzu leicht auf die Mühlen der radikalen Rech- 
ten leitet. Elisabeth Gauthier machte in ihren Arbeiten über den 
Front National immer darauf aufmerksam, dass der hohe Stim- 
manteil des FN statistisch und politisch das Resultat der Wahl- 
enthaltung und der Demobilisierung der von der Politik des PS 
und leider auch der des Front de Gauche enttäuschten linken 
Milieus darstellt. 


Ein Schluss 


Der Kampf gegen den Rechtsextremismus und Neonazismus ist 
in den meisten Fällen ein Kampf an den Rändern des politi- 
schen Spektrums. Der Kampf gegen den Rechtsradikalismus 
ist inzwischen zu einem Kampf um Mehrheiten in der Mitte 
der Gesellschaft geworden. 


Eine Erfahrung der Zwischenkriegszeit behält ohne Zweifel 
ihre Gültigkeit: Der Siegeszug der radikalen Rechten, nament- 
lich in Deutschland und Österreich, war durch Massenarbeitslo- 
sigkeit und Verelendung der Mittelschichten ausgelöst worden. 
Das heißt, ohne europaweiten Kampf gegen Arbeitslosigkeit, 
für Verteidigung, Weiterentwicklung und Umbau des Sozial- 
staats, für Ausbildungsplätze und gesetzlich geregelte Arbeits- 
verhältnisse, für das Recht auf Wohnen und die öffentlichen 
Dienste kann der Rechtsradikalismus nicht besiegt werden. 

Das erfordert eine nachhaltige Wirtschaftspolitik, Kontrolle 
der Finanzmärkte, eine Politik der industriellen Rekonstruktion 
und einen ökologischen Umbau. Hier gibt es nicht Gelegenheit, 
ins Detail zu gehen, erwähnen möchte ich aber, dass eine solche 
Wirtschaftspolitik nicht mit den makroökonomischen Instru- 
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menten des vergangenen Jahrhunderts auskommen wird und 
sich auch nicht ausschließlich auf die traditionellen Schichten 
der Arbeiter_innenklasse und ihren Sichten stützen kann, son- 
dern die Lebenslage der Frauen, Arbeitslosen, Prekarisierten 
und Migrant_innen einbeziehen muss. 


Der Machtanspruch rechtsradikaler Parteien ist eine Bedrohung 
der liberalen Demokratie, die von vielen Menschen und jenseits 
parteipolitischer Bindungen wahrgenommen wird. Der Kampf 
um eine andere sozialökonomische Politik reicht daher nicht 
aus. Der Rechtsradikalismus ist aber auch nicht die einzige 
Gefahr, die heute der Demokratie droht. Die autoritären Mit- 
tel, mit denen in der EU die Austeritätspolitik durchgesetzt 
wird, der unter dem Vorwand des Kampfes gegen den Terroris- 
mus aufgerüstete Sicherheits- und Überwachungsapparat, der 
medial vervielfachte anti-muslimische Rassismus und die zur 
Abwehr von Flüchtenden geschlossenen Grenzen, sie alle be- 
reiten nicht nur ein Klima, in dem Rechtsradikalismus gedeiht. 
Sie stellen für sich genommen Einschränkungen und Gefahren 
für Demokratie und Freiheit dar. 


Zivilgesellschaft, Kirchen, Antifa-Gruppen und politisch Libe- 
rale sind hier nächste Verbündete der Linken. Die entstehenden 
neuen Allianzen sind nicht dieselben wie auf dem Gebiet der 
Sozialökonomie, doch deshalb nicht weniger wertvoll im Hin- 
blick auf eine neue Hegemonie. 


Die Krise der EU ist so real, wie die Feindschaft ihr gegenüber 
das gemeinsame Programm aller rechtsradikalen Parteien ist. 
Können und sollten wir uns an deren Spiel beteiligen? Positiv 
wäre eine Auflösung der EU dann, wenn sich die großen Pro- 
bleme, vor denen die Gesellschaften stehen - globalisierte Fi- 
nanzmärkte, Migration, Entwicklung, Klimawandel, Sicherheit 
—, in einem Europa der 28, 35 oder 50 nationalen Währungen, 
Nationalstaaten und Grenzregime besser lösen ließen. Das er- 
scheint nicht rational. Vor allem aber ist das Terrain des Natio- 
nalismus besetzt. Andererseits ist die EU in ihrer neoliberalen 
Ausformung nicht das Projekt der Linken. Aufgrund der in ih- 
rem Namen exekutierten Austeritätspolitik befindet sie sich ei- 
ner Sackgasse. Soll die Idee einer friedlichen Integration Euro- 
pas vor dem anwachsenden Nationalismus gerettet werden, so 
erfordert das die Neubestimmung ihres Sinns. Wenn Linke von 
der Notwendigkeit der Neugründung der EU sprechen, meinen 
sie, dass der Lissabonner Vertrag und der Fiskalpakt aufge- 
hoben werden müssen und dass das Europa, für das die Linke 
kämpft, ein demokratisches und parlamentarisches sein muss, 
das die demokratischen Rechte der Mitgliedsstaaten sowie die 
Selbstbestimmung der Nationen und Volksgruppen respektiert. 


Abschließend ein Wort zur europäischen Verstörung, die sich im 
Rechtsradikalismus reflektiert. Europas Gesellschaften befinden 
sich vor einem dramatischen Prozess der Anpassung an neue 
globale Realitäten. In zwanzig Jahren wird die Welt von 10 Mil- 
liarden Menschen bevölkert sein, unter denen die Europäer_in- 
nen eine kleine Minderheit bilden. Eine Umverteilung von 
Reichtum, Macht und Lebenschancen wird stattfinden. Man 
kann verstehen, dass diese Perspektive, die die Menschen über 
das Fernsehen und das Internet in den Wohnzimmern erreicht, 
Angst macht; zum einen, weil die herrschende Politik keine so- 
lidarischen und humanistischen Auswege weist, zum anderen 
weil die dahinter stehenden sozialen Prozesse zu wenig verstan- 
den werden. 


Das aber verweist auf das weite Feld des geistig kulturellen 
Kampfes, der moralisch intellektuellen Reform, von der An- 
tonio Gramsci gesprochen hat, ohne die weder Fortschritt mög- 
lich ist noch der Rückfall in die Primitivität abgewehrt werden 
kann, den die Rechtsaußenparteien, egal welcher Nuance, 
bezwecken. 


Gate See a ee ne 


[1] Die Rolle des Bundespräsidenten ist in der österreichischen Verfas- 
sung keineswegs so eindeutig auf eine reine Repräsentation festgelegt, 
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Ausgestaltung geht sie auf eine Verfassungsnovelle zurück, die die So- 
zialdemokraten ihren christdemokratischen Widersachern zugestanden, 
als diese Ende der 1920er-Jahre bereits unverkennbar auf die Diktatur 
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ses Stück autoritären Präsidialsystems aus der wieder in Kraft gesetz- 
ten Verfassung der Republik zu entfernen. 
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schichte und Kultur Österreichs sind deutsch. Die überwiegende Mehr- 
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www.fpoe.at/fileadmin/Content/portal/PDFs/ dokumente/2011 graz p 
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Jörg Haider (1988): „Das wissen Sie so gut wie ich, dass die Österrei- 
chische Nation eine Missgeburt gewesen ist, eine ideologische Missge- 
burt, denn die Volkszugehörigkeit ist die eine Sache, und die Staatszu- 
gehörigkeit ist die andere Sache.“ Und: Jörg Haider vor dem Kärntner 
Landtag (1991): „Na, das hat’s im Dritten Reich nicht gegeben, weil im 
Dritten Reich haben sie ordentliche Beschäftigungspolitik gemacht, 
was nicht einmal Ihre Regierung in Wien zusammenbringt. Das muss 
man auch einmal sagen.“ Die Presse (10.10.2013), 


http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/1462760/Ideologische- 


Missgeburt Haiders-umstrittenste-Sager?from=suche.intern.portal 
[5] 11 von 38 Abgeordneten der FPO zum österreichischen Nationalrat 


sind Deutsche Burschenschafter, das heißt sie bekennen sich nicht zur 
österreichischen Nation. 

[6] „Wahltagsbefragung“, Quelle ISA/SORA, 11. Oktober 2015; zitiert 
nach orf-online: 


https://www.facebook.com/ZeitimBild/photos/a.381568636877.161891 
.182146851877/10153571900376878/?type=3&theater 


[7] In diesem Zusammenhang muss die Ausnahme, der Wiener Bürger- 
meister Michael Häupl, erwähnt werden, der entgegen der Regierungs- 
politik und der Bundesführung der SPÖ den Rechtsschwenk in der 
Flüchtlingspolitik nicht mitmachte. 

[8] Jansen, Thilo (2016): Geliebter Feind Rechtsaußenparteien und die 
Europäische Union, Rosa Luxemburg Stiftung Rechtsaußenparteien 
und die Europäische Union, S. 8. 

[9] Siehe etwa: Mudde, Cas (2014): The Far Right and the European 
Elections, in: Current History Magazine 03/2014; in: Eurozine, 
http://www.eurozine.com/articles/2015-03-13-mudde-en.html . 

[10] Eine eindrucksvolle Darstellung der gesellschaftspolitischen Ver- 
änderungen in Ungarn findet man in: Droppa, György (2016): Recipe 
for turning a weak democracy into a strong dicatorship, in: 


https://prezi.com/ph3oqg2cx9a02/recipe-for-turning-a-weak-democracy- 
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[11] Benjamin, Walter (1963): Das Kunstwerk im Zeitalter seiner tech- 


nischen Reproduzierbarkeit, Frankfurt am Main, S. 42. Immer wieder 
lesenswert: „Der Faschismus versucht, die neu entstandenen proletari- 
sierten Massen zu organisieren, ohne die Eigentumsverhältnisse, auf 
deren Beseitigung sie hindrängen, anzutasten. Er sieht sein Heil darin, 
die Massen zu ihrem Ausdruck (beileibe nicht zu ihrem Recht) kom- 
men zu lassen.“ 

[12] „Notre Projet“ - Programme Politique du Front National (2012), S. 
AAff. 

[13] Scharsach, Hans-Henning: Rückwärts nach rechts — Europas Po- 
pulisten, Wien 2002, S. 213. 

[14] Jansen, Thilo, a.a.O., S. 33. 

[15] Siehe Die Presse, 24.6. 2016: „Rekorde, Motive, Trends: Interakti- 
ve Grafiken zur Hofburgwahl, 


http://diepresse.com/home/politik/bpwahl/4974900/Rekorde-Motive- 
Trends _Interaktive-Grafiken-zur-HofburgWahl 

[16] Siehe Die Presse, 2. 5. 2016 
http://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/kordiconomy/4978742 


/Hort-die-Signale-der-FPO? vl backlink=/home/index.do 
[17] Seymour, Richard (2015): Ukip and the crisis of Britain, in: Pa- 


nitch, Leo/Alobo, Greg: Socialist Register 2016, London, S. 35. 
Quelle: Zeitschrift Marxistische Erneuerung 


Attac Österreich 


Das Abstimmungsverhalten der FPÖ 


13.05.2016 

Viele Menschen in Österreich sind verunsi- 
chert und fühlen sich ohnmächtig. Die 
Angst den eigenen Arbeitsplatz zu verlie- 
ren, mit dem eigenen Lohn nicht mehr über 
die Runden zu kommen oder soziale Leis- 
tungen zu verlieren, geht einher mit einer 
enormen Spaltung der Gesellschaft in Arm 
und Reich. Abstiegsängste und Sorge um 
die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung in Österreich erfassen immer 
mehr Menschen der sozialen Mitte. 


Diese Ängste treffen auf ein gesellschaftli- 
ches Klima, in dem die politische und 
mediale Hetze gegen „Fremde“ seit Jahren 
zunimmt. (...) Die Aushöhlung von Men- 
schenrechten wird unter anderem durch 
eine Wirtschaftsideologie legitimiert, wel- 
che die Konkurrenz zwischen ‚„Wirtschafts- 
standorten“, Staaten, Unternehmen und 
Menschen als unausweichlich darstellt. So- 
lidarität wird durch Egoismus ersetzt, ge- 
sellschaftliche Verantwortung durch priva- 
ten Profit. (...) 


Im Neoliberalismus wie auch im Rechtsex- 
tremismus gilt: Jeder ist sich selbst der 
Nächste. Die daraus folgende Sündenbock- 
politik interessiert sich nur für jene Vertei- 
lungsfragen, die Menschen mit den gerings- 
ten Einkommen und Chancen gegeneinan- 
der aufhetzen. 


Die FPÖ stimmte in den letzten Jahren: 
° Gegen eine Schule mit mehr Auf- 
stiegschancen, 

° gegen höhere Leistungen für Kinder in 
Armut, 

° gegen ein Gratis-Kindergartenjahr, 

° gegen eine Erhöhung der Mittel zur Un- 
terstützung für den Wiedereinstieg älterer 
arbeitsuchender Menschen, 

° gegen die Umsetzung der „Europäischen 
Sozialcharta" (in der unter anderem das 
Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen, das 
Recht auf soziale Sicherheit, das Recht auf 
ein gerechtes Arbeitsentgelt und das Recht 
der Kinder und Jugendlichen auf sozialen, 
gesetzlichen und wirtschaftlichen Schutz 
geregelt sind) 


° und für die Kürzung der Mindestsiche- 
rung. 

° Sie stimmte gegen die Streichung von 
Steuerprivilegien für Konzerne (Gruppen- 
besteuerung), die unter der schwarz-blauen 
Regierung eingeführt wurden und die laut 
Rechnungshof jährlich zu rund 450 Millio- 
nen Euro an Steuerausfällen führt, 

° gegen die Streichung von Steuerprivilegi- 
en für Managergehälter über 500.000 Euro 
° und gegen den Solidaritätsbeitrag von 
Menschen mit besonders hohem Einkom- 
men. 

Obwohl die FPÖ das Milliardengrab der 
Hypo Alpe Adria zu verantworten hat, 
stimmte sie gegen die Erhöhung der Ban- 
kenabgabe. 

Die Kritik der FPÖ an TTIP argumentiert 
vor allem anti-amerikanisch und entwickelt 
- im Gegensatz zu sozialen Bewegungen - 
auch keine Vision eines gerechten globalen 
Welthandelssystems. 


Attac Österreich 








Weitere Beiträge: 


Zur AFD: Elitär plebiszitär: Die » Alternative für Deutschland« wird vermutlich nicht mehr so schnell verschwinden. Sie 
ist im »Establishment« gut verankert und wird sowohl von Arbeitern als auch von Besserverdienenden gewählt. Ein nationa- 
listischer Kitt hält das zusammen - Artikel von Daniel Bratanovic , Jungewelt : 








Sozialismus Mai 2016 
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GO DA es ee tn 


Hugo Monteiro 


Portugal - Der Linksblock und sein Kampf gegen die Austerität 


23 Mai 2016 (Auszüge) 

Die Neupositionierung der politischen 
Debatte 

Die Koalition der Rechtsparteien gewann 
die Wahl im Oktober 2015 mit einem Stim- 
menanteil von 38%. Sie schaffte es jedoch 
nicht, eine Mehrheit im Parlament zu ge- 
winnen, die eine Rechtsregierung unterstüt- 
zen würde. Die Sozialistische Partei (PS) 
erreichte 32% der Stimmen und wurde dazu 
gezwungen, sich von ihrer neoliberalen 
Agenda, die sie noch im Wahlkampf ver- 
folgt hatte, abzuwenden, um so den Bedin- 
gungen der linken Parteien zu entsprechen 
und mit ihnen eine Mehrheit im Parlament 
für sich gewinnen zu können. Diese Bedin- 


gungen umfassten das Ende der Privatisie- 
rungen, die Anhebung des Lohnniveaus und 


der Pensionen sowie das Ende der Angriffe 
auf die Arbeitnehmer innenrechte. 


PS-Regierung von Premierminister Anto- 
nio Costa 

Seit Ende 2015 wird also Portugal von einer 
Minderheitsregierung der Sozialistischen 
Partei (PS) regiert. Die PS ist im Parlament 
auf den Linksblock (Bloco Esquerda — BE) 
und das Wahlbündnis CDU (Coligacäo De- 
mocratica Unitaria — Vereinte Demokrati- 
sche Koalition) aus PCP (Portugiesische 
Kommunistische Partei) und Grünen ange- 
wiesen. Diese linken Parteien haben der PS 
ihre Unterstützung bis zum Ende der Legis- 
laturperiode zugesagt. (...) Die Unterstüt- 
zung der Linksparteien basiert auf strategi- 
schen politischen Vereinbarungen und um- 
fasst auch die Zustimmung zum Staatshaus- 
haltsplan. Da sie nicht Teil der Regierung 
sind, können die linken Parteien ihre strate- 
gische und programmatische Unabhängig- 
keit bewahren, die in diesem aktuellen 
politischen Klima von größter Wichtigkeit 
ist, während sie trotzdem von außen auf das 
Machtgefüge Einfluss ausüben können. 


Die konkrete Ausformung dieser Vereinba- 
rungen hat sich als außerordentlich wichtig 
erwiesen: So konnte der politische Kampf 
auf den Bereich Demokratie verlagert wer- 
den, und der Rechten wird es überlassen, 
die Entscheidungen der europäischen Insti- 
tutionen zu befürworten. Anstelle der 
„Politik der Unvermeidbarkeit“, von der die 
vorangehende Regierung redete, anstelle 
des Fatalismus der Troika und der „Chan- 
cen“, die das Eldorado Neoliberalismus 
versprach, erleben wir nun eine Repolitisie- 
rung der Parlamentsdebatten und die ver- 
mehrte Entstehung von sozialen und ge- 
werkschaftlichen Bewegungen. Der Links- 
block verfolgt in diesem Kampf eine klare 
politische Agenda: Er kämpft für die Wie- 
deranhebung des Lohnniveaus und mehr so- 
ziale Rechte. Der vom Linksblock vorge- 
brachte Vorschlag des Sozialstromtarifs, 
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mithilfe dessen die Energiekosten für Nied- 
rigverdiener_innen gesenkt werden sollen, 
kommt automatisch einer Million Haushal- 
ten zugute. Die damit entstehenden Kosten 
werden von den großen Akteur_innen in der 
Branche getragen. 

Und trotzdem stehen wir hier vor einem 
zerbrechlichen Gefüge an Vorschlägen, die 
von vier verschiedenen politischen Kräften 
vorgebracht werden, die sich in Sachen 
Wiederanhebung des Lohnniveaus und 
Wiederaufbau des Landes einig sind. Ein 
solches Gefüge, so fragil es auch sein mag, 
ist naturgemäß Produkt der Demokratie. Es 
wird jedoch von den Medien, die immer 
noch dem rechten Austeritätswahn anhän- 
gen, mit konstantem Misstrauen betrachtet. 
(...) 

Bei den Uneinigkeiten zwischen Sozialde- 
mokrat_innen und linken Parteien geht es 
um die unterschiedlich gearteten politischen 
Antworten auf die Institutionen, die das eu- 
ropäische Projekt für sich vereinnahmt ha- 
ben. Die Linke ist nun unablässig damit be- 
schäftigt, die Themen Staatsschulden und 
Fiskalpakt im Rahmen einer Agenda zu um- 
reißen und weigert sich dabei, den Wider- 
sprüchen der PS nachzugeben. Sämtliche 
Verhandlungen waren von diesen Differen- 
zen geprägt, die jedoch schließlich zum ers- 
ten Staatshaushaltsplan führten, dem das 
gesamte Spektrum der linken Parteien zu- 
stimmte. Es handelt sich dabei um das erste 
Budget seit Jahren, das der portugiesischen 
Verfassung tatsächlich entspricht und ein 
Minimum an sozialer Gerechtigkeit vor- 
sieht. Neben dem Ausgleich der Differen- 
zen zwischen der PS und der Linken lag 
eine weitere Schwierigkeit natürlich darin, 
die Austeritätspolitik zu überwinden, wäh- 
rend gleichzeitig die Auflagen der Eurozone 
eingehalten werden müssen. 


Trotz aller Schwierigkeiten gibt es klare 
Erfolge zu verbuchen. Die Tatsache, dass 
die PS-Regierung auf die Unterstützung der 
linken Parteien angewiesen ist, hält sie da- 
von ab, nach rechts abzudriften. Ein Bei- 
spiel dafür ist die Neuformulierung des ers- 
ten Entwurfs des Staatshaushaltsplans, der 
von den EU-Institutionen als die „schlech- 
teste Version“ eines Budgets bezeichnet 
wurde, das ohnehin „bereits als mitte-links 
einzustufen war“. Gleichzeitig beugte sich 
die PS jedoch der Erpressung durch Brüs- 
sel, was zum Verkauf der BANIF Bank (die 
fünfte Bank, die innerhalb von acht Jahren 
Insolvenz anmeldete) an Santander führte; 
und was ein äußerst schlechtes Geschäft für 
die portugiesischen Staatskassen darstellte. 
Der Linksblock und die PCP stimmten ge- 
gen diesen Deal, und der Linksblock ver- 
wies dabei auf die Wichtigkeit der Verstaat- 
lichung von Banken. 


Trotz aller Schwierigkeiten ermöglichte der 
starke Einfluss der linken Parteien, die 
durch ihre guten Wahlergebnisse an Legiti- 
mität gewonnen haben, eine (vorläufige) 
Einkommensumverteilung, eine (bescheide- 
ne) Verbesserung der Löhne und des Ar- 
beitsrechts und einen (wenn auch geringen) 
Erfolg bei den sozialen Rechten. 


Außerdem äußerte sich von Anfang an eine 
veränderte Grundhaltung, die nicht zu un- 
terschätzen ist. Während der ersten gemein- 
samen Pressekonferenz der deutschen 
Kanzlerin und des neuen portugiesischen 
Premiers fragten die Journalist_innen im- 
mer wieder nach Einzelheiten zum Staats- 
haushaltsplan, der auch von den europäi- 
schen Institutionen debattiert worden war. 
Antönio Costas Antwort beschränkte sich in 
einem Fall nicht darauf, die Aufmerksam- 
keit der Konferenz zurück auf die Flücht- 
lingskrise zu lenken (was den Grund für das 
Treffen darstellte), sondern forderte die 
Journalist_innen dazu auf, „Frau Merkel 
nicht mit dem portugiesischen Budget zu 
belasten, da sie sicherlich genug Sorgen mit 
ihrem eigenen Budget hat“. Dieser wenig 
verschleierte Seitenhieb auf die Troika- 
Loyalist_innen war sehr offensichtlich, 
stellte jedoch nicht den bemerkenswertesten 
Aspekt der Konferenz dar. Hauptsächlich 
ging aus dieser Konferenz hervor, dass sich 
Europa nun auf eine stärkere Stellung Por- 
tugals im Zusammenspiel mit politischen 
Akteur_innen gefasst machen kann und die 
EU nun keine gehorsamen bürokratischen 
Erfüllungsgehilfen mehr vor sich hat, die 
nach ihrer Pfeife tanzen, wie das bei der 
vorhergehenden Regierung der Fall war. 


aus transform-Blog 





Junge Welt, 31.Mai 2016 

Die sozialistische Minderheitsregierung 
nahm die Gehaltskürzungen im öffentli- 
chen Sektor zurück und führte vier gesetz- 
liche Feiertage wieder ein. Im Bildungsbe- 
reich strich sie die Finanzierung von Pri- 
vatschulen aus Steuergeldern. Dafür soll 
nun mehr in die staatlichen Schulen inves- 
tiert werden. Eine zuletzt geplante Mehr- 
wertsteuererhöhung (diese träfe die Ge- 
ringverdiener weit stärker als Wohlhaben- 
de) ist vom Tisch. Der Mindestlohn wurde 
erhöht, und die Renten Anfang des Jahres 
immerhin angepasst. 

Das Linkskabinett will primär die unteren 
Einkommen anheben lassen, um damit die 
Binnenwirtschaft anzukurbeln. Costa will 
auch eine weitere Austeritätsmaßnahme 
rückgängig machen und ein Versprechen 
an seine Wähler und Regierungspartner 
einlösen: Die 35-Stunden-Woche im Öf- 
fentlichen Dienst soll wieder eingeführt 





werden. 
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Marga Ferre 
Spanien: 


Wahlbundnis von Podemos und IU (Izquierda Unida) 


Anm. der SiG-Red., 27.6. 2016: Unidos Podemos ist bei den Wahlen am 26. Juni in dritte Position gekommen. 
Der Artikel informiert über den Aufbau einer linken Alternative in Spaniens Parteienlandschaft. 





- ey De / 
Alberto Garzon (IU) and Pablo Iglesias 
(Podemos) , https://flic.kr/p/G7woT'3 





(...) Durch die akute Krise des politischen 
Regimes, das Spanien seit der Rückgewin- 
nung der Demokratie 1978 regiert, ist das 
Land derzeit in einer ungewöhnlichen Si- 
tuation. Die Wirtschaftskrise und der neoli- 
berale Führungsstil der Regierung stellen 
die Wurzel dieser politischen Krise dar. Sie 
führte zu einer Welle an Demonstrationen, 
aus denen die Indignados-Bewegung ent- 
stand. Diese Bewegung formulierte die For- 
derungen der Menschen nach einer Rückbe- 
sinnung auf die demokratischen Grundprin- 
zipien und die Forderungen jener Mitglie- 
der der Gesellschaft, die am stärksten von 
der Krise betroffen waren. Als Reaktion auf 
das Zwei-Parteien-System, das das Land 
seit der Transition regierte (die Sozialdemo- 
kratische PSOE und die konservative 
Volkspartei Partido Popular — PP), forder- 
ten die Menschen mehr Demokratie. Das 
alte System bediente sich stets der ewig 
gleichen Wirtschaftspolitik, war korrupt bis 
ins Mark und befolgte blind sämtliche An- 
weisungen der Troika. 

Eine der Folgen dieser Krise des „Politi- 
schen Regimes 78“ (dieser Name wurde 
der parlamentarischen Monarchie mit dem 
Zwei-Parteien-System und seiner politi- 
schen Architektur gegeben, die von der Ver- 
fassung von 1978 geschaffen wurde) war 
die Entstehung zweier neuer Parteien: 


Podemos („Wir können“) und Ciudadanos 
(„Bürger_innen“). Sie beide sind Vertrete- 
rinnen der „neuen Politik“ und stellen sich 
gegen die Parteien des alten politischen Re- 
gimes. Podemos verkörpert die progressive 
Erneuerung des Systems (auch wenn sich 
die Partei selbst nicht als „links“ definiert, 
nehmen die Wähler_innen sie als linke Par- 
tei wahr), Ciudadanos vertritt eine liberale 
Haltung. 

Seit der Entstehung von Podemos versuchte 
die IU (Izquierda Unida - „Vereinigte 
Linke“) ein Übereinkommen mit dieser 
Partei zu schließen, um eine politische und 
soziale Annäherung zu erwirken und so ge- 
genüber dem dominanten Block an Boden 
zu gewinnen. Dieser Ansatz war in wichti- 
gen Städten wie Madrid und Barcelona und 
in Regionen wie Katalonien und Galizien 
erfolgreich und führte zu beachtlichen Er- 
gebnissen. Die IU hatte vor, solche Koali- 
tionen auf nationaler Ebene zu wiederholen, 
was jedoch im Vorfeld der Parlamentswahl 
am 20. Dezember 2015, bei der die IU auf- 
grund des geltenden Wahlrechts sehr 
schlechte Zahlen einfuhr, nicht gelang. Die 
Partei gewann aber große gesellschaftliche 
Anerkennung, und ihr Spitzenkandidat Al- 
berto Garzön wurde zum beliebtesten 
Politiker des Landes. 


Die Wahlen vom 20. Dezember brachten 
das Ende des Zwei-Parteien-Systems mit 
sich. Das Wahlergebnis war die physische 
Manifestation der bestehenden politischen 
Krise — die Regierungsbildung scheiterte. 
Während der dreimonatigen Verhandlungs- 
phase schloss die PSOE eine Vereinbarung 
mit Ciudadanos, trotz wiederholter Versu- 
che seitens Podemos und IU, mit der PSOE 
eine progressive Regierung zu bilden. Die 
Entscheidung der PSOE, eine Vereinbarung 
mit den Liberalen jener mit der Linken zu 
bevorzugen, besiegelte ihren Rechtsruck 
und machte die Partei in den Augen der 
spanischen Bevölkerung für die Pattsituati- 


on in der Regierungsbildung verantwort- 
lich. 

Das Wahlergebnis stellte eines klar: Das 
geltende Wahlrecht belohnt Zusam- 
menschlüsse. Wären Podemos und die TU 
bei der vergangenen Parlamentswahl als 
Bündnis angetreten, hätte die Summe der 
Stimmen dieses Bündnis zur zweitstärksten 
politischen Kraft gemacht. In diesem Fall 
wären die beiden Parteien nun in einer we- 
sentlich besseren Verhandlungssituation, 
um eine progressive Regierung zu bilden. 
Diesen gemeinsamen Weg wollen die bei- 
den Parteien nun für die kommenden 
Wahlen am 26. Juni einschlagen. Auch die 
Basisorganisationen der beiden Parteien un- 
terstrichen die Bedeutung der Zusammenar- 
beit. 

Die Vereinbarung zwischen Podemos und 
IU (genannt Unidos Podemos — „Gemein- 
sam können wir/schaffen wir es“) stürzte 
die Rechte und die PSOE in ein Chaos, da 
Podemos und IU gemeinsam die einzige 
Koalition bilden können, die einen Ausweg 
aus der Pattsituation vom 20. Dezember be- 
deuten könnte. Sämtliche Umfragen pro- 
gnostizieren dem Bündnis einen Stimmen- 
anteil von etwa 24% der Stimmen, was weit 
über den Umfragewerten der PSOE liegt. 
Die Bildung einer progressiven Regierung 
scheint nun wirklich im Rahmen des Mögli- 
chen zu liegen, aber es gibt Risiken. So 
etwa setzen Teile der herrschenden, den So- 
zialdemokraten nahestehenden Schicht be- 
reits Schritte, um eine große Koalition zu 
bilden (PP-PSOE) und so eine Linksregie- 
rung zu verhindern. Um einen Sieg der 
Rechten zu verhindern, versucht die Koali- 
tion aus Podemos und IU die Wahl zu ge- 
winnen. Mit diesem Ziel haben Podemos 
und IU einem Minimum-Programm von 
50 Punkten zugestimmt(1) , mit dem der 
Austeritätspolitik ein Ende gesetzt werden 
und mehr Raum für Demokratie geschaffen 


werden soll. (...) Quelle: Transform! 


17. September: Demos gegen CETA & TTIP 
in Stuttgart, Köln, Hamburg, Berlin, Leipzig, Frankfurt/Main und München! 


Infos zu den Demonstrationen auf der Attac Seite 


Die ttip-freie Stadt Barcelona eine Konferenz organisiert, um 
jene Kommunen auf europäischer Ebene zusammen zu bringen. 
Die Konferenz verabschiedete eine gemeinsame Erklärung und 
ruft alle Kommunen in Europa dazu auf, diese zu unterschrei- 
ben und sich dem Kommunen-Bündnis anzuschließen. Als ge- 
meinsame Plattform soll ab sofort die Webseite www.ttip-free- 


zones.eu dienen. 


"Do the CETA Check!" Was denken unsere Europabgeordne- 


ten über CETA? Fragt sie! Das neue Online-Iool "Ceta-Check" 


mitzuteilen. 


ermöglicht es EU-weit, den Abgeordneten Fragen zu CETA stel- 
len, deren Antworten zu bewerten und dies Euren Freund_innen 


Wir wollen unsere Abgeordneten an ihre Verantwortung uns 
Wählerinnen und Wählern gegenüber zu erinnern. Dann werden 
sie in der Offentlichkeit Farbe bekennen müssen. https://stop- 


ttip.org/de/?noredirect=de_DE 


Sand im Getriebe - Juni 2016 - Nr. 120 


GE De er an Se 


Prof. Elmar Altvater, Frank Bsirske, Annelie Buntenbach, Prof. Klaus Dörre, Thomas Gebauer, Katja Kipping, 
Simone Peters, Klaus Pickshaus, Prof. Gesine Schwan, Ralf Stegner, Dr. Hans-Jürgen Urban, Peter Wahl u.v.m. 


Das Fluchtlingsdrama: ein Appell zum Umsteuern. 
In Europa und in Deutschland 


Aus dem Flüchtlingsdrama ist eine politi- 
sche Zerreißprobe geworden. Das Ziel eines 
freundschaftlichen Miteinanders in einem 
Europa der Vielfalt wird derzeit zwischen 
nationalistischen Egoismen und menschen- 
feindlicher Abschottungspolitik zerrieben. 
Auch Deutschland steht vor einer giganti- 
schen Herausforderung, die viele Menschen 
verunsichert und die nur bewältigt werden 
kann, wenn die politisch Verantwortlichen 
mutig und zielstrebig Kurs nehmen auf 
ein zukunftsfähiges, gerechtes und star- 
kes Gemeinwesen. Da aber die für ein sol- 
ches Umdenken und Umsteuern notwendi- 
ge Konsequenz bisher fehlt, entsteht ein 
Klima, in dem Sorgen in Ängste verwandelt 
werden: vor Überforderung, Überfremdung, 
Übervorteilung. Das Schüren von Angst 
gibt rückwärtsgewandten, fremdenfeindli- 
chen, völkischen und rechtsnationalisti- 
schen Parteien in Deutschland und anderen 
europäischen Ländern Auftrieb. 

Aus dieser politischen Sackgasse kom- 
men wir nur heraus, wenn wir die 
Flüchtlingskrise als Appell begreifen. Sie 
bringt die politischen Fehler und Versäum- 
nisse der Vergangenheit schlagartig ans 
Licht. Der mangelnde Wille zur solidari- 
schen Zusammenarbeit in Europa ist Er- 
gebnis eines seit Jahren beschrittenen 
Weges der Europäischen Union, der die 
Mitgliedsländer zu Konkurrenten unterein- 
ander gemacht und zwischen Stärkeren und 
Schwächeren gespalten hat. Dem europäi- 
schen Haus fehlt das soziale und solidari- 
sche Fundament. Und in Deutschland zeigt 
sich, wie falsch das starre Festhalten an ei- 
ner Politik ist, der die »schwarze Null« 
wichtiger ist als ein zukunftsfähiges Ge- 
meinwesen. So führt uns die Flüchtlingskri- 
se brutal vor Augen, wie überfällig ein radi- 
kales politisches Umsteuern ist. 


Brücken statt Mauern 
Der Kurswechsel beginnt mit einem großen 
humanitären Sofortprogramm Europas. 
Die vor Krieg und Elend Flüchtenden dür- 
fen nicht weiterhin durch die beschämende 
Unterfinanzierung der UN-Hilfsorganisatio- 
nen förmlich auf den Weg nach Europa ge- 
zwungen werden. Sie benötigen in ihrer Re- 
gion Existenz-, Bildungs- und Erwerbsmög- 
lichkeiten. 
Zugleich müssen endlich in enger Koopera- 
tion mit den UN geordnete Fluchtwege 
und legale Einreisemöglichkeiten nach 
Europa geschaffen werden. Die Europäi- 
sche Union darf kein Bollwerk errichten ge- 
gen Menschen, die vor Verfolgung und 
Bombenterror flüchten, egal aus welchem 
Land sie kommen. Europa würde daran 
scheitern, sowohl politisch als auch mora- 
lisch. Politisch wird Europa seine Probleme 
nur lösen können, wenn es sich seiner eige- 


nen Verantwortung für die Bekämpfung der 
Fluchtursachen stellt und sich nicht von Re- 
gierungen wie der in der Türkei abhängig 
macht. Und moralisch werden durch jede 
Form der völkerrechtswidrigen Abschot- 
tung die europäischen Werte mit Füßen ge- 
treten. Die UN-Flüchtlingskonvention 
und das Grundrecht auf Asyl sind unan- 
tastbar! 





Ausbruch aus der Sackgasse der 
Austerität 

Statt Geld in Grenzregime, Mauern und 
Stacheldraht zu stecken, sollte endlich kon- 
struktiv an die Bewältigung der riesigen 
Herausforderung für Europa herangegangen 
werden. Mehr Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union können ermutigt und finanziell 
in die Lage versetzt werden, solidarisch und 
entsprechend dem Völkerrecht Flüchtlinge 
aufzunehmen und zu integrieren. Um die 
Koalition der Aufnahmewilligen in Europa 
zu vergrößern, sollte die EU ein gemeinsa- 
mes, z. B. durch Projektbonds finanziertes 
Sonderprogramm für Wohnungen, Schu- 
len, Krankenhäuser und Arbeitsplätze 
initiieren, um das sich insbesondere auf- 
nahmebereite Gemeinden bewerben könn- 
ten. Dies wäre zugleich ein Beitrag zu einer 
europäischen Investitionsinitiative, die sich 
nicht den von der Bundesregierung dogma- 
tisch verteidigten Regeln des »Fiskalpakts« 
unterordnet — Regeln, die seit Jahren die 
wirtschaftliche Entwicklung in vielen Län- 
dern Europas hemmen, soziales wie auch 
ökologisches Unheil vor allem in Südeuro- 
pa anrichten und zunehmend Zweifel an der 
demokratischen Legitimität politischer Ent- 
scheidungen wecken. Strategische Investi- 
tionen z. B. in den Klimaschutz ebnen den 
von der Krise am härtesten betroffenen 
Ländern neue Wege des ökologisch verträg- 
lichen Wachstums und sind zugleich ein 
wirkungsvoller Beitrag zur Bekämpfung 
wichtiger Fluchtursachen von morgen. 


Umsteuern mit Zukunftsinvestitionen 
für Deutschland 
Die Integration der vor Krieg, Elend und 
politischer Verfolgung Geflohenen in 
Deutschland erfordert kluges und mutiges 
Handeln. Sie wird dann gelingen, wenn sie 
Teil der Erneuerung der sozialen Infrastruk- 


Sand im Getriebe - Juni 2016 - Nr. 120 


tur zugunsten aller hier lebenden Men- 
schen ist. 

Als erstes müssen die Länder und vor allem 
die Kommunen unverzüglich vom Bund in 
einem Umfang finanziell unterstützt wer- 
den, der sie in die Lage versetzt, dringende 
Zukunftsinvestitionen in Angriff zu neh- 
men. Für alle heute und zukünftig in 
Deutschland lebenden Menschen ist es 
wichtig, dass unser Bildungssystem — von 
der Kita angefangen — modernisiert und 
ausgebaut wird. Wir brauchen mehr und 
besser bezahlte Fachkräfte in den öffentli- 
chen Dienstleistungen und mehr bezahlba- 
ren Wohnraum für alle in den Ballungsräu- 
men. Die notwendigen Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit unseres Gemeinwesens 
dürfen nicht dem Mantra der »Sparpolitik« 
geopfert werden. Angesichts der niedrigen 
Zinsen ist die Finanzierung Öffentlicher In- 
vestitionen für den Staat so günstig wie 
noch nie. Für die Handlungsfähigkeit des 
Staates sind darüber hinaus das Schließen 
von Steuerschlupflöchern und eine ge- 
rechtere Besteuerung vor allem von Kapi- 
taleinkünften und großen Vermögen un- 
umgänglich. Und eine positive Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt darf nicht dadurch 
gefährdet werden, dass die Flüchtlingskrise 
für eine Absenkung von sozialen Standards 
wie dem gesetzlichen Mindestlohn miss- 
braucht wird. Die schwierige Integration 
der Geflüchteten in den Arbeitsmarkt wird 
nur gelingen, wenn sie allen arbeitenden 
und Arbeit suchenden Menschen in 
Deutschland nutzt. 


Wir werden daran wachsen 
Die Wahlerfolge der AfD und die vielen 
rechtsextremen Anschläge dürfen nicht den 
Blick dafür verstellen, dass die große Mehr- 
heit der deutschen Gesellschaft weiterhin 
von Hilfsbereitschaft und geistiger Aufge- 
schlossenheit geprägt ist. Das gesellschaftli- 
che Engagement demonstriert Tatkraft und 
Erfindungsreichtum - allemal die stärksten 
Motoren für sozialen Zusammenhalt und 
gesellschaftlichen Fortschritt. Auf diese so- 
lidarische Zivilgesellschaft kann und 
muss sich eine kluge und führungsstarke 
Politik stützen. Wenn wir mit Kopf und 
Herz umsteuern, werden wir alle daran 
wachsen: menschlich, gesellschaftlich und 
wirtschaftlich. Wenn wir jetzt in unsere Zu- 
kunft investieren, wird Deutschland in zehn 
Jahren ein stärkeres, ein sozial gerechteres 
und ökologisch nachhaltigeres Land sein, 
als es heute ist. Mit einem solchen Kurs- 
wechsel wird Deutschland zugleich helfen, 
bei uns und in anderen Ländern neues Ver- 
trauen in die Zukunft Europas zu schaffen: 
Ein solidarisches, demokratisches und 
soziales Europa ist möglich! 
http://www.europa-neu-begruenden.de/ 


GO a a 


Pro Asyl 


Das neue Fluchtlings-Bekampfungsprogramm der EU-Kommission 


8.6.2016, proasyl.de 


Die neueste Mitteilung der EU-Kommissi- 
on bestätigt: Menschenrechtlich begründete 
Tabus scheinen sich für die EU erledigt zu 
haben. »Migrationspartnerschaften« werden 
nun als Plan zur Bekämpfung von Fluchtur- 
sachen verkauft. Tatsächlich werden in der 
vorgelegten Strategie aber Herkunfts- und 
Transitländer zur Fluchtverhinderung ein- 
gekauft. 


Die am 7. Juni 2016 von der EU- 
Kommission veröffentlichte und in erster 
Linie von Kommissionsvizepräsident Franz 
Timmermann und der EU-Außenbeauftrag- 
ten Federica Mogherini entworfene Strate- 
gie enthält Vorschläge, Hilfsgelder und 
technische Unterstützung an afrikanische 
und arabische Länder als Anreiz zu liefern — 
die Gegenleistung: eine forcierte Bekämp- 
fung „irregulärer Migration“. 


Die Anreize reichen von günstigen Han- 
delsabkommen über Visaliberalisierungs- 
programme und Hilfsgelder — insgesamt 
sollen in den kommenden fünf Jahren 8 
Milliarden Euro zur Verfügung gestellt wer- 
den. Wer nicht kooperiert, muss hingegen 
mit Negativkonsequenzen, wie der Ausset- 
zung von Handelsabkommen oder der Strei- 
chung von Entwicklungshilfsgeldern, rech- 
nen. 


Nach außen wird vor allem das Vorhaben, 
private Investitionen in Herkunftsländern 
von Migrant*innen mit EU-Mitteln zu för- 
dern, in den Vordergrund gestellt. Doch das 
Dokument macht unmissverständlich klar: 
Primäres Ziel der Kommission ist die Be- 
kämpfung „irregulärer Migration“ schon in 
Herkunfts- und Transitländern und der Ab- 
schluss von Rückübernahmeabkommen -— 
ein Flüchtlingsbekämpfungsprogramm. 


Migrationspartnerschaften nach türki- 
schem Modell 

Zunächst sollen mit neun Ländern neue 
„Migrationspartnerschaften“ (sogenannte 
compacts) abgeschlossen werden. Im Inter- 
view mit der Welt nannte EU-Migrations- 
kommissar Dimitris Avramopoulos die Län- 
der Jordanien, Libanon, Tunesien, Niger, 
Mali, Äthiopien, Senegal, Nigeria und Li- 
byen. 

Unverhohlen erklärt er: „Das Ziel ist eine 
Bekämpfung von Fluchtursachen und ein 
Rückgang der irregulären Migration nach 
Europa.“ Als Vorbild diene das Abkommen 
zwischen der EU und der Türkei, man wolle 
jedoch „maßgeschneiderte Maßnahmen für 


jedes einzelne Land“ entwickeln. Bereits 
am 8. April hatte Angela Merkel verlauten 
lassen, das Ziel sei nun „auch die Flücht- 
lingsroute von Libyen nach Italien zu ord- 
nen und zu steuern, wie wir das bei der 
Türkei gemacht haben“. 

Von einem „Ordnen“ der Fluchtroute von 
der Türkei nach Griechenland zu sprechen, 
ist angesichts der systematischen Rechts- 
verstöße im Rahmen des EU-Türkei-Deals 
zynisch. Eine ähnliche Kooperation mit 
dem in Gewalt und Chaos versinkenden Li- 
byen käme dem vollständigen Ausverkauf 
der menschenrechtlichen Verpflichtungen 
Europas gleich. 





»Better Migration Management«: Ko- 
operation mit Despoten 

Öffentlich gewordene Dokumente enthalten 
eine konkrete Projektbeschreibung, die un- 
ter anderem vorsieht, Fahrzeuge, Kameras, 
Ausrüstung und möglicherweise ein Flug- 
zeug an die sudanesische Regierung zu lie- 
fern — um die „Grenzinfrastruktur“ an 17 
Grenzübergängen zu verbessern. Auch 
Grenzbeamte sollen Trainings erhalten. 
Auch andere afrikanische Despoten sollen 
Partner der EU werden: In Eritrea will man 
die Kapazitäten des Justizsystems vergrö- 
ßern, auch in Äthiopien, Südsudan und So- 
malia sind weitere Maßnahmen geplant. 
Die anvisierten Partnerschaften sind er- 
schreckend und einfach nur widerlich: Der 
sudanesische Präsident Omar Al-Bashir 
wird vom Internationalen Strafgerichtshof 
wegen Kriegsverbrechen gesucht, die erit- 
reische Militärdiktatur unter Isayas Afewer- 
ki wird von der UN wegen Verbrechen 


gegen die Menschlichkeit angeklagt. 


Mit Zuckerbrot und Peitsche gegen 
Flüchtlinge 

Mit Zuckerbrot und Peitsche sollen Her- 
kunfts- und Transitländer gefügig gemacht 
werden. Was unter dem Slogan der „Be- 
kämpfung von Fluchtursachen“ einen hu- 
manitären Anstrich bekommen soll, ist de 
facto ein Programm zum Festsetzen von 
Schutzsuchenden außerhalb Europas. 
Flüchtlingsrechte bleiben in diesen Ver- 
handlungen außen vor. 


Pro Asyl : Maghrebstaaten sind keine 
sicheren Herkunftsstaaten! 

Der Bundestag hat ein Gesetz zur Bestim- 

mung von Algerien, Marokko und Tunesien 

als sichere Herkunftsstaaten beschlossen. 

Staaten, in denen gefoltert wird, demokrati- 


Juni 2016: Die Einreise eines Convois mit Spenden für die Flüchtlinge in der „Jungle 
von Calais“ hat die französische Polizei verhindert. 


http://www.thepeoplesassembly.org.uk/convoy_to_calais 


Am 15. Juni 2016 hat der europäische Gewerkschaftsbund einen Forderungskatalog an ‚,. r = 
(Wr SB ide UNISON > a MOOHH 


die EU verabschiedet. 
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sche Grundrechte missachtet und die Men- 
schenrechte verletzt werden, können jedoch 
keine sicheren Herkunftsstaaten sein! Das 
sollte auch der Bundesrat beachten, der 
noch zustimmen muss. 


Pro Asyl 24. Juni 2016 
Beihilfe zu schweren Menschen- 


rechtsverletzungen: Ausweitung der 
Militäroperation vor Libyen 

Am 20. Juni 2016 entschieden die EU- 
Außenminister, dass im Rahmen der Opera- 
tion neben der Schlepperbekämpfung auch 
gegen Waffenlieferungen nach Libyen vor- 
gegangen werden soll. 

Zu befürchten ist, dass die libysche Küsten- 
wache zur Durchführung sogenannter Pull- 
Backs gedrängt werden soll — das Abfangen 
und Verbringen von Flüchtlingsbooten nach 
Libyen, um ihre Weiterfahrt nach Europa zu 
verhindern. Auch die Ausbildung und der 
Kapazitätsaufbau der libyschen Küstenwa- 
che sollen nämlich Teil der Mandatserwei- 
terung sein. 
Angesichts der katastrophalen Situation für 
Schutzsuchende in Libyen macht sich die 
EU damit mitverantwortlich für schwerste 
Menschenrechtsverletzungen gegen Mi- 
grant*innen und Flüchtlinge in dem voll- 
kommen zerrütteten nordafrikanischen 
Land. Sehenden Auges soll die Bundesma- 
rine Beihilfe leisten, sodass am Ende der 
Kette Schutzbedürftige neue Menschen- 
rechtsverletzungen erleiden. 


Pro Asyl, 23. Juni 2016 
Geplante Reform des Dublin- 
Flüchtlinge schutzlos 
In den kommenden Monaten wird über die 
Reform des Dublin-Systems verhandelt. 
Die EU-Kommission plant eine massive 
Verschärfung des geltenden Dublin-Sys- 
tems. Sie will die Regelungen, die im bishe- 
rigen System eine humanitäre Korrektur des 
Dublin-Systems ermöglichen, abschaffen. 
Hierzu hat die EU-Kommission hat am 4. 
Mai 2016 einen Entwurf für eine neue 
Dublin-TV-Verordnung vorgelegt. Abschie- 
bungen in andere EU-Staaten, in denen un- 
menschliche Bedingungen auf Flüchtlinge 
warten, können bislang verhindert werden 
z.B. mit der Durchsetzung der Selbstein- 
tritts-Klausel. Dies soll künftig nicht mehr 
möglich sein. PRO ASYL warnt davor, die 
Vorschläge der EU-Kommission umzuset- 
zen. Mehr 





Modaira Rubio, Caracas 


Venezuela: Destabilisierung 


(...) Der nur noch geschäftsführend amtie- 
rende Ministerpräsident Spaniens, Mariano 
Rajoy, berief Ende Mai eine Sitzung seines 
Sicherheitsrates ein, um die Auswirkungen 
der »venezolanischen Krise« auf Spanien zu 
erörtern. Es war die erste Zusammenkunft 
dieses Gremiums seit dem 20. November 
2015, als man die Lage nach den Terroran- 
schlägen in Paris diskutierte. So folgt Ma- 
drid dem Beispiel der US-Administration, 
die Venezuela per Dekret zu einer »außer- 
gewöhnlichen Bedrohung für die nationale 
Sicherheit und die Außenpolitik der Verei- 
nigten Staaten« erklärt hat. Madrid macht 
nun geltend, dass die Unversehrtheit der 
fast 200.000 spanischen Staatsbürger, die in 
Venezuela leben, gefährdet sei. Das ist eine 
alarmierende Formulierung, denn nach der 
imperialistischen Militärdoktrin der NATO 
rechtfertigt jede Situation, die Bürger oder 
Interessen eines Mitgliedsstaates gefährdet, 
eine militärische Intervention. Und speziell 
die USA haben in vergangenen Jahrzehnten 
Invasionen in Ländern der Region mit dem 
Einsatz für Sicherheit ihrer Bürger begrün- 
det. 


Auch die »G 7«, die Allianz der imperialis- 
tischen Mächte Deutschland, Kanada, USA, 
Frankreich, Italien, Japan und Großbritanni- 
en, nutzte ihr Gipfeltreffen in Japan am 26. 
und 27. Mai für einen » Aufruf« an die ve- 
nezolanische Regierung, »die Grundrechte 
und Freiheiten, die demokratischen Prozes- 
se und die Vorherrschaft des Rechts« zu re- 
spektieren. 


Diese Parallelität erinnert an die »Operation 
Balboa«, bei der im Mai 2001 unter spani- 
scher Führung eine Invasion von US- und 
NATO-Truppen im Westen Venezuelas in 
einer Simulation durchgespielt wurde. Und 
dazu passt die Ermordung eines ehemaligen 
Kommandeurs der venezolanischen Miliz, 
Felix Velasquez, der am vergangenen Sams- 
tag in Caracas vor den Augen seiner Enke- 
lin brutal massakriert wurde. (...) Es habe 
sich um eine »gezielte Hinrichtung« gehan- 
delt, erklärte Venezuelas Innenminister Gu- 
stavo Gonzälez Löpez. Der Mord reiht sich 
ein in eine ganze Serie von Anschlägen auf 
Angehörige von Armee und Sicherheits- 
kräften sowie auf Aktivisten linker Organi- 
sationen. Die Regierung sieht darin ein Be- 
standteil der imperialistischen Versuche, 
Chaos zu schüren und das Land zu destabi- 
lisieren, um so eine ausländische Interventi- 
on zu rechtfertigen. 


International stützt sich die Kampagne ge- 
gen Venezuela auf Nachrichtenagenturen 
und Massenmedien, die den Eindruck ver- 
mitteln, die Bolivarische Republik sei ein 
»gescheiterter Staat« und stehe am Rande 
einer »humanitären Katastrophe«. So 
sprach OAS-Generalsekretär Almagro der 
venezolanischen Regierung am 25. Mai in 
einem Interview mit der uruguayischen Wo- 
chenzeitschrift Büsqueda ab, noch links zu 
sein: »Die Zahl der Armen ist stärker ge- 
stiegen als in jedem anderen Land der Welt, 
die Korruption ist heute verbreiteter als in 
allen anderen Ländern Lateinamerikas«, 
behauptete er. 


Tatsächlich jedoch ist es Venezuela in den 
vergangenen zwei Jahren nach Angaben der 
UN-Wirtschaftskommission für Lateiname- 
rika und die Karibik (CEPAL;) gelungen, 
die Unterernährung weiter zurückzudrän- 
gen. Die UN-Organisation für Ernährung 
und Landwirtschaft (FAO) würdigte 2015 
zum zweiten Mal die Erfolge der Regierung 
in Caracas bei der Bekämpfung von Hunger 
und extremer Armut, die um mehr als 50 
Prozent zurückgegangen seien. Schon 2013 
hatte Venezuela unter den 15 Ländern ran- 
giert, die in diesem Bereich besonders 
große Erfolge erzielt hatten. "Trotz der ge- 
genwärtigen Wirtschaftskrise, die das Er- 
gebnis einer Aggression gegen Venezuela 
ist, sank die Erwerbslosigkeit im April auf 
7,3 Prozent und damit auf den niedrigsten 
Stand im Vergleichszeitraum in den vergan- 
genen 20 Jahren. Das ist das Ergebnis einer 
Regierungspolitik, die Entlassungen weit- 
gehend untersagt und die Arbeiterrechte 
verteidigt. Zum Vergleich: Im benachbarten 
Kolumbien liegt die Arbeitslosigkeit bei 
zehn Prozent, Tendenz steigend. Auch für 
andere Länder der Region konstatieren die 
CEPAL und die Internationale Arbeitsorga- 
nisation ILO infolge der strukturellen Krise 
des Kapitalismus eine steigende Erwerbslo- 
sigkeit. 


Es ist allerdings nicht zu leugnen, dass die 
Inflation die Lebensbedingungen der vene- 
zolanischen Bevölkerung verschlechtert. 
Die Menschen können nur unter Schwierig- 
keiten Lebensmittel und Medikamente er- 
werben. Doch die Situation ist nicht ver- 
gleichbar mit der etwa im Departamento La 
Guajira des Nachbarstaates Kolumbien, wo 
vor allem Kinder unter einer dramatischen 
Unterversorgung leiden. Die kolumbiani- 
sche Sängerin Shakira prangerte das Ende 
Mai mit den Worten an: »In La Guajira 


sterben 5.000 Kinder an Hunger. Wenn wir 
an ein friedliches Kolumbien glauben wol- 
len, müssen wir beginnen, dieses angefan- 
gen bei unseren Kindern aufzubauen.« 


Doch nicht Kolumbien, sondern Venezuela 
wird attackiert. So kündigte die deutsche 
Lufthansa für Mitte Juni die Einstellung ih- 
rer Flugverbindungen zwischen Caracas 
und Frankfurt am Main an und begründete 
das mit den wirtschaftlichen Schwierigkei- 
ten Venezuelas. Das Unternehmen könne 
derzeit seine in venezolanischer Währung 
erzielten Einnahmen nicht in ausländische 
Währung wechseln und ins Ausland transfe- 
rieren, beklagte die Konzernleitung. Außer- 
dem sei die Nachfrage nach Flügen in den 
vergangenen Monaten weiter zurückgegan- 
gen. Passagiere, die bereits Reisen gebucht 
haben, sollen nach Angaben der Airline 
Umwege über Bogotä oder Panama in Kauf 
nehmen oder den Flugpreis erstattet bekom- 
men. 

Andere Luftverkehrsgesellschaften sehen 
die Lage in Venezuela dagegen offenbar 
entspannter. So teilte das kanadische Unter- 
nehmen »All Inclusive« am Rande der In- 
ternationalen Tourismusmesse in Havanna 
Anfang Mai mit, man plane die Aufnahme 
von Charterflügen zwischen Kanada und 
Venezuela, um den Tourismus zwischen 
beiden Ländern zu fördern. 


http://www.jungewelt.de/2016/06-04/012.php 





Weitere Artikel über Venezuela 


Die sichtbare Hand des Marktes 

Kissinger und Nixon zerstörten die Regie- 
rung Allende in Chile, indem sie schworen, 
dass sie deren Wirtschaft "vor Elend wei- 
nen" lassen würden. Von uns hängt es ab, 
ob sie die unsrige zerstören oder nicht. 


Eine andere Perspektive 

Jacquelin Jimenez berichtet über die 
Knappheit an Lebensmitteln, Medikamen- 
ten und anderen Grundbedarfsgütern 

„ Das Horten von Lebensmitteln in den 
großen Lagerhäusern der Industrie und 
das Zurückfahren der Produktionsleistung 
finden statt, um die Bevölkerung, die diese 
Regierung unterstützt, gegen sie aufzuwie- 
geln.“ 


r 


'Die Regierung versteht das 
Wesen dieser Krise nicht'' Der Öko- 
nom Victor Älvarez über die wirtschaftli- 
che Lage in Venezuela und notwendige 





Maßnahmen zur Überwindung der Krise 








Weitere Hinweise, Artikel über Lateinamerika: 


http://www.medienanalyse-international.de/gauer.html 
Deutsche Ausgabe des wöchentlichen Pressedienstes lateinamerikanischer Agenturen https://www.npla.de/ 


http://www.legrandsoir.info/venezuela-les-cing-plus-grands-mensonges-des-medias.html 


www.amerika21.de ; 
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Matthias Jochheim 


Gemeinsame Sicherheit statt Krieg - Alternativen zur NATO 


These 1: Die Bundesrepublik Deutsch- 
land ist von keinem äußeren Feind mili- 
tärisch bedroht, führt selbst aber Krieg 
in mehreren Weltregionen. Die „Verteidi- 
gungsministerin“ ist in Wahrheit eine 
Kriegsministerin. 


Frau von der Leyen hat angekündigt, ein 
milliardenschweres zusätzliches Investiti- 
onsprogramm für die Bundeswehr auflegen 
zu wollen - umgerechnet 9 Milliarden Euro 
jährlich zusätzlich, und 7000 neu einzustel- 
lende Soldaten. Ziel ist es, die Mittel für 
Kriegsführungskapazitäten auf 2% des 
Bruttosozialprodukts anzuheben, wie von 
der NATO als Vorgabe gefordert. 
Deutsche Soldaten sind inzwischen auf 
mehreren Kontinenten im Kriegseinsatz, in 
der Regel in Kooperation mit NATO-Ver- 
bündeten. Dabei ist die BRD offensichtlich 
von keinem äußeren Feind bedroht, gegen 
den militärische „Verteidigung“ erforderlich 
sein könnte. 

„World at war“ hat die UNO-Flüchtling- 
sorganisation UNHCR ihren Bericht für 
das Jahr 2014 betitelt: die bewaffneten 
Konflikte von Osteuropa bis zum Hindu- 
kusch und nach Afrika treiben weiter Mil- 
lionen in die Flucht. Das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge hat die Her- 
kunftsländer der in Deutschland Schutzsu- 
chenden für 2015 aufgeschlüsselt: die 
weitaus meisten, über 35%, kommen aus 
Syrien, und insgesamt rund 60% aus Regio- 
nen, in denen unter aktiver Beteiligung von 
NATO-Mächten Krieg geführt wurde und 
wird. 

Hat die NATO also militärisch versagt, wer- 
den die neuen Waffen und die Aufstockung 
des Bundeswehr-Personals in Osteuropa, 
Asien und Afrika das Los der Menschen in 
den Einsatzgebieten zum Besseren wenden? 
Ist die NATO also die geeignete Organisati- 
on, globale Sicherheit nicht nur für die In- 
teressen von Rüstungskonzernen, sondern 
auch für die Menschen in Konfliktregionen 
voranzubringen? Zunächst ein Blick auf 
Geschichte, Entwicklung und bisheriges 
Agieren von NATO-Mächten. 


A. Entstehung der westlichen Militär- 


bündnisse nach dem 2.Weltkrieg 
Die NATO war seit 1949 der Rahmen für 


die Wiederaufrüstung der Bundesrepublik 
Deutschland, die erfolgte, obwohl die ur- 
sprünglichen Beschlüssen der Siegermächte 
des zweiten Weltkriegs bei der Potsdamer 
Konferenz 1945 vorsahen, den deutschen 
Militarismus endgültig zu eliminieren. Die 
Remilitarisierung Westdeutschlands (der 
Bundesrepublik Deutschland), in Konfron- 
tation mit der Sowjetunion, wurde stattdes- 
sen von den Offizieren der deutschen Wehr- 
macht umgesetzt, die den Vernichtungs- 
krieg 39- 45 insbesondere im Osten geplant 


und kommandiert hatten. 

Nach ihrer Gründung wurde die NATO Teil 
eines weltweiten, insbesondere gegen die 
Sowjetunion, später auch gegen die Volks- 
republik China gerichteten Systems von 
Militärallianzen, wie der SEATO (Süd- 
ostasien-Vertragsorganisation), und der 
CENTO (Central_Treaty_Organization). 
Die letztgenannten Bündnisse sind inzwi- 
schen aufgelöst und z.T. durch andere For- 
men der Einflussnahme durch die USA er- 
setzt worden. 


B. USA und NATO 

Die entscheidende Kraft in der Entwicklung 
der NATO waren und sind die USA. 

Der Militärapparat der US-Streitkräfte ist 
weltweit unvergleichlich: sie betreiben über 
700 Auslands-Stützpunkte auf drei Konti- 
nenten, und kontrollieren weltweit die 
Ozeane (und bekanntlich auch die Telekom- 
munikation, wie man jetzt weiß). Die Ge- 
samtausgaben für die US-Streitkräfte lagen 
2014 bei rund 600 Mrd. USD, die NATO- 
Militärausgaben zusammen werden mit 

863 Mrd. US-Dollar angegeben, etwa 50% 
der gesamten Rüstungsausgaben weltweit. 
Dabei haben die NATO-Mitgliedsnationen 
mit einer Zahl von 906 Millionen Men- 
schen einen Anteil von rund 12% an der 
Weltbevölkerung. (Nicht berücksichtigt da- 
bei: Saudi-Arabien - 80 Mrd. USD -, Japan 
mit 45 Mrd. $ jährlich, und andere militäri- 
sche Kooperationspartner von USA und 
NATO, wie Australien, Neuseeland, Ko- 
lumbien u.a.m.). Unbestreitbar ist bisher die 
Charakterisierung der USA durch den frü- 
heren US-Sicherheitsberater Brzezinski: 
„Die einzige Weltmacht“. 1956 war der ge- 
scheiterte Suez-Krieg der alten Kolonial- 
mächte Frankreich und Großbritannien - ge- 
meinsam mit Israel gegen Ägypten - das 
letzte Kriegsabenteuer dieser Regierungen, 
das sie ohne die Unterstützung des „Big 
Brother“ unternahmen. 


C. US-Kriege sowie NATO-Militär-Put- 
sche seit 1945 - eine unvollständige Auf- 


zahlung 
Korea-Krieg 1950-53, mit UN-Mandat, 


unter Beteiligung von Verbündeten (ca. 
950.000 getötete Soldaten, ca. 3 Millionen 
getötete Zivilisten); 

Vietnam-Krieg 1963-75 (Todesopfer etwa 


3 Millionen, darunter über 1,3 Millionen vi- 
etnamesische Kombattanten. Zudem fielen 
58.220 US-Soldaten und 5.264 Soldaten ih- 
rer Verbündeten. Fortbestehende Giftschä- 
den durch das massenhaft eingesetzte Di- 
oxin „Agent Orange“). 

In allen diesen US-Feldzügen wurde die 
Kriegsführung vom US-Militär bestimmt, 
unterstützt jeweils von einer „Koalition der 
Willigen“. 

NATO-Militär-Putsche in Griechenland 
1967; in der Türkei (1960, 1973, 1980), 
beide seit 1952 NATO-Mitglieder 


D. NATO nach dem Ende des Warschau- 
er Pakts und der Auflösung der Sowjet- 
union 1991: 

Neudefinition des Bündnisses: nicht mehr 
ausschließlich die Verteidigung der Bünd- 
nispartner im Falle eines äußeren Angriffs, 
wie bei der Gründung 1949 erklärt, war nun 
der Inhalt, sondern im Punkt 13 des am 
8.November 1991 in Rom beschlossenen 
neuen Konzepts wird festgelegt, dass auch 
die „Verbreitung von Massenvernichtungs- 
waffen, die Unterbrechung lebenswichtiger 
Ressourcen sowie Terror- und Sabotageak- 
te“ die Sicherheitsinteressen des Bündnis- 
ses tangieren, und folglich nun weltweit 
NATO-Eingriffe auslösen können. 


Das Völkerrecht verlor dabei auch für die 
europäischen Verbündeten weitgehend sei- 
ne Relevanz, wie der 1998/99 inszenierte 
und geführte NATO-Krieg gegen Jugosla- 
wien - erstmals wieder unter militärischer 
Beteiligung Deutschlands - unter Beweis 
stellte. Aufschlussreich in diesem Kontext 
die Begründung des US-Sonderbeauftragten 
Richard Holbrooke für die schon im Bos- 
nien-Krieg erfolgte extralegale Bombardie- 
rung durch die US-Luftwaffe: dies war, so 
erinnert er sich, (Zitat) “seit dem Ende des 
Kalten Kriegs der wichtigste Test für den 
amerikanischen Führungsanspruch nicht 
nur in Bosnien, sondern in ganz Europa.“ 
Ex-Kanzler Schröder hat übrigens im Kon- 
text mit dem Konflikt um die Ukraine und 
die Krim ganz nonchalant zu Protokoll ge- 
geben, der Kosovo-Krieg sei natürlich unter 
Bruch des Völkerrechts geführt worden. 


E. Aktuell: NATO-Osterweiterung/ 





Ukraine/ Syrien 
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Entgegen mündlicher Zusagen erfolgte 
nach dem Ende der Sowjetunion und des 
Warschauer Pakts eine rasche Erweiterung 
der NATO um eine Reihe osteuropäi- 
scher Staaten, darunter auch die früheren 
baltischen Republiken der Sowjetunion. Die 
Zahl der Nato-Mitglieder ist inzwischen 
von anfangs 12 auf heute 28 Staaten ange- 
stiegen. 

In der Ukraine, ökonomisch und politisch 
mit Russland vielfältig verbunden, entstand 
in der von „Oligarchen“ privatisierten Wirt- 
schaft eine eskalierende Krise. 2014 dann 
kam es auf bis heute nicht aufgeklärte Wei- 
se unter Mitwirkung westlicher Regierun- 
gen zum gewaltsamen Sturz der gewählten 
Regierung in Kiew, die neuen Machthaber 
lösten im Osten des Landes einen Bürger- 
krieg aus und drohten mit der Kündigung 
eines Stützpunkts der russischen Flotte auf 
der Krim, einem Gebiet mit einer mehrheit- 
lich russischsprachigenBevölkerung. Paral- 
lel fanden unter Mitwirkung ukrainischer 
Flottenverbände NATO-Marinemanöver im 
Schwarzen Meer statt, und inzwischen auch 
in der Ukraine selbst ein gemeinsames Ma- 
növer der ukrainischen Armee mit US- und 
NATO-Truppen. NATO-Verbände an Russ- 
lands Grenzen werden weiter verstärkt, die 
US-Armee führt in diesen Gebieten ostenta- 
tiv Manöver durch und wird in Europa um 
dorthin verlegte Kampfverbände verstärkt, 
parallel zur Einrichtung einer ultraschnellen 
Eingreiftruppe unter Beteiligung der Bun- 
deswehr. An der Nabhtstelle zu Russland 
wurde ein Konfliktherd bewusst ver- 
schärft, statt eine für die betroffene Bevöl- 
kerung tragbare Kompromisslösung der di- 
vergierenden Interessen zu finden. Wer pro- 
fitiert davon? 


Parallel dazu prallten die strategischen Zie- 
le auch im Nahen Osten aufeinander. Wie- 
derum gegen die Interessen der dort Betrof- 
fenen ebenso wie gegen die völkerrechtli- 
chen Regeln der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten souveräner Staa- 
ten haben die USA, Großbritannien und 
Frankreich, diesmal mit aktiver Beteiligung 
auch der deutschen Bundesregierung, als 
„Freunde Syriens“ im Bunde mit so illust- 
ren Demokraten wie den Scheichs von Ka- 
tar und von Saudi-Arabien ein weiteres ara- 
bisches Land mit ihren Wohltaten bedacht, 
insbesondere Waffenlieferungen und militä- 
rische Ausbildungshilfe, auf dem Weg über 
die Erdogan-Türkei. Auch die Luftwaffe 
von USA, Großbritannien, Frankreich, Is- 
rael und nun auch Deutschland, auf der an- 
deren Seite Russlands sind, um mit Orwell 
zu sprechen, im heftigen Friedenseinsatz. 
Die Folgen sind uns allen präsent: zerstörte 
Regionen und Millionen von Flüchtlingen 
in Syrien selber, in den Nachbarländern, - 
und nun auch in Europa. 





IMI- Informationsstelle Militarisierung: 
Die 360°-NATO: Auf Konfrontationskurs 
mit Russland und dem Rest der Welt 
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T'hese 2: Rüstung und Krieg haben we- 
sentlich ökonomische Hintergründe 





Welches sind nun die inneren Antriebskräf- 
te für Militarisierung und Krieg in unseren 
„westlich-demokratischen“ Staaten? 
US-Präsident Dwight D. Eisenhower, ein 
ehemaliger Oberbefehlshaber der US-Army 
im zweiten Weltkrieg, warnte bei seinem 
Abschied aus dem Präsidentenamt 1959 vor 
der gefährlichen Macht des „militärisch- 
industriellen Komplex“ in den USA, der zu- 
nehmend die politischen Entscheidungen 
der Regierung auch über Krieg und Frieden 
dominierte. 

Die Rüstungsindustrie hat insbesondere 
für die USA nach dem 2.Weltkrieg eine we- 
sentliche gesamtwirtschaftliche Bedeutung: 
1962 wurde „56,2% des gesamten Absatzes 
der elektronischen Industrie für militäri- 
sche oder — eng damit verbunden - Zwecke 
der Raumfahrt verwendet. 40% der bis 
1959 verkauften Computer wurden entwe- 
der direkt vom Militär oder von der Rüs- 
tungsindustrie mit staatlicher Unterstüt- 
zung gekauft. Die Computer-Forschung 
und Entwicklung wurde hauptsächlich 
vom Militär in der einen oder anderen Wei- 
se finanziert.“ Die elektronische Industrie, 
der am schnellsten wachsende Industrie- 
zweig, war vollkommen miilitarisiert. 
„Größere Firmen mit großem Kapital und 
großer Produktionskapazität verdanken 
ihre Überlebenschancen nach dem 2.Welt- 
krieg dem Kalten Krieg. ...So hat im Jahr 
1960 das Militär 6,1 Mrd. Dollar für For- 
schung und Entwicklung aufgebracht, wäh- 
rend die Privatindustrie nur 4,4 Mrd. Dol- 
lar beigetragen hat. ...Vieles weist darauf 
hin, dass durch die Militarisierung der 
Wirtschaft tatsächlich eine wesentliche Ri- 
sikoquelle kapitalistischer Produktion be- 
seitigt wurde: die Entwicklung neuer Pro- 
duktionsverfahren und Produkte....Man 
kann nicht eindringlich genug darauf hin- 
weisen, dass selbst der relative Wohlstand 
und die Stabilität der amerikanischen Ge- 
sellschaft heute vollkommen auf einer 
Grundlage beruhen, die ungeheuer zerstö- 
rerische Kräfte freisetzt.“ (in: Horowitz, 
Big Business und Kalter Krieg, Bertrand 
Russel Peace Foundation 1969) 


Militarisierung und Krieg als Geschäft — 
das gilt heute natürlich in besonderem 
Maße für die Supermacht USA - aber es ist 
auch in deren kleineren Trabanten ein wirk- 
sames Prinzip des Unfriedens. 


These 3: Menschliche Sicherheit ist nicht 
durch Krieg zu erreichen 


Schon vor Jahren hat die britische Wissen- 
schaftler-Gruppe Oxford Research Group 
die Forderung nach einem Paradigmen- 
wechsel zum Begriff der Sicherheit gestellt, 
weg von der Fixierung an militärische 
Machtentfaltung, hin zur „Human Securi- 
ty“: der Ernährungssicherheit, der ökologi- 
schen Sicherheit, dem schonenden Umgang 


mit Ressourcen, der sozialen Sicherheit - all 
dies in der gegenwärtigen Globalisierung 
sträflich vernachlässigte elementare 
menschliche Interessen, die wir ins Zen- 
trum der öffentlichen Debatte rücken müs- 
sen. Krieg und Militarisierung ist, das 
wusste schon Thomas Mann, die wirksams- 
te Methode, von den tatsächlich notwendi- 
gen gesellschaftlichen Veränderungen ab- 
zulenken. 


Ad hoc könnte der Frieden in Mitteleuropa 
am besten gesichert werden durch 

* den Abzug aller Atomwaffen aus 
Deutschland 

* die Schließung der US-Militärstützpunkte 
in Deutschland, dabei besonders auch der 
US-Leitstelle in Ramstein für den weltwei- 
ten Drohneneinsatz 

* nach dem Vorbild Frankreichs unter Präsi- 
dent de Gaulle: die Beendigung der NATO- 
Integration Deutschlands in gemeinsamen 
Planungsstäben und kriegerischen Einsät- 
zen 

* den verbindlichen Verzicht auf bewaffnete 
Auslandseinsätze der deutschen Bundes- 
wehr 


* Längerfristig: den Austritt aus der NATO, 
als Schritt zur Auflösung dieses Bündnis 

* Abrüstung der Bundeswehr, Umschulung 
der Soldaten zu internationale einsetzbaren 
Katastrophenschutzhelfern 

* Umwidmung der Mittel aus dem Kriegs- 
und Rüstungsetat zum Zweck der Förde- 
rung erneuerbarer Energien, der Entwick- 
lung umweltverträglicher Verkehrssysteme, 
der wirtschaftlichen Förderung der ausge- 
beuteten Länder Asiens, Afrikas und La- 
teinamerikas 


These 4: das kritische Potential gegen- 
über den massiven Bedrohungen in unse- 
rer gegenwärtigen Weltlage ist auch in 
Deutschland nicht geringer als zu Hoch- 
zeiten der Friedensbewegung. 


Es besteht ein deutliches Bewusstsein über 
die bedrohlichen Missstände in unserer Ge- 
sellschaft, über die soziale Ausgrenzung, 
die ökologische Talfahrt, die wirtschaftliche 
Not auch in Europa, das Elend von Kriegs- 
flüchtlingen, und die Unglaubwürdigkeit 
von Politikern und Medien in der öffentli- 
chen Behandlung all dieser Themen. 


Es ist unsere Aufgabe, als informierte, zur 
Aktivität bereite Bürgerinnen und Bürger, 
über den Tellerrand unseres jeweiligen 
Stamm-Themas hinaus zu blicken, den Mut 
auch zu an die Wurzel gehender Kritik auf- 
zubringen, und zu einer großen Bewegung 
beizutragen, die den Satz ernst nimmt: 
„Mehr Demokratie wagen!“, und zwar ge- 
rade im Kernbereich unserer Gesellschaft: 
den ökonomischen Strukturen, die heute so 
zerstörerisch wirken. 

Wir haben bedeutende Verbündete, denn 
auch Papst Franziskus sagt es öffentlich: 
„Diese Wirtschaft tötet.“ 


Se ST ce a es un 


Bündnis zur Beendigung der israelischen 
Besatzung 


Rupert Neudeck: 
Initiator, Mitgründer, Freund... 
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Liebe Freundinnen und Freunde des Bündnisses BIB! 

Zahlreich sind die Nachrufe zu lesen und zu hören über den 
Menschenfreund und radikalen Denker und Helfer Rupert Neu- 
deck. Sein Name ist untrennbar verbunden mit Begriffen wie 
Flüchtlinge, Cap Anamur, Komitee, Menschenrechte oder Grün- 
helme. 

Selten wird erwähnt, wie sehr sich Rupert Neudeck seit über 
zehn Jahren für die Rechte der Palästinenser eingesetzt hat. Ein- 
drücklich hat er daüber in seinen Büchern "Ich will nicht mehr 
schweigen. Über Recht und Gerechtigkeit in Palästina” und 
"Das unheilige Land. Brennpunkt Naher Osten" geschrieben, 
nachdem er mit seinem Freund Norbert Blüm dorthin gereist 
und das Unrecht vor Ort mit eigenen Augen gesehen hatte. 
Rupert Neudeck war es, der uns in sein Haus in Troisdorf im 
Herbst 2015 einlud, um gemeinsam zu überlegen, was gegen 
dieses "schreiende Unrecht" zu tun sei. In seinem Wohnzimmer, 
in dem schon so Vieles initiiert worden war, wurde der Grund- 
stein für BIB gelegt. Von einem "großen Knaller" träumte er, 
der die Menschen und die Politik wachrütteln sollte. "Überall, 
wo ich hinkomme, wird alles besser", sagte er bei unserem letz- 
ten Treffen im Januar in Berlin. "Nur in Israel und Palästina 
wird alles immer schlimmer. Das müssen wir ändern." 

Dieses Vermächtnis hat er uns hinterlassen. Rupert Neudeck hat 
uns inspiriert, er hat uns herausgefordert und wollte nicht locker 
lassen. "Menschenrechte sind unteilbar und müssen für alle gel- 
ten", so sein Credo. Dies müsse auch und gerade in Deutschland 
in Bezug auf Israel und die Palästinenser gelten. 

Wir werden Dein Andenken durch unsere Arbeit ehren, lieber 
Rupert. Und werden Dich in unserer Mitte vermissen. 


Mit traurigen Grüßen, 
Nirit Sommerfeld, im Namen aller Mitglieder 


www.bib-jetzt.de 


Eduardo Galeano 


Muhammad Ali 
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Wandbild des Künstlers Brolga in Alis Geburtsort Louisville, 
Kentucky 


Eine Hommage von Eduardo Galeano (1940 — 2015), Poet 
und Aktivist aus Uruguay 





Sie nannten ihn Cassius Clay: er wählte den Namen 
Muhammad Ali. 

Sie machten ihm zum Christen: er wählte den Glauben des 
Islam. 

Sie zwangen ihn, sich zu verteidigen: er schlug zu wie sonst 
keiner, wild und schnell, zertrümmernde Feder, 
unzerstörbarer Weltmeister. 

Sie sagten ihm, dass ein guter Boxer den Streit im Ring 
austrägt: er sagte, der wahre Ring ist der, in dem ein 
siegreicher Schwarzer für die besiegten Schwarzen kämpft, 
für die, die Küchenabfälle essen. 

Sie rieten ihm zur Diskretion: seitdem brüllte er. Sie hörten 
sein Telefon ab: seitdem brüllte er auch am Telefon. 

Sie steckten ihn in eine Uniform, um ihn in den Krieg nach 
Vietnam zu schicken: er zog die Uniform aus und brüllte, 
dass er nicht geht, weil er nichts gegen die Vietnamesen hat, 
weil sie ihm nichts Schlechtes getan haben und auch sonst 
keinem schwarzen Nordamerikaner. 

Sie nahmen ihm den Weltmeistertitel, verboten ihm zu 
boxen, verurteilten ihn zu Gefängnis und Geldstrafe: 
brüllend bedankte er sich für diese Lobreisungen seiner 
menschlichen Würde. 


(Aus: Memoria del Fuego III: El Siglo del Viento) 
https://amerika21.de/dokument/153809/muhammad-ali-galeano 


Sommerakademien 


Attac Österreich 
13. bis 17. Juli in Schrems, Niederösterreich . 
Die 15. SoemmerAkademie „Globalisierung und Flucht — 
gemeinsam handeln für ein solidarisches Europa“ 


http://www.attac.at/sommerakademie 
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Attac Deutschland 
3. bis 8. August in Düsseldorf 
WAS? 
> Wissen, Aktion, Strategie für eine solidarische Welt! 


Die Aktionsakademie findet dort auch statt. 
http://www.attac.de/sommerakademie/start/ 


GE Ye au es 


